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Zehnte Sitzung
in der Aula der Kenlschnlc zu Düsseldorfum 3. Mm 1879.

Eröffnung der Sitzung nach 10 Uhr.
Marsch all: Ich bitte Herrn Freiherr« von LoL baS Protokoll der vorigen Sitzung

zn verlesen.
(AbgeordneterFreiherr Engen von soü verliest das Protokoll).
Marsch all: Ist Etwas zn dem Protokoll zn bemerken?Wenn kein Widersprucherfolgt

^ ich loustatirc dieses hiermit — so erkläre ich dasselbe für genehmigt.
(Das Protokoll der heutigen Sitznug führt Herr AbgeordneterIentge s).
Marsch all: Wir treten in die Tagesordnung ein.
1. Referat des IV. Ausschusses, betreffend Ausgabe-Etat der Direktion der

Rheinischen Provinzial-Hülfskasse.
Referent Abgeordneter (Äraf von Spee: Meine Herren! Der Provinzial-Verwaltungsrath

hat iu Nr. 50 der Druckfachcu den Ausgabe-Etat der rhein. Hülfökasse pro l870/80 vorgelegt. Die
gegen früher nothwendiggewordenenAenderungenin den Personal-Verhältnissensind in den Druck¬
sachen so eingehenderörtert, daß es der IV. Ausschuß nicht für nothwendig gehalten hat, weiter
darauf einzugehen. Er empfiehlt Ihnen einfach die Annahme des Etats. Das Referat lautet
folgendermaßen(verliest das Referat):

„Der IV. Ausschuß hat den vom Proviuzial-Verwaltungsrathe iu Nr. 50 der gedruckten
Vorlage» aufgestelltenEtat geprüft nnd die einzelnenPositionen für angemessen erachtet.

Er beantragt daher, der hohe Landtag wolle demselben seine Genehmigungertheilen."
Marsch all: Ich eröffne die Distnssion — Da sich Niemand zum Wort meldet, so

schließe ich dieselbe und frage, ob wir die eiuzelncn Positionendurchberatheu sollen. (Rufe: „lln I,!»«").
Es wird der Antrag auf on K1u«-Aunahmegestellt. Weuu kein Widerfprucherfolgt, fo

erkläre ich die on dlooAnnahme für genehmigt.— Ich konstatire, daß kein Widersprucherfolgt.
Der Etat der Provinzial-Hülfskasseist also on bluc genehmigt. Wir gehen über zu Punkt 3, und
bemerke ich dazu, daß der Punkt 2 der Tagesordnung mit dem 4. Punkt vom IV. Ausschuß
z»sammengefaßtist. Wir nehmen also zunächst vor:

3. Referat des I. Ausfchuffes, betreffend Antrag des Abgeordneten Freiherr,,
Felix von Loö auf Einstellung des laufenden Zinsgewiuns der Provinzial-Hülfs-
kasse in den laufenden Haushaltö-Etat behufs Herabminderung der Prooiuzial-
Umlage.

Referent Abgeordneter Marcus: Meine Herren! Es ist von dem Herrn Freiherrn
Felix von Loll au den Provinzial-Landtag folgenderAntrag gestellt (verliest):

Der Provinzial-Landtag wolle beschließen:
„Die aus dem Etat für Verwendung deö Zinsgewinnes der Rheinischen Provinzial-
Hülfskasse(Ständefonds) bewilligten laufenden nnd einmaligen Ausgaben pro 1879
und 1380 anf den angesammeltenZinsgcwinn der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse
zu überweisen,den laufenden Zinsgcwinn pro 1879 und 1880 aber in dem Hauptetat
zur Perwendung für andere gemeinnützigeZwecke einzustellennnd eine dem eut
sprechende Verminderung der Provmzialumlage eintreten ;n lassen."
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Der I. Ausschluß ist in die Berathung über diesen Antrag eingetreten, und beehre ich mich
Ihnen Namens des Ausschusses folgendesReferat vorzutragen («erlieft):

„Da die auf die Zinsgewinne der Provinzial-Hülfstafse durch Beschlüsse des hohen Land¬
tages bereits zu einmaliger Ausgabe und durch für mehrere Jahre weiter übernommeneVerpflicht
tuugeu angewiesenenZahlungs-Verbinblichteitenden jetzt vorhaudeneu Bestand der Uebelschüsse der
Proviuzial-HülfSkassebeinahe ganz absorbireu, so würde es sich bei dem vorliegeudcnAntrage nur
für die Zukunft darum handeln, d i e Zins-Uebcrschüsfe in den Etat aufzunehmen,die in den bevor¬
stehendenEtats-Jahren sich ergeben werden.

Die Verfügung des Landtages über den Ziusgewiuu der Provinzial Hülfötafse, — insoweit
ihm dieselbe in Berücksichtigung anderweitigbeschlossenerVerwendungzusteht, — ist durch ß. 9 des
Gesetzes, betreffenddie Ausführung des Gesetzes vom 30. April 1873 wegen Dotation der Pro-
vinzial- und Kreis-Verbäudc vom «. Juli 1875, auf „gemeinnützigeZwecke im Iutereffc der
Provinz" normirt.

Da es empfehlenswert!)erscheint, über die zu solchen Zwecken den Beschlüssen des Land¬
tages zur Verfügung stehenden Beträge stets eine klare Anschauungzu habe», uud die Einstellung
des dem Landtage zur Verfügung steheudcn Theiles des Ziusgcwiunes in den Etat keine Ein
Wirkung auf die Provinzial-Umlagc haben wird, insofern diese verfügbaren Beträge doch nur für
die in dem angezogeneuGesetze charakterisirtrnZwecke verwendet werden dürfen, fo empfiehltder"
1. Ausschuß, auf den Antrag des Abgeordneten Freiherr» Felix von Loö nicht einzugehen,vielmehr
zn befchlicßen, die bisherige Praxis der separaten finanziellen Behandlung der Zins-Ueberschüsse der
P rovinzial-Hülfstassebeizubehalten."

Marsch all: Ich eröffne die General-Diökussiou.
AbgeordneterFreiherr Felix vou Loü: Meiue Herren! Ich bedcmre, daß der Ausschuß

den Antrag so knrzwegabgelehnt hat, und ich erlaube mir daher, heute hier die Versammlung zu
bitten, denselben in nähere Erwägung zn ziehen und anznnehiucn. Die Absicht des Antrags geht
dahin, die Provinzial-Umlage um eine» beträchtliche»Betrag zu ermäßigen; wenn die Unilage
ermäßigt werden soll, — was doch der allgemeineWunsch ist, nicht allein von uns, sondern von
der ganzen Provinz, — so nmß es auch ciu ncnncnswerther Betrag sein, um den die Umlage
ermäßigt wird, uud als solchen habe ich mir beispielsweise ^ Million Mark gedacht,waö '/« der
Provinzial-Umlage sein würde. Ich bin dazu veranlaßt worden durch den Antrag der Herren
Courth und von Eynern, die den KreiS-Fonds eingestellt haben wollen. Diese Einstcllnng würbe
stark 300 000 Mark betrage«, wenn dazn der laufende Ziusgewiuu der Provinzial-Hülfstaffe mit
stark 200 000 Mark jährlich hinzu käme, so würde eiue Summe vou 500 000 Mark erreicht. Was
die Einstellung dieses laufenden Zinsgewinns für die kommcuden 2 Jahre mit Rücksichtauf die
bereits von Seiten des Provinzial-Landtages gemachte» Newilliguugen betrifft, fo hat auch das
Referat nicht bestritteu, daß das sehr wohl möglich sei, indem die ganze Snnnne der Bewilligungen
aus diesen Fonds für die nächsten2 Jahre, sowohl der einmaligen als der laufenden, diejenige
Snnnne nicht erreicht, welche aus dem Zinsgcwinne der früheren Jahre bereits angefammclt ist
und die circa — genau weiß ich es uicht — 400 000 Mark betragen soll. Wir sind aber mit
unserenBewilligungen, glaube ich, uicht an 300 000 Mark gekommen. Nun glaube ich allerdings,
daß der Kreis-Fonds wohl nicht eingestelltweiden wird, wenn ich nach der herrschenden Stimmung
urtheilen darf. Alfo zu diesen, Autrage würde mein Antrag nicht mehr passen. Aber ich habe
mit Vergnüge» gesehe», daß der Proviuzial-Verwallungsrath unseren Wünschen entgegen kommen
will, und unter Nr. I« der hentigeu Tagesordnung wird der 1. Ansschnß ein Referat erstatten,
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wonach 200 000 Mark erspart werden solle»; vielleicht ließen sich noch irgend andere kleine Posten
finden und wir hätten dann mit dem Stände-Fonds 500 000 Mark. Weniger, glaube ich, sollten
wir nicht ersparen. Ich glaube auch, die Sache ist geschäftlich begründet. Wie ich gehört habe,
sollen im Laufe der nächsten Jahre noch weitere Ersparnisse oder Verminderungen der Proviuzial-
Umlage bis zum Betrag vou 560 000 Mark iu Vorschlaggebracht werden. Es scheint mir daher
richtig, daß wir heute schon in diesen Weg einzutreten suchen, der über 2 Jahre eingeschlagen
werden soll. Ich wiederhole,mein Antrag entspricht dann meiner Absicht, wenn in anderer Weise
zu diesem Ziusgewiuueder Hülfskasse noch weitere Ersparnissehinzukommen bis zu 4—500 000 Mark.
Wenn das uicht geschehen würde, danu würde ich meinen Antrag gar nicht gestellthaben und ich
würde ihn auch heute zurückziehen. Ich möchte darum an den Herrn Marschall die Bitte richten,
ob er nicht die Abstimmung hierüber jetzt noch aussetzen will, bis sie am Schlüsse mit andern
zusammengemachtwerden kann, bis wir ein klares Bild vor uus habe». Wir würden dieses
klare Bild jetzt schon haben, wenu eine Generaldebatte stattgefuudeu hätte, was leider nicht der
Fall war.

Ich muß aber uoch auf dasjenige zurückkommen, was der Ausschuß vorgetragen hat.
Meine Herren! Man erkannte meinen Antrag vo» der praktischen Seite als richtig an, denn der
Ausschußhat mir kein anderes Motiv entgegengestellt,als nur ein formelles, iu den gesetzlichen
Bestimmungen gcfuudenes, aber in den übrigen Pnnktcu und vom praktischen Standpunkt ans ist
der Ausschußmeiner Ansicht,und er würde meinen Antrag befürwortet haben, wenn nicht nach
seiner Ansicht dieses gesetzlicheMotiv vorläge. Meine Hcrreu! Im Paragraphcu 9 des Gesetzes
vom 8. Juli 1875 über den Dotationsfonds ist gesagt: der Zinsgewinu dürfte zu gemeiuuützigeu
Zwecken verwcmdtwerden. Nnn frage ich, ist denn die Verwendung,die mein Antrag dem Zins-
Wvinn geben würde, keine Verwendung für gemeinnützige Zwecke?

Wir haben hier nur gemeinnützige Zweckezu erfüllen. Der Paragraph 9 des Gesetzes
vom 8. Inli 1875 widersprichtalso diesem meinemAntrage absolut uicht, uud ich bitte Sie, deu-
sclbeu auzuuehmcu.

Marsch all: Zunächst auf deu soeben ausgesprochenenWnnsch eingehend, eröffne ich
hiermit die General-Disknssiouohne Abstimmuugeuüber sämmtliche Fonds uud die gauze Frage
und was damit im Zusammeuhang steht, und wir würden dann erst in der Reihenfolge,wie sie
vorliegt, auf den ersten Antrag von Lo« zurückkommen.In dieser Weise möchte ich auch dem in
der zweiten Sitzung geäußerten Wnnsch entgegenkommen.Ich habe es nicht früher thnn können
uud thue es jetzt.

AbgeordneterCourth: Dann dürfte ich auch wohl das Wort bekomme« zur Begründung
des von Herru vou Eynern und mir gestellten Antrages?

Warschall: Ja wohl. ....... ,
Abgeordneter Freiherr von Erde: Der Herr Marschall hat hiermit memem in der

2- Sitzuug ausgesprochenenWnnsche die Genehmignng zu Theil werden lassen. Nach meiner
Ansicht aber kommt diese viel zu spät. Mein Antrag hatte nur den Zweck, oder hat vielmehr nur
ein Resultat wenn ihm in einer der ersten Sitzungen des Landtages entsprochen wäre; deshalb
wollte ich den Herrn Marschall bitten, daß derselbe bei nnsercr nächsten Zusammenkunfteine
General-Disknssionüber alle Etats in deu ersten Sitzungen des Landtages gestatten müge.

Marschall' Ich kann nur darauf verweisen, was ich Ihnen in der 3. Sitzung sagte
und muß bemerken bezüglich der Bestimmung welche ich, falls ich dann noch Ihr Vorsitzender sein
sollte, für die nächste Session treffen werde, daß es nach meiner Ansicht nicht angängig ist, an den
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erstcu Tagen die wichtigste» und größten Fragen unserer Verwallnng zn besprechen, ehe jedes
Mitglied sich vollständig informirt hat über den Stand der Verwaltung, was hente allerdings
annähernd der Fall ist, oder der Fall sein kann. Ich kann Ihnen also zn meinem Bedauern nicht
in Aussicht stellen, — für den Fall ich in der nächsten Session wieder Ihr Vorsitzender sein
sollte — auf diesen Wunsch cinzugeheu, schon in den ersten Sitzungen den wichtigsten Pnntt der
ganzen Verwaltung vorweg zn uchnicn.

Zugleich möchte ich noch darauf aufmerksam macheu, daß, wcun wir eine General-
Disknssion über den Haupt-Etat in den ersten Sitzungen stattfinden ließen, naturgemäß jeder ein¬
zelne Abgeordnete mit seinen speciellen Wünschen in die Diskussion über deu Haupt-Etat eintreten
würde und wir in der ersten General-Disknssion über den Haupt-Etat eine vollständige Besprechung
aller speciellen Fragen zu erwarten haben würden. Ich möchte das gerade den Ausführuugen des
Herrn Freiherr» vou Erde gegenüber zu bedenken geben.

Abgeordneter Freiherr von Erde: Meine Herren! Ich fasse doch die Sache etwas
anders ans. Ich beabsichtige, daß bei der Besprechung des Haupt-Etats eine allgemeine Uebersicht
gegeben werde, was in der Verwaltung überhaupt erspart oder nicht erspart werden kaun Findet
hierüber eine Diskussion statt, so hat ein Jeder in der Versammlung eine Direktive, wie er bei
Berathung der einzelnen Etats sich einzurichten hat, ob er — um einen gewöhnlichen Ausdruck zn
gebrauchen, — etwas flotter sein kann, oder Grund hat, etwas vorsichtiger in der Bewillignng
von Ausgaben zu sein. Wenn der Herr Marsch all diesem nicht zustimmen kaun — denn
prinzipiell wäre es sehr richtig, daß eine solche Diskussion stattfände — so möchte ich mir vorbe¬
halten, zur Zeit einen speciellen Antrag zur Geschäfts-Orduuug zu stellen.

Marsch all: Ich mnß Herrn von Erde darauf erwidern, daß, so gern ich seinen
Antrag entgegen nehmen würde, ich nach dem Gesetz verpflichtet bin, die Geschäfts-Ordnung selbst
zu regeln. Ich bemerke bei dieser Gelegenheit, daß dieses für mich eine sehr schwereAnfgabe, eine
große Last ist, die auf mir liegt und ich glaube wohl sagen zn können, daß der Vorsitzende der
übrigen Versammlnngeu, die auf rein parlamentarischer Grundlage beruhen und deren Geschäfts-
Ordnungen durch die Versammlung selbst festgestellt wird, in dieser Beziehung eiue große Erleich-
teruug haben, — während ich durch das Gesetz verpflichtet bin, diese Geschäfts-Ordunng selbstständig
zu erlassen. Zugleich bemerke ich, daß durch die Verordnung, die unsere Verwaltung erhalten hat,
ich als Vorsitzender des Provinzial-Verwaltungsrathcö auch verpflichtet bin, den Standpunkt der
oberstenSpitze ihrer Verwaltung zn wahren. Ich glaube, daß die Herren verstehen, welche Schwierig¬
keilen diese Eombination in der Person des Landtags-Marschalls für mich habe».

Referent Abgeordneter Marcus: Meiue Hcrrcu! Der erste Ausschuß ging von der
Anschauung ans, daß dnrch den Antrag des Freiherrn Felix vou Loe doch nur eine formelle
Aenderung in der bisherigen Rechnungslegung eintreten würbe, nicht aber in materieller Beziehung,
das heißt in der Beziehung, daß durch das Einstellen des Zinsgewinneö der Provinzial - Hülfskassc
in den allgemeinen Etat die Umlage vermindert werden könnte; eben deshalb nicht, weil nach den
ganzen Bestimmungeu der Proviuzial-Hülfskasse uud mich den bestehenden gesetzlichenVorschriften
die Verwendung diefer Zinsüberschüsse ganz bestimmt für einzelne Zwecke firirt worden ist. Es
würde also, in dein Falle des Antrags des Freiherrn von Loö, der Zinsgewinn auf eine Seite des
allgemeinen.Etats eingestellt, aber es dürften auf der andern Seite dafür nur solche Posten auf¬
genommen werden, die in den Rahmen der gesetzlich fixirten Bestimmungen hinein passen. Es
würde also dadurch nur erreicht werden, daß die klare Uebersicht über deu Fonds und die Art, wie
derselbe zur Verwcuduug kommt, getrübt würde. In Bezug ans die Verpflichtung zur Verwendung
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der Zius-Ueberschüsse hat zwar der Herr Freiherr von Loö, gesagt, wenn ich recht verstanden habe,
es wäre» cmtiquirte Bestimmungen, welche die Veranlassnng gegeben hätten, den Zinsgcwinu der
Provinzial-Hnlfstasse, wie es bis jetzt geschehen, separat zn behandeln und denselben für gemein¬
nützige Zwecke zu verwenden. Aber, meine Herren, wenn auch alte Bestimmungen vorliegen, es
sind auch solche aus neuerer Zeit vorhanden nnd sie sind für uus maßgebend, — Um Ihnen im
Allgemeinen eine klare Anschauung über die Bestimmungen, die dem Fonds der Provinzial-Hiilfskasse
zu Grunde liegen, zn geben, erlaube ich mir eine kleine weitere Ausführung.

Das Gesetz vom 8. Juli 1875, betreffend die Ausführung der Paragraphen 5 nnd <! de«
Gesetzes vom 30, April 1873 wegen Dotation der Provinzial- nud Kreis-Verbände hat im Parci'
graphen 8 die dnrch Königliche Botschaft vom ?, April 184? in's «eben gerufenen Hülfskasseu den
Provinzial-Verbändcn der acht älteren Provinzen übertragen. In dem Paragraphen 9 wird den
Vertretungen dieser Verbände die Verfügung über den Zinsgcwiuu der Hülfskassen „für gemeinnützige
Zwecke im Interesse dieser Verbände" zugewicscu, — In dem revidirten Statut der rheinischen
Provinzial-Hiilfskasse wird im Paragraph 17 diese Verfügung „für öffentliche Zwecke innerhalb
der Provinz" bestimmt. Diese Bestimmung für gemeinnützigeZwecke im öffentlichen Interesse kann
doch schwerlich dahin verstanden werden, daß man den Zinsgewinn in den allgemeinen Etat einstellt,
um auf diese Weise einen Theil der nöthigen Steuerinnlage für die laufenden Verwaltuugskostcu
zu decken. Im gewöhnlichen Sprachgebrauch wird uuter „gemeinnützige Zwecke" doch etwas Anderes
verstanden. Jeder Zweifel wird aber beseitigt, wenn man auf die Gründung der Provinzial-Hülfs-
tasscn uud die darüber in dem vereinigten Landtag von 181? gepflogenen Verhandlungen zurückgeht.
Die im Jahre 1831 vou dem Freihcrru vou Vincke für Westfalen gegründete Hülfskasse war das
Vorbild für die Bildung solcherHülfskasseu iu den anderen Provinzen vcs preußischen Staates uud
wird als solches Vorbild iu der erwähnten königliche!, Botschaft vom 7. April 184? ansdrücklich
bezeichnet. In dem alten Westfälischen Statut werden die Ucberschüsse den Provinzial-Ständen
zur Disposition gestellt, „um daraus wohlthätige Austaltcu zu grüudeu uud zu unterstützen." Diese
Botschaft war begleitet vou einer ministeriellen Denkschrift und in dieser ist anch von gemeinnützigen
Zwecken innerhalb der Provinz die Rede, in dem Sinne der Verwendung der Uebcrschüsse für
einzelne gemeinnützige Zwecke, oder, wie es an einer Stelle heißt: „der Ueberrest der Zinsen könnte
innerhalb der Provinz zu vielfältigen nützlichenVerwendungen dienen." So war in früheren Zeiten
z. B. ein großer Theil statutengemäß, — in den früheren Westfälischen Statuten die Hälfte, später
in unsern Statute» eiu Viertel der Zinsüberschüsse — für die Sparkassen verwendet worden, derart,
daß daraus Prämien für die dauernden Spareinlagen bewilligt worden sind.

Nun glaube ich auch, daß der Effekt vou der Einstellung dieses Zinsübcrschusses iu dem
Etat bei weitem nicht so groß ist, wie der Freiherr von Loö das hier ausgeführt hat. Der gau;e
Betrag dieser Ueberschüssebeläuft sich auf etwa 180 000 Mark. Darauf laufen schon dauernde
Ausgaben, die auf längere Zeit beschlofseusiud, und von denen einzelne ganz dauernd bestehen
werden im Betrage von 55 600 Mark, Nnn wissen Sie ja, daß heute auch noch der Vorschlag
zur Verhandlung kommen wird, ein Viertel dieses Zinsüberschusses zu verwenden zur Bildung eines
Nescrve.Fonds der Proviuzial-Hülfstassc. Demnach sind 100 000 Mark von dem Fonds absorbirt
und es bleiben ungefähr 80 000 Mark, Nun, meine Herren, glanbe ich doch, daß es sehr wünschen«^
werth und empfehlcnswerll, wäre, daß der Landtag über einen solchen Fonds, der wirklich nicht zu
groß ist, freie Verfügung hat, um in besonderen Fällen bei Unglücken, znr Durchführung von
Meliorationen nud zu andern gemeinnützigen Zwecken, — sie alle aufzuzählen, würde zn weit
führen, — Hülfe zn gewähren. Dadurch aber, daß dieser Fonds separat gebucht uud separat ver-
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waltel wird, wird der Landtag auch stets nicht weiter in Befriedigung solcher Anforderungen in
Anspruch genommen werden können, als dieser Fonds dazu die Mittel bietet.

Abgeordneter von Eyneru: Ich bin zunächst dem Herrn Marsch all sehr dankbar, daß
er uns Gelegenheit gibt, noch in die General-Diskussion einzutreten. Die eben ausgesprochene
Ansicht des Herrn von Erde theile ich nicht, ich glaube, daß es sehr richtig war, diese General-
Diskussion bis jetzt zu verschieben, denn zur damaligen Zeit war wenigstens ich nicht in die
Geschäfte so eingeweiht, wie es jetzt der Fall ist. Und ich glaube, daß es sehr vielen Herren,
namentlich unter den neuen Mitgliedern, eben so gegangen ist, wie nur. Was nun ocn vorliegenden
Autrag des Herrn Felir von Loö betrifft, so hat derselbe in großen Kreisen viele Shmpathie»
erweckt, weniger in den Mitteln, aber in dem Ziel, welches Herr von Loö mit demselben bezweckt.
Herr von Loö sucht eine Vermiuderuug der Proviuzial-Umlagen herbeizuführen, also etwas, was
wir Alle wüufchcu. Es haben demgemäß über den vorliegenden Autrag eingehende Berathungen
zwischen vielen meiner Freunde stattgefunden. Wir haben als Resultat dieser Verathungen geglaubt,
nicht einfach die Verwerfung dieses Antrags, wie sie der Ausschuß vorschlägt, acccptireu zu können,
sondern wir hielten es für angezeigt, gewissermaßen mit einem motivirtcn Votum unter voller
Würdigung der Ziele des Antrags denselben abzulehnen.

Meine Herren! Unsere Ansichten gehen nun dahin, genau wie es der Ausschuß vorschlägt,
daß aus dcu Beständen und Einnahmen der Provinzial-Hülfskasse, welche zu gemeinnützigenZwecken
für öffentliche Angelegenheiten der Provinz statntgemäß bestimmt sind, nicht hcrausgeuommen werden
dürfe, um damit eine Verringerung der Provinzial-Umlage herbeizuführen. Meine Freunde erachten
es für außerordentlich wünschenswerth, und erblicken in den betreffenden Einrichtungen und Bestim-
muugen der Provinzial-Hülfskasse einen Segen für die Provinz, daß ein fester bestimmter Fonds
zur Verfügung der Stände vorhanden ist, der benutzt werden kann zu außergewöhnlichen Ausgaben,
zur Unterstützung von Knnst und Wissenschaft, Gewerbe und Schulen. Desgleichen betrachten wir
die Ansammlung eines Fonds aus den nicht verwandten Ucberschüssen der Provinzial-Hülfskasse
als kciu Unheil, weil derselbe deu Stäudeu Gelegenheit geben kann, bei großen Uugliicksfällcu, bei
Mißernten, Ucbcrschwemmnugeu nnd dergleichen energisch nud fest helfend einzugreifen. Es ist
gewissermaßen ein provinzieller Nothpfennig.

Wir könneu deshalb deu Antrag des Herrn von Loö nach dieser Richtung hin nicht
unterstützen. Da aber Herr von Loö bei einer früheren Gelegenheit gesagt hat, jede Brücke sei
ihm genehm, ans welcher er zu Ersparuissen bis zur ungefähren Höhe von einer halben Million
Mark gelangen könne, so haben wir diese uns sympathischeAeußerung aufgenommen und wir glauben
eine derartige Brücke wohl aufschlagen zn können. Unser Vorschlag geht iu Verfolgung dieses
Ziel« im Allgemeinen dahin, daß wir dem Vcrwaltnngsrath eine Direktive für sein Verhalten in
den nächsten Jahren geben möchten. Diese Direktive würde zunächst in Folgenden! bestehen. Sie
wissen, meine Herren, daß wir in den verschiedenen Zweigen der Verwaltung Fonds gefunden
baben, deren Zweck uns nicht ganz klar war. Ich eriunere z, B. au deu Fonds für das Land¬
armenwesen. Ueber denselben haben wir jetzt schon von Seiten des Provinzial-Verwaltnngsraths
die erfreuliche Mittheilung bekommen, daß ihm 58 471 M. 73 Pf. abgenommen werden können,
daß er also ohne Schädigung für die Geschäftsführung zu verringern ist. Es eristirt ferner ein
Staats-Neben-Fonds und noch andere. Wir wünschen nun, daß über die Höhe und Nothwendigkeit
dieser Fonds der Provinzial-Verwaltnugsrath Prüfungen anstelle, daß diese Fonds nicht anwachsen
bis zu einer Höhe, die zum Geschäftsbetrieb nicht erforderlich ist, daß sie auf eine bestimmte Höhe
beschränkt werben. Und wir glauben, daß die Erfahrungen die der Provinzial-Verwaltungsrath in
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diesen Jahren gemacht hat, gestatten, die Höhe dieser Fonds niedriger als ihr Bestand ist, zu
fixiren. Ein weiterer Weg, eine Verringerung der Umlage herbeizuführen,wäre der, daß die bis¬
her ausgeübte Praxis, aus den eventnell sich ergebenden Nebcrschüssen des Etats-Jahres dem
Landtag Vorschläge zur Verwendung für größere dauernde Zweckezu machen, daß diese Praxis
nicht mehr ausgeübt werde, sonderndaß diese Ueberschüsse als Einnahme in den nächstfolgenden
Etat gebrachtwerden. Wir haben in diesem Jahr einen „Ueberschuß" von 404110 Mark. Meine
Herreu! Es wird uns gesagt, das wären Uebcrschüsse, es sind aber keine Ueberschüsse,das sind
über das Bedürfniß hinaus umgelegte Steuern, (Rufe: Oho!) Oho? Was denn sonst?
Seit länger als drei Jahren sind solche große Ueberschüssevorhanden, nnd wir glauben nicht, daß
diese zu viel umgelegten Steuern für die Folge noch umgelegt werden dürfen. Wenn man
Verwendungen für dauernde Zwecke machen will, so nimmt das jede andere Verwaltung auf
Schuldeutitel mit Amortisation. Wenn ich ein Gut zu dauernder nützlicher Verwendung für eine
Gemeinde kaufen will, so nehme ich den Kaufpreis nicht aus den vorhandenenBeständen eines
Jahres, sondern es ist richtiger, wenn ich eine Anleihe mache. Ans die folgendenGenerationen,
die auch noch Vortheil an den geschaffenen Einrichtungenhaben, geht dann ein Theil der Lasten
über. Ich erinnere dagegen daran, daß die Defieits bei dem Bau der Irrenanstalten zn sehr
bedeutenderHöhe aus den Ueberschüssen eines Jahres gedeckt worden sind, statt sie auf einen
neuen Schuldentitel zu verrechnen. Wir möchtennun vorschlagen, diese au verschiedenen Stellen
vorhandenen Ueberschussein einen Fonds zu vereinigen, um damit einen einheitlichen außerordent¬
lichen Bestand, in einer Höhe wie er für den Geschäftsbetriebder großen Verwaltung erforderlich
ist, zu bilden. Wir möchtenalso für die Folge vermeiden,daß das Landarmcnwesenseinen Fonds,
daß das Straßcu-Bauweseu sciucu Fonds, mit einem Wort, daß jeder Verwaltungszwcigseinen
eigenenFonds habe, sondern wir wünschen, daß ein Geschäftsfouoseingerichtetwerde, an den sich
event, die einzelnen Zweige mit ihren Anträgen ans Zuschüsse zn wenden haben. Wenn dann
Überschreitungenstattfinden, so soll sie der Vcrwaltuugsrath prüfen und im Zusammenhang mit
den Bedürfnissender allgemeine»Verwaltung unter unserer Zustimmung bewilligen. Es soll nicht
heißen: Ja, eine Ueberschreituugim Etat des Laudarmenwesensist nicht so schlimm; es sind ja
noch 124 000 Mark da. Nein, wir wünschen, daß eine Ecntralkassc, ein eiserner Bestand,
gebildet werde, an den sich die verschiedenen Vcrwaltungszwcigemit ihren Bedürfnissenwenden,
so daß gewissermaßeneine gegenseitigeControlle der verschiedenen Verwaltungszweige über die
Richtigkeitder Etatsaufstelluugcustattfindet, wodurch allein eine feste und sichere Beurtheilung der
allgemeinenBedürfnisse geschehen kann. Da die Bildung einer solchen Kasse, eines solch eiserne»
Bestandes, nicht sobald cinzurichtcu ist, so wollen wir zunächst gern dem Vcrwaltuugsrath die
Befugnis; geben, nach der bisherigen Praxis zn verfahren, aber ihn bitten, in Bälde eine derartige
Einrichtung zu treffen. Wir haben alle diese Wünsche in einem Antrag zusammengestellt,der
nnterschricbenist von mir und von den Herren Kaesen, Ientges, Troost, Roechling, Nelö, Eroon,
Conze, Eourth, Sahlcr, vom Hövel und Rauteustrauch.

Wir haben den Antrag, nachdem diese Unterschriften hier an einem Morgen gesammelt
waren, uicht weiter zirkuliren lassen, weil dieselben zur Eiubringnug genügten. Der Antrag gipfelt
darin, daß der Provinzial-Verwaltnngsrath gebetenwird, die von mir eben vorgetragenen Wünsche
in Erwägung zu ziehen. Es ist kein bestimmtesVerlangen, denn wir erkennen vollgültig an, daß
ein Eingriff in die Organisation einer großen Verwaltung von Seiten einer parlamentarischen
Vertretung sehr schwierig ist. Wir haben uns deshalb, wie gesagt, bescheiden erlaubt, den Vor¬
schlag dahin gehend zu macheu, daß der Verwaltnugsrath die Angelegenheitin Erwägung ziehe.



Wir sind überzogt, daß nur der Verwaltungörath selbst durch ruhige, sachliche Berathung eiue
anderweite Organisation schaffen kann. Wir geben ihm also diese Wünscheals Empfehlung mit
auf deu Weg, um uns bestimmtereBorschlägeiu 2 Jahren, bei dem nächsten Zusammentritt des
Landtags, zu macheu. Wenn Sie gestatten,so verlese ich den Autrag, wie er vorliegt.

Marschall: Ich bitte den Antrag zu verlesen.
Abgeordnetervon Ehnern (verliest den Antrag):
„Die Unterzeichneten beantragen:

Der Landtag wolle den vorliegenden Antrag aus dem Grunde ablehnen,
weil der Zinnsgewinn der Provinzial-Hülfskasse (Ständefoud) bestimm
muugsmäßig znr freien Verfügung der Stände steht und eine gelegentliche
Ansammlung des Ziusgewinns aus mehreren Jahren der Provinz bei
besondern Bedarfszweckcn zu Oute kommen wird.

In Erwägung jedoch:
daß der vorliegendeAntrag eine Verminderung der Provinzialumlage bezweckt,
daß dieses Ziel den Unterzeichneten wünschcnswcrthund durchführbar erscheint,

empfehlendieselben dem Provinzial-Verwaltnngsrath das Nachfolgendein Erwägung zu uchmeu:
n. Die iu den verschiedenen Etats aus den Ueberschüsscn früherer Jahre angesammelten

Fonds nach deu Bedürfnissenzn prüfen und das nicht Erforderlichein die Einnahmen des Etats,
zunächst pro 1880 einzustellen.

1>. Die bisher ausgeübte Praxis, aus den eventuellenEiunahme-Ucberschüsseu des Etat¬
jahres dem Landtage Vorschläge zur Verwendung für größere, dauernde, einer entfernteren Zeit zn
Gute lommeuden Zwecke zu machen, dahin zn ändern, daß, wenn Ueberschüsse in einem Jahr
vorhanden sein sollten, diese den Etats-Einnahmen des nachfolgendenJahres zugeschriebenwerben
nnd daß die Bedürfnisse der Provinz an dauernden, auch den folgendenGenerationen zn Gute
tommendenZwecken anderweitig gedecktwerden.

u. Aus den alsdann noch verbleibendenBestanden («nli »..) sowie aus anderweitigen
Beständen einen eisernen Bestand als Geschäftsbctricbsfondöfür alle Zweige der Verwaltung zn
bilden, der am Schlnfse jeder Etatsperiode, auf Grund der vom Provinzial-Verwaltnngsrath vor¬
gelegten und vom Landtag in ihren einzelnen Ausgabe- und Einnahme-Positionen nachträglich zu
geuehmigeudeu Rechnung auf seine frühere Höhe erhalten resp, ergänzt werden soll.

(1. Ais znr Errichtung dieses eisernenBestandes, stellt der Provinzial-Landtag die vor¬
handenen Bestände in den einzelnenLassen (selbstverständlich unter Ausschließung des Ständefouds)
zur ausschließlichenVerwcuduug des Proviuzial-Verwaltuugsrathsunter den »uk o. gestellten Bedingungen,

Gezeichnetvon: von Ehnern, Kaesen, Ieutges, Troost, Röchling, Nels, Croon, Eonze,
Eourth, Sahlen, vom Hövel, Nantenstrauch."

Marsch all: Was die geschäftliche Behaudlnng dieses Antrages betrifft, fo habe ich zu
bemerken, daß der erste Theil zum Antrag des Herrn von Lo« gehört, und daß der zweite Theil
wohl bei», Hauptetat zur Behandlung kommen muß, deshalb nehme ich ihn jetzt bei der Geueral-
DiSknssion über sämmtliche Fonds entgegen, und werde ihn an der richtigen Stelle zur Diskussion
nnd Beschlußfassung bringen.

AbgeordneterDictze: Meine Herren! Ich kann nur daS Gefühl theile,,, was Herr
von LoL ausgesprochen hat, wenn wir von Haus reisen, so nehmen wir den Wunsch mit, daß
wir gern wieder Etwas mitbringen. Nach dieser Nichtnng hin stimme ich mit ihm überein. Im
I Ausschuß haben wir uns aber sagen müssen, und der Herr Referent hat dieses schon vortrefflich



ausgeführt, daß wir zu diesem Ziel doch nicht kommen. In dem Sinne, wie der Antrag des
Herrn von Loü den Zinsgewinn der Provinzial-Hülfskasse verwenden will, haben wir uns nicht
für berechtigt gefühlt, ihn in die Einnahmen einzustellen und damit Ausgaben zu bestreiten, wofür
der Dotations-Fonds aufkommen muß. Einen Autheil an dem Zinsgewinn der Provinzial-Hülfs-
taffe in diefer Weife zu verwenden, fcheint nicht angemessen. Anders ist es mit dem Wunfch, den
Jeder von uns mit Recht hat, die Höhe der Provinzial-Umlage vermindert zu fehen. Wir glauben
eine richtigere Uebersicht über die Nothwendigkeit der Bedürfnisse der Provinzial-Umlage zu haben,
wenn wir uns dem Antrage des Herrn von Eyneru anschließen, der die verschiedenen Bestände
in zweckmäßigerWeise dahin vereinigt haben will, daß sie alle in einen eisernen Bestand znsammen-
treten. Wenn ferner von der Einstellung der Kreisrente die Rede gewesen ist, so hätte ich den
Wnnfch anszusprechcn, daß das hier früher behandelt worden wäre, nnd wir über diesen Gegen¬
stand schon klar geworden wären, Es giebt nämlich nach meiner Ansicht in der augenblicklichen
Geschäftslage 4 Punkte, wo überhaupt Ueberschüssevorhanden sind. Meine Herren! Wenn ich auch
den Wuusch, den Herr von Grand-Ny ausgesprochen hat, theile, daß der goldene Regen, der für die
Zeit, wo die Kreis-Ordnung einmal eingeführt wird, uns in Aussicht gestellt ist, schou jetzt in Form des
Thaues hcrabträufe, so möchte ich doch nicht glaubeu, daß wir ein Recht haben, die Kreisrente und den
Zinsgewinn der Proviuzial-Hülfskasse einzustellen. Wir müssen von dem Provinzial-Verwaltungs¬
rath einen Nebcnetat empfaugen, der sich der Ecntraltasse anschließt und aus diesem Nebenetat in
der Lage sein, genau zu erfahren, wo sich thatsächlich Überschüsse ergeben, die zum Theil zu ver¬
wenden wären und ebenso ob es angeht, aus der Landarmen - Verwaltung etwas zn übernehmen.
Meine Herren! Ich möchte bitten, es mit einer Verminderung der Provinzial-Umlage um
200 000 Mark bewenden zu lassen, weil die Etats bereits festgestellt sind und es nicht möglich ist,
dieselben zu verändern nnd ich empfehle Ihueu also zunächst, in der General-Diskussion sich mit
diesem Gedanken vertraut zu machen. Meine Herren! Ich werde nachher noch die Ehre haben,
Ihnen im Namen des I. Ausschusses darüber zu refcriren.

Marschall: Ich möchte hier einen Augenblick die Fortsetzung der Debatte nntcrbrechen,
um vom Standpunkt des Proviuzial-VerwaltnngsratheS Antwort zu geben auf die von Herrn
von Eynern gemachte Ausführung, daß er fagte, die 404 000 Mark, die wir als Ueberschuß
Ihueu vorgeführt haben, wären zu viel erhobene Umlage. Ich glaube, wenn Sie den Etat des
vorigen Landtags durchsehen, so werden Sie finden, daß dem nicht so ist, souderu, daß das in den
einzelnen Branchen unserer Verwaltung wirklich gemachte Ersparnisse sind, insofern, daß unsere
Anstalten :c. noch nicht in der Höhe belegt sind,, noch nicht so viel gebraucht haben, wie es voraus¬
sichtlich beim Aufstellen des Etats zu erwarte» war. Wir mußten aber bei der Aufstellung des
Etats — und der Landtag hat seine Genehmigung dazu ertheilt — annehmen, daß im Lauf der
Etats-Periode die sämmtlichen Anstalten in vollen Betrieb kommen, voll belegt werden würden.
Es sind also nicht zu viel umgelegte Steuern, sondern wirkliche Ersparnisse.

Abgeordneter Eourth: Ich weiß nicht, ob ich zur Begründung des Antrags, welchen
Herr von Eynern und ich eingebracht haben, das Wort nehmen darf. (Marschall: Ja wohl!)

Meine Herren! Zunächst habe ich zu erklären, in Uebereinstimmung mit Herrn von Eynern,
daß wir den Antrag modiftciren und nur dahiu aufrecht erhalte», daß die Kreis-Rente pro 1880
in den Etat eingestellt werde und nicht pro 1879, für welches Jahr bereits die Umlage normirt
und von den Gemeinden cmsgefchrieben ist. Es würde dadurch wiederum ein Zuschuß von
333 411 Mark dem Kapital zuwachse,,. Meine Herren! Mit dem Antrag hatte ich mich schon
längere Zeit vor der gegenwärtigen Session getragen und als ich hier eintrat, fand ich, ich darf
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sagen, von allen Seiten des Hauses die allerlebhafteste Unterstützung, in dem Gefühle, welchem
die Vorredner Ausdruck gegeben haben, daß nämlich die Umlage, die unter den gegenwärtigen
Zeitverhältnisscn besonders drückend ist, herabgemindert werden müsse. Es machte sich dann gegen
den Antrag ein Rechtsbedenten geltend. Es wurde von einer Seite behauptet, es dürfe entweder
die Kreis-Rente in den Etat nicht eingestellt werden, oder aber, wenn es geschehe, könne dieses
nur zu Gnnsten der Landkreise geschehen. Der letztere Punkt besonders machte die Herren aus
den Laudkrciscn stutzig. Herr von Ehnern und ich hatten uns überzeugt, als wir den Antrag
einbrachten, daß die Bedenken ganz ungerechtfertigt seieu, wie dies heute auerkaunt wird, und «uu
glaubten uud hofften wir, daß die Sache in gewünschter Weise verlaufen werde. Aber im Rath
der Götter war es auders beschlossen. Der hohe Provinzial-Verwaltnngsrath war.unserem Antrage
nicht günstig. Er nahm den Antrag an sich und ließ ihn kritisch beleuchten, wie Sie aus dein
Referat sehen, das Sie in der Hand haben. Ich will von vornherein bemerken, daß ich nicht
klar darüber bin, ob diese Art der Behandlung eines Antrags, der aus dem Schoße dieses Hauses
kommt, eine richtige ist, nnd ob es usaucemäßig ist, daß über einen solchen Antrag noch eiu
weiteres Referat als durch dcu betreffenden Ausschuß erfolgt. Ich fiude es zwar ganz in der
Ordnung, daß der Vcrwaltuugsrath bei allen Anträgen Stellung nimmt, aber wenn er mit ciuem
schriftlichen Referat im Ausschüsse auftritt, so giebt dieses eiu ganz besonderes Gewicht und das
hat eben der Verlauf gezeigt.

Meine Herren! Gestatten Sie mir, daß ich auch meinerseits das Referat eben beleuchte.
Es fchcint mir dasselbe in der That uicht objektiv zu sein, es geht offenbar aus dein Bestreben
hervor, den Antrag zn beseitigen und gegen denselben, wenn ich fo sagen darf, die Landkreise
rebellisch zu machen, (Oho!) Meine Herren! Zunächst ist angenommen eine Vcrtheilung des
angesammelten Kapitals auf die Landkreise nach der direkten Steuer. Diese Annahme ist fingirt;
sie entspricht nicht der Wirklichkeit. Denn nach dem Gesetz vom 30. April 1873, Paragraph 2,
soll diese Dotation zur Hälfte nach der Seclcnzahl uud zur Hälfte uach dem Flächeninhalt vcr-
theilt werden. Nun ist ausgerechnet, wie viel nach dem Maßstabe der direkten Steuer auf jede»
Landkreis von dem vorhandenen Kapitale fallen würde. Diese spezielle Ansrechuung war gar
nicht nöthig, nm, wie nachher versucht, deu Verlust zu coustatircn, welchen die Landkreise den
Städten gegenüber haben follcu, falls jetzt die Kreisrcutc iu den Etat gestellt werde. Dies ist
offenbar mir geschehen, damit die armen Landkreise sehen sollen, wie wenig sie eigentlich von der
Sache bekommen, wie klein die Summen sind, welche überhaupt auf sie entfallen werden. Meine
Herren! Das ist nicht richtig. Ich kann die Herren von Waldbrocl, Adcnau n. s. w. darüber
beruhigen, daß sie nicht blos die ausgerechneten 7 «00 Mark, sondern viel mehr bekommen; im
Ganzen wird sich die Vertheilung annähernd ausgleichen und da 60 Kreise sind, so würde bei der
gegenwärtigen Kapital-Ansammlung, welche inclusive der Zinsen und der Rente pro 1879 2 735 491
Mark ausmacht, ein Betrag von durchschnittlich45 000 Mark auf jeden Landkreis kommen. Meine
Herren! Dann aber wirb in dem Referate von einem Verlust der Landkreise gesprochen, den sie
zum Vortheil der exmnrten Städte haben sollen. Ich glaube, daß dies durchaus uicht zutreffend
ist. Es fragt sich allein, nnd ich werde das zum Schluß meines Vertrags nachzuweisen suchen:
Sind die Fonds, wie sie gegenwärtig vorhanden sind und sich trotz der Einstellung der Kreisrente
durch die Zinsen des Kapitals noch ansammeln, hinreichend zur Durchführung der Krcisordnung?
Das ist die einzige Frage. Muß sie bejaht werden, dann kann von einem Verlust der Landkreise
leine Rede sein, sondern dann sage ich: die Landkreise erhalten ein Geschenk über den ursprünglichen
Zweck hinaus. So gern ich auch freiwillig elwas für die Landkreise thäte, die eximirten Städte
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sind dazu nicht in der Vage. Welche bedeutende Summe wir von der Umlage aufbringe», ersehen
Sie aus dem Referate, wir müsse» 29°/» beitrage!,. In maucher Hinsicht sind wir dabei benach-
lheiligt; so dadurch, daß auch die Kosteu für die Straßeu auf die Einkommcustcucruausge-
schriebenwerden. Meine Herreu! Das Referat sagt gar nicht, was nun die Landgemeinde» nicht
z» zahlen haben werben, wenn die Kreisrente in den Etat gestellt wird. Hierdurchwird die
Umlage »ni 11°/n herabgemindert,uud da, wie ausgerechnet,die Landkreise 2 133 256 Mark auf-
briugeu, so sparen dieselben alfo jährlich 234 000 Mark, während ihnen im Referate ein imaginärer
Verlust uou 96 000 Mark zu Guusieu der Städte herausgercchuctist.

Ja, meiuc Herreu, das sind große Unterschiede in der gegenwärtigenZeit. Und^ dann
frage ich: Wcum ist die Durchführung der Kreisordnuug zu erwarte»? Ich möchte die Herren
bitte», »icht das «»gewisse für das Gewisse einzutanschc». Man sagt im gewöhnliche» Leben:
Ein Spatz in der Ha»d ist besser als 10 auf den, Dache. Das möchte ich auch ganz dringend
den Herreu von den Landkreisen hier aus Herz legen. Sie werden sich entsinnen, wie lebhaft in
der vorletzten Sefsion des Mgcord»ete»haufcsder Minister Fricdenthal, als Vertreter des Ministers
des Inner», für die Durchführung der Selbstverwaltung eintrat; in der letzten Sefsion aber haben
Sie kein Wort mehr davon gehört. Man spricht in eingeweihten Kreisen davon — und das wird
manchender Herren anch bekannt sein — es hätten sich bei der Dnrchführnug der Selbstverwal-
tnng, namentlichder Kreisordnung,viele praktische Anstaubegefuudeuund man sei noch gar nicht
schlüssigdarüber, ob die Krcisordnung für die westlichen Provinzen überhaupt gegeben weroen solle.

So könnte es kommen, meine Herren, daß die ganze Kreisordmmgin Frage gestellt würde
und daß der gegenwärtigeZnstand in: Wesentlichen bliebe.

Meine Herren! Die Dotation gehört den Kreisen nicht, sondern sie soll ihnen erst werden
bei der Durchführung der Krcisordnung und es wäre möglich, daß, indem Sie ein Anwachsen des
Fonds wünschen,Sie jährlich die Mehrbelastung tragen, ohne baß fich die Hoffnnug, welche Sie
daran knüpfen,verwirklicht.

Meine Herren! Ich glaube hiernach dazu übergehenzu köuuen, ob diese Fonds, wie sie
gegenwärtigbestehen, hinreichen,nm die Kreisordnung durchzuführen,wozu fie gegeben find.

Ich will zunächst bemerken, daß es sich mir um die Kosten der Kreis-Ausschüssehandelt,
indem die Amtsvcrwaltung hier nicht eingeführt zu werde» braucht, da hier die Gemeinden die
Selbstverwaltung bereits besitzen.

Ich bin nun iu der Lage, Ihnen dahingehend schon solches Material vorzuführeu, das
gar keinen Zweifel mehr läßt.

Meine Herren! Wenn Sie die Verhandlnnge» des Landtags, »amentlich deö Herren¬
hauses vom Jahre 1875 lcscu, wo es sich um die Vcrtheiluug der Dotation handelt, so herrschte
vollständigesEinverständnis;,daß die Dotation zur Durchführung der Kreis-Ausschüsse,worum es
sich bei der Rheinprovinz ganz allein handelt, vollständig hinreichendsei; allerdings nicht für die
Durchführung der Amtsverwaltuug.

Ich will mir erlauben, um Ihnen zn zeigen, wie sich die Sache praktisch stellt, einige
Ziffern vorzutragen.

Nehmen Sie au, meine Herren, daß gegenwärtig schon auf den Kreis ca. 45 000 Mark
Kapitalantheil kommen, fo macht dies einen Ziusgenuß von ca. 2 000 Mark, wozu aus der Kreis-
rente, 60 Kreise gerechnet, durchschnittlich 5 556 Mark komme»; dies ergiebt ca. 17 500 Mark
jährlich. Dazu kommen noch die fortlaufenden Zinsen von 96 000 Mark von dem bereits gesammelten
Kapital und die ferneren Zinsen. Ich habe von vielen Kreisen, wo die Kreisordnung durchgeführt
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ist, einen ganz detaillirleu amtlichen Ausweis über die Kosten; es sind größere Städte nnd ein-
fache Landkreise. (Verliest den Ausweis.)

Im Landkreise Erfurt sind erwachsen:
1. einmalige Ausgaben 2 226 Mark;
2. jährliche Ausgaben bis zu 6 520 Mark, welche Summe wieder für das laufende Etats,

jähr ausgesetzt ist.
Im Landkreise Halbcrstadt stehen für die fraglichen Zwecke 5 410 Mark im Etat.
Im Landkrcife Nordhauseu hat die erste Einrichtung 2 294 Mark gekostet. Die Kreis-

Ausschuß-Verwaltung erfordert eine Ausgabe von jährlich 3 960 Mark, wovon bnrch Pauschquanta
iu Streitsachen durchschnittlich 200 Mark gedeckt werden.

Im Landkreise Delitzsch betrugen die Kosten der Einrichtung ca. 1200 Mark und die
laufeudeu Kosten haben jährlich im Durchschnitt der letzten Jahre ca. 2500 Mark ausgemacht.

Ja, meiue Herreu, was iu Erfurt, iu Halberstadt u. s. w. möglich ist, das ist auch bei
uns möglich. Und weun ich den Durchschnitt gerechnet habe, so gleicht sich das eben sachgemäß
dadurch wieder aus, daß in den größeren Städten die Organisation und Verwaltung theurer ist,
als in den reinen Landkreisen, wie wir aus den Nachweisen gesehen habe».

Meine Herren! Eigentlich ist es sehr unbillig gewesen, daß die crimirtcn Städte keine
Dotation bekommen oder au der gewährten Dotation keinen Antheil haben. Die Landtags'Ver¬
handlungen vom Jahre 1875 ergeben, baß die betreffenden Anträge zu spät gekommensind; damals
wurde gesagt, das gehe nicht mehr, man habe es mir mehr mit der Ausführung des Gesetzes von
1873 zu thun.

Wenn aber nunmehr der Fonds hinreicht für die Durchführung der Krcisordnung für
die Landkreise, dann ist es um so billiger, daß auch die Städte an dem Ueberftnsse Participiren,
indem die Kreisrente für allgemeine Provinzialzwecke verwendet wird, wie dies im Gesetze ausdrücklich
vorgesehen ist. Sollten Sie wider Erwarten den Antrag verwerfen, so würde ich das sehr bedauern,
aber trotzdem wird er seinen Zweck nicht ganz verfehlt haben. Die Sache ist angeregt und wird
nicht von der Tagesordnung verschwinden; der Antrag wird sich wiederholen. (Bravo.)

Marschall: Ich möchte Herrn Courth erwidern, darauf, daß er die gcjchäftsorduuugs-
mäßigc Behandlung seines Antrages angegriffen hat. Sie wissen, meine Herreu, daß ich diese
Behandlung zu bestimmen habe uud also eine solche Kritik schließlich gegen mich pcrsöulich gerichtet
ist. Ich glaube aber, daß ich das richtig gemacht habe, denn es war durchaus nöthig, jedem
Mitgliede des Landtages die Möglichkeit zn geben über einen solchen Antrag eine zahleumäßige
Uebersicht zu haben, welche Folgen die Annahme eines solchenAntrages haben würde. Ich glaube
auch, daß das vom Provinzial-Vcrwaltungsrath Ihnen vorgelegte Referat in seinem vollen Tenor
gerade den vollen Sinn der Objektivität hat uud ich verweise Sie auf dc» Schlußsatz, der cS,
ohne einen Antrag zu stellen, dem Landtage überläßt, sich über diese Frage zu eutscheideu, nach¬
dem er die Ausleguug gehört, Ich glaube, das ist wohl gauz richtig, daß der Antragsteller den
dringenden Wunsch hat, seinen Antrag angenommcu zu sehen uud er in einem solchen Referat von
feinem subjectiveu Staudpunkte aus wohl Worte finden kann, die er für eine Kaptivirung oder für
einen Versuch dazu halten kann. Ich glaube aber nicht, daß es sonst zu tadelu wäre, dem, es
ist eine klare Rechnungslegung und dem Landtage ist die Entscheidung überlassen.

Abgeordneter Eourth: Es hat mir Nichts ferner gelegen, wie Ew. Durchlaucht eutgegeu-
treten zu wollen. Ich hatte nur den Zweifel angeregt, ob das eingeschlagene Verfahren das
usancemäßige gewesen sei, ich bin nuu darüber informirt.
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Marschall: Darauf tann ich antworten, daß es bisher auch so gewesen ist In dem
letzten Landtag ist dasselbe vorgekommen, daß solche Anträge eingegangen und der Verwaltungsrath
eine Vorprüfung vom Standpunkte der Verwaltung hat vornehmen lassen, die dann au den Aus¬
schuß gegangen ist. Es ist das nicht ein Mal, es ist 3, 4 Mal vorgekommen und ich halte das
für sehr nothwendig, daß bei einer solchen eminent wichtigen Frage die rechnungsmäßige Darlegung
der Beamte» veranlaßt wird, die dann von der Verwaltung noch einmal geprüft und dann hier
vor das Plenum gebracht wird.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich wollte nur kurz bemerkeu, daß eine der¬
artige Behandlung nicht mir die Praris der letzten Session, sondern bereits weit vorhergehender
Sessioucu gewesen ist. Ich erinnere die Mitglieder, welche dem Landtage damals schon angehört,
als es sich vor Jahren mn die Wahl des Lcmdes-Directors handelte, da wurde der Bachem'sche
Autrag sofort dem Verwaltuugsrath überwiesen und kam danu später die Angelegenheit wieder im
Plenum zur Behandlung,

Sodann aber wollte ich zur Geschäftsordunng bemerkeu, daß ich geglaubt hatte, wir
ständen jetzt in der General-Disknssio», während von Seiten des Herrn Courth bereits entschieden
in die Spezial-Disknssiou eingetreten worden ist, und es ist hier wohl eigentlich sonst Usus, daß,
wenu eiue Sache vorkommt, zuerst das Referat des Ausschusses verlesen wird. Wenn ras geschehen
wäre, würde Herr Eourth das gar nicht gesagt haben, was er jetzt gesagt hat, indem seine Aus-
führuugcu bereits eine antizipirte Widerlegung Seitens des Ausschusses gefunden haben und würde
ich also bitten, zunächst das Referat des I. Ausschusses verlesen zu lassen,

Marschall: Ich antworte darauf, daß ich zuerst das Wort geben wollte zur allgemeinen
Besprechung des Antrages, und was die Vemerkuugeu des Herrn Courth betrifft, so habe ich ihn
absichtlich die ganze Sache hier Ihnen dcdnzircn lassen, weil das zur Beleuchtung der ganzen
Angelegenheit von großem Interesse war.

Abgeordneter Freiherr von Erde: Ich möchte auf das Verfahren zurückkommen, was
Seitens des Verwaltungsrathcs bezüglich des Referates hier angewendet worden ist. Ich bin der
Ansicht, daß, wenn von einem Mitgliede des Landtages ein Antrag an den Landtag gestellt wird,
der Nerwaltungsrath nicht das Recht hat, diesen Antrag an sich zu nehmen und über denselben ein
besonderes Referat an den Landtag zn erstatten, sondern daß dieser Antrag geschäftsordnnngsmäßig
an den dafür bestimmten Ausschuß gelangen muß. Der Verwaltuugsrath hat immer das Recht,
in der Sitzung, respektive bei der Diskussion zur Sache Alles das klar zn legen, was er glaubt
tlarlcgen zu müsse» und wir werde» ihm dann für jede Auskunft fehr dankbar fein. Aber ich
glaube, der Geschäftsgang muß so bleiben, baß wen» ei» Autrag aus der Mitte des Hauses gestellt
wird, er auch nur lediglich an den Ausschuß verwiesen wird.

Marschall: Ich muß bemerkeu, daß hier vou Recht oder nicht Recht gar nicht die
Rede sein kann. Den Geschäftsgaug hat der Vorsitzende z» regeln und er wird so erledigt, wie
ich bestimme. Das ist bisher so gewesen und wird künftig so sein.

Abgeordneter von Eynern: Als Mitantragsteller bemerke ich, daß der Herr Landtags-
Marschall bei Einreichuug des Antrags meines Erinnern« gesagt hat, daß er denselben dem Pro«
vinzial-Verwaltungsrath vorlegen würde.

Dagegen ist keiu Widerspruch erfolgt. Ich meine also, es sei durchaus korrett nach jeder
Richtung hin verfahren worden.

Abgeordneter von Heister: Ich kauu Herru von Erbe ganz kurz erwidern, daß die
Sache gerade so liegt, wie er wünscht. Der Antrag ist an eiue» Ausschuß verwiesen worden.
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Nun bin ich überzeugt, daß er sowohl wie Jeder von uns wünscht, daß der Landtag über eine
wichtige Sache möglichst informirt wird. Wenn nun eine Sache an den Ausschuß kommt, so stellt
die Verwaltung alle ihre Kräfte zur Disposition, um dem Landtag ein richtiges Urtheil zu ermög¬
lichen. Ein Weiteres kann aber von dem Verwaltuugsrath selbst nicht verlangt werden, denn der¬
selbe hat sich nach den gegebenen Instruktionen zu verhalten, und in diesen Instruktionen kann ich
nirgendwo Etwas finden, wonach er verpflichtet wäre, über Anträge, die aus der Mitte des Hauses
kommen, ein spezielles Referat zu machen und dieses dein Hause vorzulegen. Er hat ja vollkommen
die Gelegenheit, im Ausschuß und hier in der Versammlung Alles das zu sagen, was er zu sagen
hat. (Rufe: Schluß.)

Abgeordneter Bremig (zur Geschäftsordnung): Ich möchte kurz bemerken: Der Ver¬
waltuugsrath ist Ihr Organ. Er hat nur das auszuführen, was der hohe Landtag beschließtund er
würde meines Erachtens seine Pflicht vollständig verkennen uud verletze,,, weuu er nicht Alles dazu
beiträgt, um Fragen uud Anträge, die hier im Hause eingebracht werden, vollständig zu beleuchte»
und das ganze vorhaudcue Material zur Verfügung zu stellen, nm die Beurtheilung zu ermöglichen.

Marsch all: Ich schließe die General-Diskussion und bitte mm zunächst den Referenten,
das Referat zn erstatten.

Referent Abgeordneter Marcus: Dieser Antrag ist zunächst von dem Provinzial-Ver-
waltuugsrath in Berathung gezogen worden. Derselbe hat keine bestimmte Stellung zu dem
Antrag geäußert, er hat aber iu eiuem Referat, iu einer Denkschrift, die rechtliche» und fiuauziellcu
Gesichtspunkte, die zur Bcnrthciluug der angeregten Frage in Betracht kommen, in sehr schätzbarer
und dankenöwerthcr Weise znsammeugestellt und erörtert. Für jedeu Abgeordneten ist es doch von
der größten Bedeutung, weuu ihm über die Grundlagen, soweit sie nicht gauz klar sind, Material
zur Beurtheilung geliefert wird, selbst auf die Gefahr hin, daß dadurch die aufänglich günstige
Stimmung, die, wie bemerkt wurde, für deu Antrag war, fich nach der Durchsicht dieser Zusammen¬
stellung ändern könnte. — Darnach hat der I. Ausschuß deu Antrag in weitere Berathung gezogen
und ich habe die Ehre, Ihnen das Referat des I. Ausschusses vorzutragen (verliest):

„Die Abgeordneten Herreu Courth und von Eynern haben an den hohen Proviuzial-
Laudtag deu folgende,! Autrag gestellt:

Der hohe Landtag wolle die dem Provinzial - Perbande der Rheinproviuz für die
Durchführung der Kreisordnuug und der zu erlassenden ähnlichen Gesetze durch das
Gesetz vom 8. Juli 1875 iiberwicseue jährliche Reute von 333 411 Mark iu deu
Etat pro 1879/80 zur Verwendung für die in deu §§. 4, 13, 14 uud 20 des
Gesetzes angegebenen Zwecke aufnehmen.

Der I. Ausschuß, welchem dieser Antrag zur Vorbcrathuug überwiese,, worden ist, hat
die bei demselbc» in Betracht kommenden rechtlichen und finanziellen Gesichtspunkte, mit ein¬
gehender Berücksichtigung der von dem Proviuzial-Vcrwallungsrathe in Bezug auf diesen Antrag
mitgetheilten Denkschrift, in längerer Berathung in Erwägung gezogen und einigte sich iu der
Anschauung, daß die Entscheidung über die Frage, ob es zu empfehlen sei, daß die Kreisrente,
deren weitere Ansammlung der vorige (25.) Landtag beschlossenhat, fortan und bis zur Eiuführuug
der Kreisorduung in den Etat eingestellt werde, im Wesentlichen von den Vorfragen abhänge:

1. ob und wann die Einführung einer neuen Kreisordnung zu gewärtigen ist, und
2, ob die bis jetzt angesammelten Bestände des Kreisfonds unter Hinzurechnung der

laufenden Kreisrente zur Deckung der Kosteu der Durchführung der Kreisordnung
ausreichend sind.
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Da über diese beiden Fragen vollkommene Ungewißheit herrscht, so scheint es dem I. Aus¬
schuß geboten, dem hohen Landtage zu empfehlen, dem Antrage der Herren Abgeordneten Courth
und von Eyueru zur Zeit keine Folge zu geben, dagegen zu beschließen:

den Provinzial-Verwaltungsrath zu ersuchen, bis zur nächsten Session des Provinzial-
Landtages die nöthigen Schritte zu unternehmen um über folgende Pnntte so viel als
möglich Klarheit uud Gewißheit zn crlanaen, nämlich:

1. ob und wann die Einführung einer neuen Kreisordnung für die Nheinprovinz zu
erwarten ist; —

2. welche Kosten durch die Einführung der Kreisordnung in den östlichen Provinzen
entstanden sind, um hieruach ermessen zu können, auf welche Kosteu, unter Berücksichtig
gung der eigenthümlichen Verhältnisse der Nheinprovinz bei Einführung der Kreis-
orduung iu derselbe» zu rechnen sein wird,"

Es ist richtig, was Herr Abgeordneter Courth gesagt hat, daß die Verthcilnng des
Kreisfouds auf die ciuzclneu Kreise, wie sie iu dem Referate des Provinzial-Verwaltnugsraths
vorliegt, nicht nach dem Maßstab vorgeuommcu wordeu ist, uach welchem sie später, wem, es
dazu kommt, crfolgeu wird; — es ist die vorliegcude Ausrechnung nach dem direkten Staatssteuer-
Betrage deshalb vorgeuounnen, um die Sache rascher zu erledigen, da die Vertheilung nach dem
dafür gesetzlich feststehenden Modus eine viel zn nmfaugreiche Arbeit ergeben haben würde. Ich
verkenne nicht, daß dadurch die Verschiebung einzelner Summen stattfindet, keineswegs aber kann
ich zugebe», daß die richtige Vertheilung den Effekt habeu würde, wie ihn Herr Courth vorge¬
führt, daß auf jede» Kreis ungefähr der gleiche Betrag konnneu würde. Das ist »»zweifelhaft
nicht richtig. Die Mittheilung der sachverständigen Berather, die vou dem Provinzial-Verwal-
tungsrath zu der Sitzung des Anchchnsses abgeordnet waren, ging allerdings gleich dahin, daß
eine Verschiebung der Verthcilungszahlcn zu erwarten sei, aber diese Verschiebung sei uicht so
erheblich, daß die gauze Beweisführung in dieser Bezichnug nicht mehr gültig wäre.

Der I. Ausschuß ist vou der Ansicht ausgegangen, daß man gar keine Idee habe, wie
hoch die Kosten der Einführung und Durchführung der Kreisordnung sich belaufen würden. Wenn,
was sehr gut möglich und auch Wohl wahrscheinlich ist, die Kreisordnung, die jetzt in den östlichen
Provinzen eingeführt ist, nicht in derselben Form und iu der gleiche» Weise iu der Nheinprovinz
eingeführt werden wird, so ist es mir doch unzweifelhaft, daß es zu einer anderweiten Reguliruug
der Kreis-Verhältnisse kommen und ciue ueue Krcisordnuug für die Nheiuproviuz crlasseu
werden wird.

Wie hoch dann die Koste» der Einführuug und der Durchführung fein werde», das weiß
Keiner u»d anf die Garantie des Herrn Abgeordneten Courth und auf Grund der Beträge, die
er angeführt hat, nun zu sagen: Ja, wir haben genug, es sind überreiche Mittel vorhanden zur
Durchführung der Kreisordunng, - ich glaube, daß die 58 Kreise, die daran bctheiligt sind, nicht
wohl thun werden auf diese Garautie hin, deu Fonds aufzugebeu, der ihucn gesetzlichnoch zusteht.

Abgeordneter Freiherr Felix von Loü: Auf die Ausführungen des Herrn vou Eynern
habe ich zu erwidern, daß der I. Ausschuß gegeu den Sinn nud die Absicht meiues Antrages
nicht gewesen ist, sondern er hat mir geglaubt, der Autrag entspräche nicht dem Gesetz.

Wenn das Referat den laufenden Zinsgewinn anf nur 180 000 Mark anschlägt, so ist
das richtig, nach dem Voranschlag, faktisch aber wird es anders fein; im IV. Ausschuß haben die
Herren aus dem Verwaltungsrath den Zinsgewinn auf 220 000 Mark angegeben. Immerhin
würden mindestens 150 000 Mark jährlich disponibel bleiben.
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Meine Herren! Wie Jemand sagen kann, daß die Einstellung des Zinsgewinns dem Gesetz
nickt entsprechen würde, gesetzlichnicht stattfinden könnte, das ist mir vollständig unverständlich.

Meine Herren! Die Minden-Anstalten, die Taubstummen-Anstalten n. s. w,, sind das
keine gemeinnützige Zwecke? Ich glaube, daß das sehr gemeinnützige Zwecke sind uud wenn Herr
von Eynern sagt, durch die Einstellung des Zinsgewinns würde der Landtag nicht mehr in der
Lage sein, darüber frei zu bisponircn, so ist mir das ebenso wenig erklärlich. Denn wir werden
nur an anderer Stelle, im Haupt-Etat, und zwar auch frei darüber verfügen.

Uebrigens ist mir der Antrag des Herrn vo» Eynern seinem Gedanken nach sympathisch;
was die Formulirung angebt, so weiß ich nicht, ob sie ganz zutreffend ist, aber der Gedanke ist
gesuud uud ich tonnte mich demselben anschließen.

Abgeordneter von Eynern: Meine Herren! Ich werde sehr kurz sein, so viel mir
möglich, wir haben noch einen großen Speisezettel zn verarbeiten.

Ich wollte nur wenige Worte über die Einstellung des Kreisfonds sagen, speeiell zn dein
Antrage Eonrth-von Eynern.

Meine Herren! Als wir den Antrag zuerst einbrachte« und darüber sprachen, wurden
wir mit großer Aufmerksamkeit behandelt, man freute sich, daß dieser Fonds angegriffen werden
follte, es herrschte darüber ein allgemeines Gefühl der Befriedigung unter den Eollegen. Wir sahen
diesen reichen Kreisfonds wie eine goldschimmerndc Lorelcy vor uns uud rudcrtcu freudig, wie wir
glaubten, auf leichten, sanften Wellen, dem Schatze zu. Aber es giug uns wie dem Schiffer im
Liede. Wir geriethen in den Strudel der Opposition der Landgemeinden. Unser Schifflein scheitert,

„Und das hat mit seinem Gutachten
Der Provinzial-Verwaltungsrath gethan."

(Heiterkeit.)
Meine Herren! Der Provinzial-Verwaltungsrath stellt in seinem Erpos« auf, daß dieser

Fonds eigentlich nur den Landkreisen gehöre, daß die Städte keinen Theil daran haben. Das mag
möglicherweise richtig sein. Ich bin dann sehr weit davon entfernt, den Landkreifen zn Gunsten
der Stadtkreise anch nur eine» Pfennig entziehen zn wollen, aber ich glaube, daß auch die Stadt¬
kreise gerne das haben wollen, was ihnen gebührt.

Meine Herren! Es sind 8 große Städte da ... . (Widerspruch. Freiherr von Sole¬
macher: 9, Rufe: 11. Heiterkeit.)

Meiue Herren! Nach dem Gesetz vom 13. Juli 1827 sind es 8 Städte (von denen ich
eine vertrete), die 9 Virilstimmen haben. Diese 8 Städte bezahlen für die Provinzial-Umlage
92? 164 Mark, also gnt '/» derselben, sie haben dagegen in der Versammlung nur 9 Stimmen
gegen 70. Ich habe dieses seltsame Verhältniß hervorgehoben, damit Sie nicht glauben, wir wollten
den Landgemeinden irgend Etwas abzwacken. Wir sind schon an große Zahlungen, nicht zu dereu
Unguusten, gewöhnt.

Nun, meine Herren, glaube ich, daß nach alledem, was Herr Eourth ausgeführt hat,
der Kreisfonds wohl in die Einnahme gestellt werden kann. Ich gebe allerdings bedingungsweise
zu, die Landgemeiudeu haben ein größeres Anrecht daran, es gehören ihnen vielleicht die 334000 Mark,
und die müssen dann znm Vortheil der Landgemeinden bleiben. Es mag das nach Richtigstellung
der Controverse geschehen. Dann verringern sich aber jedenfalls die Bedürfnisse der Landgemeinden,
die Ausgaben des allgemeinen Etats verringern sich nm diese Summe, uud die Stadtkreise
haben jedenfalls in diesem Verhältniß an den dadurch herbeigeführten Ersparnissen Antheil. Ich
glaube mm nicht, daß der Antrag heute augenommeu werden wird, aber immerhin ist die Sache
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angeregt und der Provinzial-Verwaltungsrath wird sich, wie ich nicht bezweifle, durch diese Anregung
veranlaßt sehen, sich weiter damit zu beschäftigen.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Es wurde eben eine unrichtige Zahl gerufeu,
ich erlaube mir daher eine Bemerkung, die allerdings in den Nahmen der Diskussion eigentlich
nicht gehört, daß von den 8 Städten mit Virilstimmeu ? eximirte sind, nämlich Aachen, Cöln,
Düsseldorf,Elberfeld, Barmen, Crefelo und Trier und außerdem sind eximirtDuisburg uud Essen.

AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Ich bin nicht ganz klar; befinden wir uns
jetzt in der General»Debatte uud wird diese gleich geschlossen, um in die Spezial-Debatte überzu¬
gehen über jeden Antrag? Im letzteren Falle würde ich vorläufig schweigen,im anderen Falle
müßte ich gegen den Antrag sprechen.

Marsch all: Ich erwidere darauf, daß wir noch in der General-Debatte über sämmtliche
Foubs und die Frage der Einstellung des Kreisfonds in den Hauptetat sind. Nachher werden wir
in die Spezial-Debattc über die einzelnenFragen eintreten. VerzichtenSie auf das Wort?

AbgeordneterFrieberichs: Ja.
Abgeordnetervon Heister: Meine Herren! Ich bitte Sie, mir ein paar Worte zu

gestatten. Von Seiten des Verwaltuugsraths ist in der ganzen Sache noch gar Nichts gesagt
worden, bis jetzt haben nur die Herren Antragsteller gesprochen. Gestatten Sie mir nun eiu
Paar Worte, um auch den Standpunkt zu beleuchten, den zunächst ich in der Sache einnehme,von
dem ich aber glaube, daß er auch dem gesammtenVerwaltungsrath nicht ganz fern liegt.

Meine Herren! Es handelt sich bei dem Antrage des Herrn von Lo« um die Ansicht,
es würben bedeutende Ueberschüsseauch jetzt noch immer bleiben, die er für den Etat nutzbar machen,
die er einstellen will. Diese Ueberschiisse berechnet er auf 200 000 Mark. Ich bin überzeugt,
daß sie uicht mehr so hoch sind, sie werden sich auf etwas über 100 000 Mark berechnen. Es
waren im Ganzen über 200 000 Mark, das habe ich allerdings im Ausschuß angegeben,aber aus
dieser Summe sind bereits so bedeutende Verwendungenbeschlossenworden, daß schwerlichviel mehr
als 100 000 Mark noch übrig sein kann.

Nun hat Herr von Los ferner gesagt, es seien ihm hauptsächlichnur formelle Gründe
entgegengehaltenworden. Ich bitte aber den anderen praktischen Grund auch ins Auge zu fassen,
der im Ausschuß ebenfalls zur Sprache gebracht worden ist, der praktische Grund nämlich, daß,
sobald Sie diese Summe in den Etat einstellen, sobald dieselbe für dauernde gemeinnützige Zwecke
verwendetwird, daß dann für außerordentlicheAufwendungenzu idealcu Zwecken, die nicht in dem
Etat stehen und stehen können,Nichts übrig bleibt.

Und, meine Herren, wenn Sie die verschiedenen Beschlüsse der letzten 5—6 Landtage,
denen anzugehören ich die Ehre hatte, durchgehen, so werden Sie sehen, daß mit dieser Summe
Nützliches, Schönes und wirklich Bedeutendes innerhalb der Provinz geschaffen worden ist und
daß wir für die Zukunft die Möglichkeit dazu offen halten und wahrlich nicht aufgebensollten.

Herr von Ehnern hat einen Antrag eingebracht,der aus verschiedenen Unter-Anträgen
zusammengesetzt ist. Im Großen und Ganzen kann ich dazu sage», daß mir diese Anträge sympathisch
sind; ich kann zwar nach dem bloßen Anhören eines so umfangreichenAntrags nicht beurtheilen,
ob jede einzelne Bestimmung ganz genau praktisch richtig ist. Ich kann nur sagen, daß nach
meinem Dafürhalten die Verwaltung mit diesen Anträgen im Ganzen gut auskomme»kaun und
ganz gewiß nicht prinzipiell gegen dieselben auftreten wird. Auf die einzelnen Anträge gehe ick
hier nicht ein.

80
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Es ist dann ferner von der Kreisrente gesprochen worden und vorher in dem Vortrage
des Herrn Courth die Objektivität des Referates des Verwaltungsraths angegriffen worden.
Der Herr Marschall hat darauf bereits erwidert. Ich glaube, die Schmerzen der Herren rühren
nur daher, daß ibnen die verhältnißmäßig innere Haltlosigkeitder Gründe, die zur Zeit für ihren
Antrag sprechen, aufgedeckt wurde. (Heiterkeit!)

Es ist dann vorher gesagt worden, baß der Kreisfonds vielleicht gar nicht an die Kreife
vertheilt werden würde. Nun ist es allerdings nicht ganz unmöglich, daß er über kurz oder lang
in ganz anderer Weise Verwendung finden könnte, vielleicht gar nicht einmal in den jetzigen
Kreisen,die sich auf diese große Summe so sehr schon freuen. Aber, meine Herren, der Provinz
wird auf alle Fälle dieser Fonds erhalten bleiben. Sollte auch eine neue Kreisordnung gar nicht
zur Einführung kommen, und sollten später die gesetzgebendenFaktoren sagen: wir verwendenden
Krcisfonds zur Vermehrung der Dotationen, so würden wir in dem Falle immer noch so weit
seiu, wie uns Herr Courth heute schon führen will, nämlich, daß dann die bis jetzt angefammelte
Kreisrente in den Etat eingestellt wird unter Theilnahme der ganzen Provinz an derselben, also
auch zum Vortheile der Stadtkreise.

Nun sind von Herrn Courth auch die Kostender Einführung nach den Kosten einiger
altlandischenKreise berechnet worden.

Ja, meine Herren, bedenken Sie aber, daß die Landkreise in unserer Provinz ganz andere
Verhältnissehaben, wie die Kreise der alten Provinzen. Bei uns ist Alles viel theurer. Die
neuen Beamten, die erforderlichwerden, nämlich zum mindesten ein Kreis-Ausschuß-Sekretärund
ein Kanzlist in jedem Kreise, werden ganz andere Summen verschlingen, als in den alten Provinzen.
Bedenken Sie ferner, daß wir ein Ausschuß-Lokal haben müssen, sobald in Zutuuft die Kreis'
Ausschüsse eingeführt werden. Es könnendann bei den regelmäßigen Sitzungen selbstverständlich
nicht mehr solche Räume zur Disposition gestellt werden, wie es bis jetzt für die Kreistage vielfach
aus Gefälligkeitgeschehen ist. Es müssen neben dem Saal für den Kreis-Ausschußnoch wenigstens
2 Ausschuß-Zimmerfür die Arbeiten der einzelnenMitglieder vorhanden sein. Kurz und gut, es
läuft darauf hinaus, daß man in Zukunft ein Kreisgebäudenothwendigbraucht und gerade zur
Beschaffung solcher Gebäude eignet sich der angesammelte Fonds. Ich denke mir die jährliche
Rente, die in Zukunft überwiesenwird, soll die laufenden Unkosten decken und die angesammelten
Fonds die einmaligen Anschaffungskosten.

Nun ist ferner noch von Herrn Courth gefagt worden, der Antrag sei durch die große
Noth der Zeit begründet. Ich erkenne den Wunsch, wegen der schlechten Zeitverhältnisse die
Provinzial-Umlagemöglichst zu ermäßigen, als vollkommen berechtigt an, aber eine solche Ermäßigung,
wie sie durch den Antrag herbeigeführtwerden soll, würde zur Zeit eine Ungerechtigkeit involviren.
Doch hoffe ich, daß in nicht gar zu langer Zeit der ProviuziabVerwaltungsrath in der Lage sein
wird, selbst auf diefen Antrag zurückzukommen,nämlich, sobald er die Ueberzeugunggewonnenhat,
daß der Kreisfondö eine solche Höhe erreicht hat, daß damit alle späteren, aus der neuen Kreis¬
ordnung folgenden Bedürfnisse zu befriedigen sind. Es würde dann auch kaum billig sein, ihn
noch weiterhin anzusammelnund könnte er dann, den jetzigen Wünschen entsprechend,auch für die
Zwecke der ganzen Provinz Verwendungfinden.

Abgeordneter Courth: Herr von Heister hat unseren Antrag etwas hart beurtheilt.
Er hat von der inneren Haltlosigkeitdesselben gesprochen. Worin balancirt denn Alles? Doch
in der Bedürfnißfrage. Der Provinzial-Verwaltungsrath ist doch auch nicht der Ansicht, daß die
Dotation gewährt worden ist, damit die Kreisausschüsse sich Palläste bauen, wie unser Ständehaus.
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Wenn sodann der Herr Referent gefasst hat, daß die Vertheiluug sich nicht wesentlich
anders stellen würde auf die einzelnen Kreise als im Referate gerechnet ist, so muß ich wieder¬
holen, sie wird sich ganz erheblich anders stellen. Die Kreise mit wenig Bevölkerung sind
eben größer.

Ich halte mich in der Frage für orientirt; wenn das die übrigen Herren nicht find, fo
mag es allerdings angezeigt fein, daß der Provinzial-Verwaltungsrath noch weitere Aufklärung
schaffe. (Rufe: Schluß.)

Marsch all: Es wünscht Niemand mehr das Wort, so schließe ich die General-Diskussion,
und wir gehen zum Ausgangspunkt unserer Verhandluug, zum 3. Punkt unserer Tagesorduuug
zurück, betreffendAntrag des Herrn von Lo«. Ich bitte den Referenten diesen Antrag nochmals
zu verlesen.

Referent AbgeordneterMarcus (verliest):
„Der Provinzial-Landtag wolle beschließen:

Die aus dem Etat für Verwendung des Zinsgewinues der Rheinischen Provinzial-
Hülfslasfe (Stäudefonds) bewilligte« laufenden und einmaligen Ausgaben pro 1879
und 1880 auf den angesammeltenZinsgcwinn der RheinischenProvinzial-Hülfskasse
zu überweisen, den laufenden Zinsgewinn pro 1879 und 1880 aber in dem Haupt-
Etat zur Verwendung für andere gemeinnützige Zwecke einzustellenund eine dement-
sprechende Verminderung der Provinzialumlage eintreten zu lassen."

Marschall: Der Gegenantrag des Ausschusses ist Ihneu bereits verlefen. Ich eröffne
die Diskussion.

AbgeordneterFriederichs: Ich stimme allerdings mit den Motiven des Antrags des
Herrn von LoL in etwa überein; auch bestreite ich nicht, daß es recht pläsirlich ist, wenn wir
etwas mit nach Haufe bringen; indeß, nach meinen Begriffen, von diesen Summen darf ich in
dieser Weise nichts nach Hause mitnchmcu. Ich kann cS mit meinem Rechtsgefühlnicht vereinigen,
daß wir jährlich in die Umlage diese Fonds bringen, die von Gesetzeswegcn zu gemeinnützig,',,
Zwecken uns anvertraut sind. Nur mit Schlauheit und sprachlicher Tiftelei scheint es mir möglich,
da« Wort gemeinnützig hier mit der Iahresumlage gleichzustellen; indeß ich glaube nicht, daß das
Volksgefühlin seiner einfachen Gradheil dazu auffordert, diefe Fonds für die Umlage zu verwenden.
Die gesetzlichfortlaufende Pflicht wird erfüllt durch das Steuerzahlen. Die Fond« sind uns ange-
gewiefen zu gemeinnützigen Zwecken über diese Pflicht hinaus und nicht zur Erleichterungder jähr¬
lichen Steuerlast! Das ist meine Auffassungund ich habe durch die ganze Diskussionhindurch
kein Wort gehört, was mich eines anderen belehrt hätte; ich bitte deshalb den Antrag des Herrn
von Lo« abzulehnen!

AbgeordneterFreiherr Felix von Loö: Nur noch ein Wort der Erwiderung auf das,
was Herr von Heister ausgeführt hat. Mciu Antrag geht in feinem Tenor wie in seinem Inhalt
ausdrücklich dahin, nur für die nächsten 2 Jahre einzustellen, weil die Bewilligungenfür die nächsten
2 Jahre aus dem angesammeltenFonds bestritten werden können und diese Zwecke daher keine
Einbuße erleiden. Wenn wir nach 2 Jahren wieder hier sind, könnte die Verringerung der Umlage
auf eine andere Weise erreicht werden und alsdann könnte der Zinsgewinn wieder wie bisher ver¬
wendet werden.

AbgeordneterBremig: In dem Maße wie mir persönlich der Antrag des Herrn von
Lo« — um mich eines heute mehrfachgebrauchtenAusdruckszu bedienen — fympathifchist, umso-
mehr bedaure ich, nicht für denselben stimmenzu können und zwar indem ich mich den Ausführungen

30"
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des Ausschusses «»schließe, daß ich es für ungesetzlichhalte, die Ziusüberschüsseaus der Provinzial-
Hülfskasscin den gewöhnlichen Etat cinzustelle».Man muß, meine Herren, zu dieser Ueberzeugung
kommen wenn man die Paragraphen 4 und 5, und resp. 8 und 9 des Dotation«-Gesetzes neben¬
einander vergleicht. Da ergicbt sich ganz evident, daß der Gesetzgeber, indem er im Paragraphen 9
von gemeinnützigenZwecken sprach, ganz sicher andere Zwecke im Auge gehabt hat, als die in
Paragraphen 4 und 5 angeführten. Und wenn das der Fall ist, wenn diese Nebencinanderstellung
zu der Auslegung zwingt, dann ist es meines Erachtcus unauuehmbar, die Zinsüberschüssein den
gewöhnlichen Etat einzustellen.

Es ergiebt sich dies aber noch aus eiuem andern Grunde. Gerade der Paragraph 9
looi oitati verfügt, daß die für die Gründung der Proviuzial-Hülfskasse hergegebenen Dotation«-
fonds und die denselben bisher hinzugewachsenen Kapitalbeständeals Kapitalbestandzur Gewährung
von Darlehneu erhalten werden müssen. Derselbe muß also besonders verwaltet und aus dem
übrigen Proviuzial-Vermögen ausgeschieden werden. Die Verwaltung dieses Proviuzialfonds muß
also eiuc ganz besondere sein und die Verwendung der Zinsüberschüssemuß dem hoheu Landtag
ganz frei zur Disposition bleiben und dürfen dieselben also nicht in den Etat eingestellt werden.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Ich wollte nur kurz sageu, daß jedenfalls eine
Verminderung der Umlage pro 1880 in Aussichtgenommenist. Der Provinzial-Verwaltungsrath
und mit ihm in Uebereinstimmungder I. Ausschuß schlägt vor, die allgemeine Provinzial-
Umlage ....

Marschall: Das gehört in die Spezial-Diskussion.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Meine Bemerkung soll eine Motivirung sein,

um deu Antrag abzulehnen. Ich wollte also sagen, meine Herren, daß die Verminderung der Umlage
um 300 000 Mark doch nicht so unbedeutendist, und dazu beitragen wird, gewiß Jedem einen
freudigen Empfang zu Hause zu sichern.

AbgeordneterFriederichs: Ich kann den Grund des Herrn Vorredners nicht anerkennen,
obgleich er auf dasselbehinaus geht, wo ich hin will, nämlich auf die Ablehnung des Antrags.
Nicht ob die Umlage größer oder kleiner wird, sondern das Prinzip selbst ist für mich allein maß¬
gebend. Aus Allem, was gesagt worden ist, vermag ich mir kein Recht zu konstruiren diesen
Fonds anzugreifen für Verminderung der gewöhnlichenIahres-Umlage, mag diese sich gestalten
wie sie will! Und weil mir das Gefühl des Rechtes fehlt, stimmeich gegen den Antrag!

Marschall: Ehe ich die Diskussionschließe, erlauben Sie mir, Ihnen auch persönlich
die Hülfskasse warm ans Herz zu legen. Ich halte diese Hülfskassefür eine der schönsten und
segensreichsten Institute, die die Provinz besitzt (Sehr wahr!) und zwar in 2 Richtungen.

Es ist der Fonds, der durch die erste Summe vou 400000 Thlr. zur Verwendung
für gemeinnützige Zwecke geschaffen worden ist uud der nachher angewachsen ist, dazu bestimmt,zu
möglichst billigen Zinsen den ärmsten Gemeinden unserer Provinz Hülfe zu leisten durch
billigen Kredit.

Auf der anderen Seite ist der angesammelte Zinsüberschußeine Summe, über welche der
Landtag allein zu verfügen hat als höchste Spitze der Verwaltung überall da, wo Unglücke oder
schwere Zeiten über einen Theil der Provinz hereingebrochen sind, wo gemeinnützigeZwecke zu
unterstützen sind und wo mit größeren Summen Theilen der Provinz unter die Arme gegriffen
werden muß.

Ich möchte deßwegen, meine Herren, noch einmal kurz znsammeufassen,wie schön, wie
segensreich dieser Fonds jetzt schon ist und Ihnen denselben warm empfehlen.
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Für die Zukunft aber, meine Herren, hoffe ich, daß aus diesem Fonds sich ein Institut
entwickeln wird, das noch weit segensreicher wirken kann, besonderswenn Sie dazu übergehen,mit
allen Kräften darnach zu streben, das Kapital mit Allem, was wir haben, zu stärken, um in
beiden Richtungenhin möglichst ausreichend den Bedürfnissender Provinz entgegenzukommen. (Bravo!)

Wünschtnoch Jemand das Wort? — Dann schließe ich die Diskussionund bringe den
Antrag des Ausschusseszur Abstimmung. Die dagegen sind, bitte ich, sich zu erhebe». (Es
erheben sich 4 Abgeordnete).

Der Antrag des Ausschusses ist angenommen.
Wir gehen jetzt über zu dem Autrage von Ehuern und Genossen, der dahin geht (liest):

„Der Landtag wolle den vorliegenden Antrag ans dem Grunde ablehnen,
weil der Zinsgewinn der Provinzial-Hülfskassc (Ständefonds) bestim¬
mungsmäßig zur freien Verfügung der Staude steht und eine gelegentliche
Ansammlung des Zinsgewinns aus mehreren Jahren der Provinz bei
besondern Vedarfszwecken zu Gute kommen wird."

Dieser Theil ist erledigt durch Ablehnungdes Antrages von Loö (liest weiter):
a. Die in den verschiedenen Etats aus den Ueberschüssen früherer Jahre angesammelten

Fonds nach den Bedürfnissen zu prüfen und das nickt Erforderlichein die Einnahmen des Etats,
zunächst pro 1880 einzustellen.

b. Die bisher ausgeübte Praxis, aus den eventuellenEinnahme-Ueberschüssen des Etats¬
jahres dem Landtage Vorschlägezur Verwendungfür größere, dauernde, einer entfernteren Zeit
zu Gute kommenden Zwecke zu machen,dahin zu ändern, daß, wenn Überschüssein einem Jahr
vorhanden sein sollten, diese den Etats-Eiunahwen des nachfolgenden Jahres zugeschrieben werden
und daß die Bedürfnisse der Provinz an dauernden, auch den folgendenGenerationen zu Gute
kommenden Zwecken anderweitig gedecktwerden.

o. Aus den alsdanu noch verbleibende«Beständen (»nd lv.) sowie aus anderweitigen
Beständen einen eisernen Bestand als Geschäftsbetriebsfondsfür alle Zweige der Verwaltung zu
bilden, der am Schlüsse jeder Etatsperiode, auf Grund der vom Provinzial-Verwaltungsrath vor¬
gelegten und vom Landtag in ihren einzelnenAusgabe- und Einnahme-Positionennachträglichzu
genehmigenden Rcchnuug auf seiue frühere Höhe erhalten resp, ergänzt werden soll.

ä. Bis zur Errichtung dieses eiserncu Bestandes, stellt der Proviuzial-Landtag die vor¬
handenen Bestände in den einzelueuKassen (selbstverständlich uuter Ausschließung des Ständefonds)
zur ausschließlichenVerwendung des Provinzial-Verwaltungsraths unter den sud o. gestellten
Bedingungen."

Der Antragstellerhat zunächst das Wort.
Abgeordnetervon Eynern: Ich bin überzeugt,mit Ihrer Zustimmung zu handeln, wenn

ich auf jedes weitere Wort verzichte. (Bravo.)
AbgeordneterFreiherr Felix von Loö: Ich bin mit dem Grundgedankendieses Antrages

einverstanden,aber eS ist sehr schwer, bei einem solch' langen Antrag zu sagen, baß jedes Wort
richtig sei. Ich möchte daher das Amendementstellen,daß der hohe Landtag beschließen wolle, sich
mit dem dem Antrag zn Grunde liegenden Gedankeneinverstandenzu erklären und den Provinzial-
Verwaltungsrath zu beauftragen, in der nächsten Session des Landtages darüber die nöthigen Vor¬
schläge zu machen.

Marschall: Ich kann darauf erwidern, daß ja der erste Theil des Antrages, wenn ich
den Antragsteller richtig verstanden habe, nur den Provinzial-Verwaltungsrath auffordert, den
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Antrag in Erwägung zu nehmen, daß es also auf den Wortlaut nicht genau aulommt. Es steht
in dem Antrag (verliest):

„Die in den verschiedenen Etats aus den Ueberschüssen früherer Jahre angesammelten
Fonds nach den Bedürfnissenzu prüfen und das nicht Erforderlichein die Einnahmen
des Etats, zunächst pro 1880 einzustellen."

AbgeordneterFreiherr Felix von Lo«: Ich möchte doch meinen Antrag aufrecht erhalten,
damit über den letzten Punkt definitiv beschlossenwerde.

AbgeordneterDietze: Ich möchte Herrn von Eynern bitten, in seinen Antrag aufzu¬
nehmen, baß es dem Provinzial-Verwaltungsrath „zur Erwägung" gegeben werde und es nicht als
definitiv auszudrücken,so daß der Provinzial-Verwaltungsrath freie Hand hat, darüber erst Be¬
schluß zu fassen.

AbgeordneterBremig: Herr Dietze hat bereits gesagt, was ich erwähnen wollte.
Ich glaube, der Antrag ist so unendlichweitgehend daß wir jetzt ohne tieferen Einblick

in die Sache ihn schwerlich annehmen können. Er ist so weitgehend,daß ich mich selbst als Mit¬
glied des Proviuzial-Verwllltungsraths gegen die Annahme desselben verwahren müßte. Wenn aber
gesagt wird: „in Erwägung zu nehmen", so ist das ganz unbedenklich.

Marschall: Ich möchte darauf erwidern, daß ich nicht glaube, daß der Antrag so gemeint
gewesen ist; nach meiner Auffassungist es so, daß der Provinzial-Verwaltungsrath die Angelegenheit
in Erwägung nehmen foll, (Abgeordnetervon Eynern: Richtig) daß es eine Direktive für ihn
fein foll, um eine Vorlage für den nächsten Landtag zu machen. So fasse ich die Sache auf.
Sind Sie einstimmigdarin? (Rufe: Ja.)

Erfolgt kein Widerspruch? (Niemand meldet sich.)
Dann verzichtenSie Wohl auf die wörtlicheFormulirung? (Rufe: Ja.)
Abgeordnetervon Eynern: Damit kein Zweifel bleibt, verändere ich den Schlußfatzwie

folgt (verliest):
„Zu den Forderungen »nb o und cl wirb noch besonders vom Landtage ausgesprochen,

daß dieselben dem Provinzial-Verwaltungsrath nur zur Erwägung anheimgegeben werden sollen."
Marschall: Wünscht noch Jemand das Wort? —Das ist nicht der Fall, dann schließe

ich die Diskussionund bringe den Antrag von Eynern und Genossen,wie er vorliegt, mit dem
gestellten Amendement, das nach meiner Ansicht vollständig dem entspricht, was Herr von Loö
ausgesprochenhat, zur Abstimmungund bitte Diejenigen, welche gegen den Antrag find, sich zu
erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
WünschenSie jetzt in die Diskusstonüber die Kreisrente einzutreten? (Ja.) Dann bitte

ich zunächst den Referenten den Antrag von Eynern und Courth nochmals zu verlesen.
Referent AbgeordneterMarcus (verliest):

„Der hohe Landtag wolle die dem Provinzial-Vcrbandeder Rheinprovinz für die Durch>
führung der Kreisordnung und der zu erlassenden ähnlichen Gesetze durch das Gesetz
vom 8. Juli 1875 überwiesenejährliche Rente von 333 411 Mark in den Etat pro
1879/80 zur Verwendung für die in den Paragraphen 4, 13, 14 und 20 des Gesetzes
angegebenen Zwecke aufnehmen."

Marschall: Die Gegenanträge des Ausschusses sind verlesen. Ich eröffne die Diskussion.
Es wünschtNiemand das Wort. Dann schließe ich dieselbe und bringe zuerst den Antrag des
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Ausschusses,zur Zeit dem Antrag der Abgeordnetenvon Ehnern-Courth teine Folge zu geben,
zur Abstimmung. Die dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben. (ES erhebensich 10 Abgeordnete.)

Der Antrag des Ausschusses ist angenommen.
AbgeordneterSa hl er: Der Antrag ging nicht dahin, daß die Einstellung jetzt erfolgen

sollte, sondern nur auf Erwägung durch den Provinzial-Verwaltungsrath.
Maischall: Ich antworte darauf, daß er dahin ging, die Einstellung pro 1879 und

1880 vorzunehmen, also jetzt schon.
AbgeordneterCourth: Ich hatte rektifizirt auf 1880.
Marfchall: Ich stelle den zweiten Antrag des Ausschusseszur Abstimmung. Die dagegen

sind, bitte ich, sich zu erheben. (Es erheben sich 2 Abgeordnete.)
Der Antrag ist angenommen.
Ich schlage Ihnen nun vor, eine kleine Pause von einer halben Stunde zu machen.

(Vertagung der Sitzung um 1 Uhr.)
(Wiedereröffnungder Sitzung um 1^/2 Uhr.)

Marfchall: Wir kommen jetzt zum nächstenPunkt der Tagesordnung:
4. Referat des IV. Ausschusses, betreffend den Etat für die Verwendung des

Zinsgewinnes der Rheinischen Proinzial.Hülfskasse (Ständefonds) pro 1879/80.
Referent Abgeordneter Graf von Mirbach: Meine Herren! Der IV. Ausschuß hat

geglaubt, hier die unter 2 Nummern angeführten Referate verbinden zu tonnen. Es hat früher
fchon ein Spezial-Etüt der Provinzial-Hülfskassenicht bestandenund daher wurde die Bewilligung
des Zuschusses für die Archivare besondersgefaßt, jetzt ist das also geändert und nachdem der hohe
Landtag am 29. April 1879 beschlossen hat, das ganze bisher noch nicht getilgte Darlehen der
Blindenanstalt aus dem disponiblen Bestände des Ständefouds der Hülfskasse zurückzuzahlen, wird
dadurch die jährliche Amortisations-Rentewegfallen (verliest):

„Nachdem der hohe Landtag am 29. April 1879 beschlossenhat, den ganzen, bisher noch
nicht getilgten Darlehnsbetrag der Blinden-Anstalt zu Düren ans dem disponibelenBestände der
Provinzial-Hülfskassezurück zu zahlen, wodurch die jährlichen Zinsen und Amortisationsratendieses
Betrage« jetzt im Etat wegfallen, an demselben Tage ferner genehmigt worden ist, zur Bildung
eines Fonds für den Neubau der Provinzial-Museen in Bonn und Trier 40 000 Mark in den
Etat pro 1879 und 1880 einzustellen, bleiben, außer dem auf dauernder Verpflichtungberuhenden
Iahreszufchussefür gedachte Museen, in diesem Etat, wie er vom Provinzial-Verwaltungsrathe
vorgelegt worden, noch folgendeAusgabe-Beträge zu bewilligen:

1. Iahreszufchussean die Archive zu Düsseldorfund Coblenz,
2. Zuschüsse zur Verbesserungder Gehälter für die Archivare in genannten Städten.
Der IV. Ausfchußfchlägt nun dem hohen Landtage vor:
aä 1. Die im Etat angesetzten Zuschüssefür die Archive zu Düsseldorf und Coblenz

auf fernere zwei Jahre zu bewilligenunter der Voraussetzungdaß, im Interesse der Wissenschaft,
der Zutritt zu diesen Archivennach Möglichkeiterleichtertund eine etwaige Translocirung derselben
in andere Städte nicht vorgenommen werde, bevor der Provinzlal - Landtag in dieser Sache
gehört worden.

»ä 2. Die im Etat gleichfalls vorgefeheneSumme zur Verbesserung der Gehälter der
Archivare in Düsseldorf und Coblenzpro 1879 und 1880 zu bewilligenunter der Voraussetzung,
daß über die Verwendung dieser Gelder, in ähnlicher Weise wie über die für die Archive felbst
ausgeworfenen,dem Landtage künftig Mittheilung gemacht werde.
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Unter obigen Vorbehalten schlägt der IV. Ausschuß dem hohen Landtage vor, den vom
Provinzial-Verwaltungsrathe ausgestellten Etat für Verwendung des Zinsgewinnes der Rheinischen
Provinzial-Hülfskassezu genehmigen."

Marsch all: Ich eröffne die Diskussion.— Es wünschtNiemand das Wort, so schließe
ich dieselbe und bringe den Antrag des Ausschusses (verliest):

„uä 1. Die im Etat angesetzten Zuschüsse für die Archive zu Düsseldorfund Coblenz
auf fernere zwei Jahre zu bewilligen unter der Voraussetzung,daß, im Interesse der
Wissenschaft, der Zutritt zu diese» Archiven nach Möglichkeit erleichtert und eine
etwaige Translocirung derselbenin andere Städte nicht vorgenommen werde, bevor
der Provinzial-Landtag in dieser Sache gehört worden"

zur Abstimmung. Wer dagegen ist, bitte ich sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand).
Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Zweitens geht der Antrag des Ausschussesdahin, eine Verbesserungder Gehälter der

Archivare zu bewilligenunter der Voraussetzung:
„daß über die Verwendung dieser Gelder, in ähnlicher Weise wie über die für die Archive
selbst ausgeworfenen,dem Landtage künftig Mittheilung gemachtwerde."

Ist hierzu Etwas zu erinnern? — Das ist nicht der Fall, dann schließe ich die Dis¬
kussion und bringe ebenfalls diesen Vorbehalt zur Abstimmung. Die dagegen sind, bitte ich sich
zu erheben. (Es erhebt sich Niemand).

Der Antrag des Ausschusses ist einstimmigangenommen.
Wir stimmennun über den Etat ab. Der Ausschußempfiehlt Ihnen die Annahme.

Wer dagegen ist, bitte ich sich zu erhebe«. (ES erhebt sich Niemand).
Der Etat ist einstimmiggenehmigt.
Wir kommen zu:
5. Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Verstärkung des Betriebs-

Fonds der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse.
Referent Abgeordnetervon Werner: Meine Herren! Ein Hauptzweckund Hauptwerth

der Provinzial-Hülfskassebestehtdarin: kleinen bürgerlichen GemeindenDarlehne zur Bestreitung
besondererBedürfnisse zu gewähren. Dieser Zweck kann aber in ausreicheuderWeise nur dadurch
erzielt werden, daß die Frist zur Zurückzahlung resp, zur Amortisirung des geliehenenKapitals
länger bemessen wird. Der Betrag des der Hülfskasseeigenthümlichgehörenden Stammvermögens
beträgt nur 1873 000 Mark. Allerdings kommt nun durch den Depositen-Verkehrnoch ein
bedeutenderFonds hinzu; — aber es versteht sich, meine Herren, daß in Bezug auf die Verwen¬
dung dieses Depositen-Fondsmit Vorsicht verfahren werden muß, wenn nicht große Verlegenheiten
für die Kasse entstehen sollen. Es ist deshalb der Autrag des Provinzial-Verwaltungsrathes darauf
gerichtet,den Vetriebs-Fonds der Kasse in angemessener Weise zu vermehren und ferner, damit
allen Eventualitäten Rechnung getragen werben könne, zugleichBedacht zu nehmen auf einen
angemesseucu Reservefonds. Der Ausschußhat daher geglaubt, Ihnen empfehlen zu sollen, den
Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths, wie er vorliegt, anzunehmen. Das Referat des IV. Aus¬
schusses, das ich mir mit Rücksicht auf das Gesagte in Kürze vorzulesen erlaube, ist folgendes (verliest):

„Die Direktion der Provinzial-Hülfskassehat dem Provinzial-Verwaltungsrathevorgetragen,
daß, wenn die Provinzial-Hülfskasse.die zur Zeit nur eiu Stammvermögen von 1 873 000 Mark
besitzt, ihre Wirksamkeit in gedeihlicher Weise nicht nur fortführen, fondern auch erweitern und dem
Creditbedürfnisseder Gemeinden, Kreise und Corporatiouen der Provinz in ausreichendemMaße
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genügen soll, es unerläßlich sei, auf eine Verstärkung der Betriebsfonds der Kasse Bedacht
zn nehmen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat diesen Antrag aus den von der Direktion der
Hülfskassenäher entwickelten Motiven nicht nur für begründet erachtet, sondernhält außerdemfür
dringend geboten, daß für die Provinzial-Hülfskasseein Reservefondsgebildet werde, der rcntbar
angelegt, leicht flüssig zu machensei und auch in kritischen Momenten die Hülfskassein den Stand
setzen würde, allen Anforderungenans Nückzahluug von Depositcu ohne Schwierigkeitzu entsprechen.

Der IV. Ausschuß hat diese Augelegenhciteiuer ihrer Wichtigkeit entsprechendenein¬
gehenden Prüfung unterzogen und auf Grund derselben den Antrag des Provinzial-Verwaltuugs-
rathcs einstimmigzu dem seinigen gemacht, dahin lautend:

„Der hohe Landtag wolle beschließen:
u. Der Provinzial-Hülfskassezur Bildung eines Reservefonds ^ des Zinsgewinns von

1879 ab zu überweisen;
li. den Provinzial - Verwaltungsrath zu ermächtigen, Behufs weiterer Verstärkung des

Reservefondsnnd Gewährung von Darlehen an die Gemeindendas AllerhöchstePrivi¬
legium zur Emissionvon 3 Millionen Mark Rheinprovinz-Obligationeunachznsuchcu,
den Zinsfuß, sowie die Art der Tilguug dieser Obligationen näher festzustellen und
demnächst mit der Ausgabe der Obligationen vorzugehen."

Was den zweiten Punkt cmbelaugt, so bitte ich darüber nicht zn erschrecken.Es handelt
sich nicht um eine neue Belastung der Provinz, sondern um 3 Millionen, die durch die Rhein-
Provinz krcirt werden sollen nur um zur Vermehrung des Betriebskapitals und zur Verstärkung
des Reservefonds zu dienen. Der Zweck der Hülfskasse wird aber alsdann in ausreichenderer
Weise erfüllt werben können, als es jetzt der Fall ist. Sie werden aus dem Referat des Ver¬
waltungsraths genügendoricntirt fein. Sie sehen daraus, daß die Gewährung von Darlehen auf
IN Jahre und in seltenen Fällen auf 15 Jahre erfahrungsmäßig nicht genügt. Es muß wenigstens
eine Amortisations-Frist von 20—30 Jahren fein, wenn den armen Gemeindenderen wir heute
leider eine fehr große Zahl haben, wirklich geholfen werden soll.

Marsch all: Ich eröffne die Diskussion.
AbgeordneterSenl: Anknüpfend an die warmenWorte, mit welchen der Herr Land tags -

Marschall vorhin Ihnen die Provinzial-Hülfskasseempfohlenhat, wollte ich mir als Vorsitzender
der Direktion der Provinzial-Hülfskasseerlauben, Ihr Interesse für diese Anträge ebenfalls in
Anspruchzu nehmen. Die Provinzial-Hülfskassehat im Vergleichzu dem Umfang ihrer Geschäfte
einen fehr kleinen eigenen Fonds, sie muß den größten Theil ihres Betriebes mit fremdem Gelde
besorgen. Durch die große Zahl von Depositen, welche die Gemeinden, Schulen, Kirchen nnd
Sparkassen ihr zugeführt haben, war sie bisher immer in der Lage, allen Anforderungender Ge¬
meinden um Gewährung von Darlchn zn entsprechen. Nach dieser Seite hin ist die Hülfskasse
immer im Stande gewesen, ihrer Aufgabe ganz und voll gerecht zu werden. Allein die Hülfskasse
ist gerade, weil sie so vielfach mit fremdem Gelbe arbeiten muß, weil die bei ihr hinterlegten
Depositen kündbar sind, nicht in der Lage, denjenigen Auforderungeuder Gemeinde«, die auf
Gestaltung längerer Amortifationsfristengerichtet sind und die jetzt — vielfach, ja täglich an die
Hülfskasseherantreten, zu entspreche».

Die Provinzial-Hülfskasse mnß dafür sorgen, immer die Mittel zn haben, um ihre
Depositen, wenn sie in größerem Maße gekündigtwerden sollten, zurückzahlenzu köuucu. Sie
muß deßhalb immer darauf halten, daß die ausgeliehcncnKapitalien baldmöglichst zurückgezahlt
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werden, um dadurch die Mittel zu haben, den neuen Anforderungen, welche die Gemeinden an
sie stellen, entsprechen zu können, Die Hülfskassehat deßhalb den zahlreichen Anforderungen der
Gemeindenauf Gewährung von Amortisationsfristenvon 20, 30 und mehr Jahren nicht deferiren
können; sie muß vielmehr darauf halten, daß das Geld, welchessie darleiht, in 10 Jahren, und
nur in besonderen Ausnahmefällcu,bei Gemeinde«,die ganz außerordentlichmit Steuern überlastet
sind, in 15 Jahren, wieder zurückgezahltwird. Und um diesem Uebelstande, der in der gegen¬
wärtigen wirthschaftlichen Kalamität von jeder Gemeinde doppelt empfundenwird, abzuhelfen, hat
die Direktion sich an den Provinzial-Verwaltungsrath gewandt mit der Bitte, Maßregeln zu
ergreifen, damit größere Geldsummen ihr zur Disposition gestellt und sie in die Lage gesetzt
werde, den Ansprüchen der Gemeinden auf Gestaltung längererAmortisationsfristenmehr entsprechen
zn können. Daraus siud die Anträge entstauben, die Ihnen jetzt vorliegen und ich wollte mir die
Bitte erlauben, diesen Anträgen zuzustimmen.

AbgeordneterSahler: Nach den Erkundigungen,die ich bei Verwaltungsraths-Mitgliedern
eingezogenhabe, ist bei der Befürwortung des Antrages, der heute an den Proviuzial'Landtag
gestellt wird, eine fpezielle — ich möchte sagen — Einsichtnahmeder Gcsammt-Operationender
Provinzial-Hülfskassenicht vorausgegangen. Der Antrag, wie ihn heute der Provinzial-Verwaltungs¬
rath vorlegt, ist im Wesentlichen nur gestützt auf die Motivirnngen, wie wir sie in dem Referat
sehen, was wir hier vor uns haben. Es sind das Zahlen, woraus wir erkennen können, daß so
nnd so viel Darlehen bestehen, es ist aber eine spezielle Einsichtnahmein die Operationen der
Provinzial-Hülfskassenicht vorausgegangen,wenigstensnach den Informationen, die ich bekommen
habe. Wenn das nicht der Fall ist, würde ich es für nöthig erachten, daß der Beschluß auf
Ausgabe der Obligationen durch das Plenum so gefaßt wird, daß die Bedingung daran geknüpft
würde: „nach Prüfung der sämmtlichen Operationen, die die Provinzial-Hülfskassebisher gemacht
hat, durch den Provinzial-Verwaltungsrath."

Marschall: Ich erwidere Herrn Sahler, daß 3 Mitglieder des Provinzial-Verwaltungs-
rathes zugleich Direktionsmitgliederder Provinzial-Hülfskassesind.

AbgeordneterSahler: Ich habe nur darüber gehört, daß der Provinzial-Verwaltungsrath
als solcher sich bisher mit der ganzen Provinzial-Hülfskassen-Angelegenheitnicht befaßt hat; nach
den Ausführungen des Herrn Marsch alls würde zu erwägen sein, ob das Referat, was diese
3 Mitglieder gegeben haben, als genügendzu erachten ist.

AbgeordneterLautz: Meine Herren! Ich möchte zunächst hier mittheilen, daß 3 Mit«
glieder der Verwaltung auch Kuratoren der Provinzial-Hülfskassesind.

Als uns durch Herrn Direktor Seul der in Rede stehende Antrag zuging, hat der Pro¬
vinzial-Verwaltungsrath in zwei laugen Sitzungen die Frage berathen; in der eisten Sitzung aller¬
dings, die sehr lange dauerte, fehlte uns das vollständigeMaterial; das damals vorliegendewar
nicht genügend, um einen Beschlußzu fassen, und die Angelegenheitwurde vertagt, bis uns aus¬
reichendes Material zugeführt sein würde, um eine ganz genaue Einsicht in die Verhältnissegewinnen
zu können. In dieser zweiten Sitzung wurde uns mitgetheilt, was nothwendigwar, nämlich erstens
die Zahl der Depositen überhaupt, daun aber auch die Gliederung der Depositen nach der Länge
der Kündigungsfrist. Das war ein wesentlichesMoment zur Beurtheilung Ein ferneres war
die Mittheilung über die Höhe der bereiten Mittel, um bei Kündigung von Depositen die Rück¬
zahlung ohne Verlegenheitherbeiführen zu können. Wir haben ferner Aufschluß darüber bekommen,
wie die ausgeliehcnenBeträge auf die einzelnen Gemeindensich vertheilen, wieviele auf 10, wieviele
auf 15, Jahre laufen. Das war ein anderes wesentliches Moment zur Beurtheilung der Sachlage.
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Der Berwaltuugsrath ist zu seiner Beschlußuahmeim vorliegenden Fall nur gekommen,nachdem
er auf das Eingehendsteerwogen hat, was in Betracht gezogen werden mußte. Wir haben im
Anfang, das kann ich nicht leugnen, eine gewisse Befürchtung gehabt. Man glaubte, die Depositen
ständen nicht im Verhältniß zum Kapital. Diese Befürchtung ist aber verschwunden, nachdemwir
uns klar geworden waren darüber, daß die Provinzial-Hülfskassenicht mehr ein für sich dastehendes
Institut ist, dessen alleinige Mittel den Rückhalt bilden; der Verwaltungsrath hat vielmehr die
Ueberzeugung gewonnen, daß seit Emanation des Gesetzes vom 8. Inli 1875 die ganze Provinz
jetzt hinter dem Institut steht und die Sicherheit der Depositen garautirt ist durch die Provinz
selbst. Wir haben uns weiter überzeugt,daß es nothwendigsei, daß die Provinz mit ihrem Kredit
einschreite,um eben der Provinzial-Hülfskassedie Mittel zu verschaffen,die es derselben möglich
machenwerden, weiter segensreich zu wirken. Da war das Einfachste,Obligationen auszugeben,
die der Provinz weiter Nichts kosten, als die Gewährung ihres Kredits, denn die Verzinsungerfolgt
ja so, daß die Provinzial-Hülfskasse alles dasjenige, was die Provinz in Folge Kreirung neuer
Obligationen zu bezahlenhat, wieder ersetzen muß. Die Provinz bringt also der Hülfskasse in
keiner Weise ein Opfer, aber sie setzt die Hülfskafse in die Lage, ihre segensreiche Aufgabe ein»
gehenderund besser erfüllen zu können wie bisher. (Bravo.)

AbgeordneterKaeseu: Meine Herren! Ich bedaure nach dieser Vorlage hier mich nicht
für den Gegenstanderklären zu können. Mir scheint, daß die Vorlage finanziell nicht hinreichend
begründet ist, wenigstens bei jedem anderen Institut würde man eine eingehendere Begründung
verlangen. Ich glaube, daß wir hier nicht anrers bestimmen können, als daß der Landtag aus
seinem Ausschuß Mitglieder ernennt, die die Sachlage und die Geschäftslageder Provinzial-Hülfs¬
kasse prüfen und daß auf deren Gutachten hin hier weiter beschlossenwird.

Aus der Vorlage hier kann ich Nichts abnehmen. Ich bin Mitglied des Verwaltungs¬
raths von andercu finanziellenInstituten und verlange, um eine Kapitalvermehrungvorzunehmen,
ganz andere Vorlagen, als hier dem Landtag überantwortet sind Hier stehen allgemeineZahlen,
die aber nicht hinreichen,um selche Schritte zu thun.

AbgeordneterLautz: Ich will nur drei Worte noch sagen und dem Vertreter für Cöln
antworten, daß uns alle Ziffern durch die Mitglieder des Kuratoriums bestätigt worden sind, die
im Referate des Ausschusses enthalten sind.

Wenn der Antrag des Herrn Vertreters für Cöln durchginge, fo würde das zur Folge
haben, daß vielleicht zwei Jahre lang noch die Kalamität, der Nothstand fortbestehen würde, unter
dem augenblicklich eben die kleinerenund dürftigen Gemeinden zu leiden haben. Größere Städte
und Korporationensind in der Lage, sich selbst Obligationen kreireu zu können, die haben allerdings
die Provinzial-Hülfskassenicht nöthig. Ich kaun aus meiner Erfahrung bestätigen, baß gerade der
Umstand, daß diese Kapitalien von der Hülfskassenur eben auf kurze Zeit bewilligt werden können,
der Grund ist, weßhalb die Gemeinden sich heute so sehr in Verlegenheit befinde».

Ich kann Ihnen nur noch einmal dringendempfehlen, den Antrag anzunehmen im Interesse
dieser bedrängten Gemeinden.

Marschall: Ich wollte Herrn Kaesen auf seine Bemerkung: zu einer Kapitalvermehrung
schreite man in anderen Instituten nicht eher, als bis man die ganze Sache gründlich untersucht
hätte — erwidern: Zunächst haben Sie eben von einem Mitglied des Provinzial-Verwaltungs¬
raths gehört, daß eine gründliche Untersuchungstattgefundenhat. Aber auf der anderen Seite
möchte ich doch bemerken (ich bin zwar Laie in diefen Geldsachen),daß man dies wohl kaum eine
wirkliche Kapitalvermehrungnennen kann in dem Sinn, was man sonst damit bezeichnet. Wir
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geben Obligationen nur nach Bedürfniß aus, um den armen Gemeindenzu helfen, also nicht für
eigenes Geschäft, sondern um den armen Gemeinden durch unsern Kredit, den wir ihnen leihen,
zu einen, billigen Zinsfuß zu verhelfen.

AbgeoronetcrKaesen (persönliche Bemerkung): Der Herr Vorredner hat mir eben eine
Meinung untergeschoben, die ich nicht habe. Ich frage nur, ob die Hülfskasse gegenwärtig einen
genügendenBestand habe oder nicht. Das ist meines Erachteus nicht genug aufgeklärt. Ich
glaube, daß die Fiucmzleute,die hier in der Versammlungsind, mir darin beistimmenwerden,daß
diese Frage nicht genügendgelöst ist. Es genügt nicht, daß 2 Mitglieder des Provinzial-Verwal-
tungsraths die Sache untersucht haben. Herrn Horst halte ich auch uoch nicht für einen großen
Finanzmann. (Heiterkeit.)

Abgeordneter Sahler: Ich wollte noch einmal ans das ganz kurz zurückkommen,was
ich vorher habe ausführen wollen. Der Zweck dessen, daß ich mich zum Wort meldete, war,
festzustellen, baß durch den Provinzial-Verwaltungsrath oder eventuellwenigstensdurch den größeren
Theil des Verwaltuugsraths eiue nähere Prüfung der Aktiven und Passiven der Proviiizial-Hülfs-
kasse nicht vorausgegangen ist und eiue Prüfung darüber, ob der Stammfonds gut angelegt ist,
nur im Interesse der Provinz, also für öffentliche provinzielleZwecke.

In dem Fall, daß eben ein Theil dieses Fonds in anderer Weise angelegt wäre, müßten
diese Fonds, die nicht zu öffentlichen provinziellenZwecken angelegt sind, vorab verwendetwerden.

Ich würde aber mit dem ganzen Antrag vollständigeinverstandensein, bis zu dem letzte»
Satz, wo es heißt: „demnächstmit der Ausgabe der Obligationen vorzugehen."

Ich glaube, bei der großen Bedeutnng, die es hat, daß wir alle verantwortlich sind für
diese Obligationen, daß namentlichin dem Augenblick, wo es sich darum handelt, diese Obligationen
wiederum um 3 Millionen zu erhöhen, wir uns klar darüber sein müssen, ob dies unbedingt im
provinziellenInteresse wünschenswcrthund nothweuig ist. Ich widerspreche gar nicht im Voraus,
ich sage nur, ich bin nicht im Stande darüber zu urtheilen. Ich habe wenigstens für mich die
Ueberzeugunggewonnen, daß diese spezielle materielle Beurtheilung auch bei der Mehrzahl sämmt¬
licher Mitglieder des Provinzial-Verwaltungsrathes heute uicht vorliegt. Ich glaube, daß sie zur
Unterstützungdes Antrages nur getommeusind durch das vorgetrageneReferat des Direktors, zu
dem ich auch das größte Vertrauen habe. (Unruhe im Saale. Redner ist nicht mehr verstäudlich.)

Abgeordneter Seul: Meine Herreu! Was zunächst die Frage betrifft, in welcherLage
sich die Gcsammtverhältnisseder Hülfskassebefinden,so ist die Sache außerordentlich einfach uud
durchsichtig. In den Aktiven der Hülfskasse steht zunächst die Forderung, welche sie an die
Gemeindenuud Korporationen:c. in der Provinz hat, mit ungefähr 9 Millionen Mark. Ich glaube
nicht, daß bezüglich dieses Postens eine nähere Prüfung seiner Bonität erforderlich ist. Die Hülfs¬
kasse hat bann in pupillarischsicheren Wertpapieren ungefähr 5 Millionen angelegt und endlich
hat sie ein Guthaben bei den Banquiers, um ihre laufenden Bedürfnisse zu decken, von ungefähr
I V- Millionen Mark. Es sind das die Aktiva, die die Provinzial-Hülfskassehat. Denselben
stehen an Passiven gegenüber: Depositen im Betrag von ca. 11 Millionen Mark, sodann das
Guthaben des Fonds zur Verfügung der Provinzialstände mit ungefähr 600 000 Mark, ferner
das Guthabeu des RheinischenMeliorationsfonds mit 453 000 Mark, und endlich ein Guthaben
des Irrenanstaltsfonds mit ca. 500 000 Mark. Ich glaube, alle diese Positionen sind so klar
uud einfach, daß eine eingehende Prüfung derselben ein weiteres Resultat nicht wird ergeben
tonnen. — Ich wollte mir dann aber zur Klarstellungder ganzen Sachlage, um die es sich hier
handelt, nur noch erlauben, Folgendes hervorzuheben. Die Provinzial-Hülfskassehat bis jetzt
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immer die erforderliche»Geldmittel gehabt, um den Anforderungenzu genügen,welche die darlchn-
suchenden Gemeinden an sie gestellt haben. Wir sind nie in der Lage gewesen, den Gemeinden
sagen zu müssen, wir können cnch das Darlehn nicht geben, worum ihr bittet, weil wir keine
disponibel« Fonds haben. Also auf diese Weise sind wir uicht zu unserem Antrag geführt worden
Wohl aber sind wir — und das hat eben seineu Grnnd in dem Umstände,daß der größte Theil
unserer Geldmittel in kündbaren Depositen besteht, — nicht iu der Lage, den Anträgen der
Gemeinden auf Gewährung langjähriger Amortisationsfristendefcriren zu köuueu. Lediglich um
diesen Anträgen, diesem bei vielen Gemeindender Provinz in dringlichster Weise hervorgetretenen
Bedürfnisse entsprechen zu köuueu, ist der Vorschlag gemacht worden, Provinzialobligationcnaus¬
zugeben. Meine Herreu! Die großen Städte, wcun sie bedeutende Geldbedürfuissehaben, erwirken
sich ein Privilegium, geben städtische Obligationen aus und amortisiren dieselben demuächst mit
1^/2"/». Eine solche Operation ist den kleineren Gemeinden der Provinz nicht möglich, und
wenn Ihnen vorgeschlagen wird, durch Ausgabe von Nheinprovinzobligationcn,die Geld- und
Betriebsmittel der Hülfskassezu vermehren, so geht der Zweck und das Ziel dieser Maßregel
dahin, daß der Credit der Provinz und die Thätigkeit der Provinzial-Hülfskassefür die kleinen
Gemeindender Provinz dasjenige fein soll, was die großen Gemeindenin sich selbst haben. Ein
Nisico, oder eine größere Verantwortlichkeit,oder größere finanzielleOperationen sollen nno werden
dadurch in keiner Weise herbeigeführtwerben.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich kann das, was der Herr Vorredner Kaesen
gesagt hat, nachfühlen, daß ich ans dem Material, was in dem Referat des Provinzial-Verwal«
tungsraths zu lesen ist, nicht habe ersehen können, ob das wirkliche Kapital von 1 800 000 Mark
hinreiche, denjenigenAnforderungen zu entsprechen, welche an die Provinzial-Hülfskassegestellt
werden. Jedenfalls aber bin ich der Meinung, daß, wenn nun geholfen werden kann, 3 Millionen
ausreichen würden, um das Geschäftauszudehueu. Aber eine kaufmännische Bilanz, um zu sehen,
ob die Betriebsmittel ausreichen, die geht aus dem, was gedruckt vorliegt, nicht hervor. Aus dem,
was Herr Direktor Seul gesagt hat, klärt sich die Sache schou besser auf, und ich habe mir
daraus schon ein Bild machenkönnen. lind wenn Herr Kaesen sagt, daß er Herrn Horst nicht
für einen Fiuanzmann hält und im Gegentheil zn Herrn Lautz das Vertrauen hat, daß er die
Sache mit einer solchenGewissenhaftigkeit geprüft hat, um ermesse« zu können, daß die 3 Milliouen
beschafft werden muffen, weuu die Zwecke der Hülfskasseerfüllt werden solle», so habe ich meiner¬
seits, nach dem was Herr Direktor Seul aufklärend gesagt hat, kein Bedeuten mehr, daß wir
ruhig zustimmen und dem Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths und des IV. Ausschusses
entsprechen.

AbgeordneterIentges: Meine Herreu! Daß wir Alle mit den Tendenzen,zn denen sich
Herr Direktor Seul in seinem Vortrage bekannt hat, symvathisireu,glaube ich nicht besonders
bestätigenzu müssen; wir sind überzeugt, daß wir den kleinen Gemeiudeu hier Hülfe leiste»
müssen; die großen Städte können sich selbst helfen Alle, welche Erfahrung auf diesem Gebiete
haben, wissen zu gut, daß es den kleinen Städten fast unmöglich ist, sich Geld zu verschaffen.
Nach dem Vortrage des Herrn Vorsitzenden der Provinzial-Feuer-Soeietät bin ich indeß zn anderen
Schlüssen gekommen, als er. Ich kann daraus schließe», daß bei den heutigen Verhältnissendie
Kasse sich schon flott bewegt. Ich gebe zu bedenken, daß die Kasse bisher mit einem Kapital von
1800 000 Mark gearbeitet hat, daß man aber heute verlangt, dasselbe mehr als zu verdoppeln.
Der Mehrbetrag soll allerdings nur ausgegebeuwerde», we»» Bedürfnisse dazn vorhanden sind,
aber wir müssenuns dabei lediglich verlassenauf das Urtheil des Vcrwallungörathes. Wir Alle
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haben mehr oder minder nur einen oberflächlichenEinblick in die Verhältnisse der Provinzial-
Hülfskasse. Bei rechnungsmäßigemVerfahren würde es sich darum handeln, welche Kündigungs-
Fristen für die Darlehn existiren, welche Kündigungsfristenfür die Depositen gestellt sind n. s. w.
Darüber fehlen uns die Angaben, und aus den eben gemachten Aeußerungendes Herrn Direktors
Seul könnte ich auch den Schluß ziehen,daß die Provinzial-Hülfskasseheute um einige Hundert¬
tausend Mark besser steht, als am 31. December vorige« Jahres.

AbgeordneterA reinig: Ich wollte nur noch auf ciueu Puukt aufmerksammachen,den
Herr Ientges berührt hat. Die Provinzial-Hülfskasseist kein Nechtssubjektfür sich mehr, die
Provinzial-Hülfskasse ist der Provinz, uud für die Operatioueu derselben hat die Provinz, seit
Erlaß des Dotationsgcsetzcs,einzustehen, so daß also die Frage, die Herr Ientges angeregt hat,
ob nicht in anderer Weise die Mittel aus deu iibrigeu Provinzialmitteln hergeholt werden tonnen,
nm das Eapital, womit die Provinzial-Hülfskassearbeitet, zn verstärken,wohl der Erwägung werth
ist. Es ist das auch im Provinzial-VcrwaltungSrath eingehend geprüft worden, man ist aber zu
der Ueberzeugunggekommen, daß die anderen Fonds ihre bestimmten Zwecke haben, und daß man
nicht wobl daran thue, über diese Fonds zu Gunsten der Operationen der Provinzial-Hülfskassezu
disponiren, und so blieb natürlich kein anderer Ausweg, um eine Verstärkung des Fonds der Pro¬
vinzial-Hülfskasseherbeizuführen, als eine Anleihe zn machen und den Betrag der Provinzial-
Hülfskassezu übergeben, und zwar mit successiverAusgabe der Obligatioueu. Ursprünglich,ich
glaube nicht zu irren, ging Herr Direktor Seul davon aus, daß der Geschäftsbetriebder Pro¬
vinzial-Hülfskasse,die bei einem Fonds von nicht ganz 2 Millionen mit 10 und mehr Millionen
Depositen arbeitet, nicht als ein gesnnder bezeichnetwerden könne, vorausgesetzt, daß die
Provinzial-Hülfskasseein Rcchtssubjcctfür sich sei, ein Rechtssubject, das, wenn es in Verlegenheit
kam, in sich zusammenbrechen mußte, ohue daß die Provinz irgendwie dafür aufzukommen hatte.
Heute liegt die Sache anders, heute ist die Provinzial-HülfskasseEigenthum der Provinz, unbe¬
schränktes Eigenthum, nur mit der einen Modification, daß sie den ursprünglichenDotatiousfonds
erhalten muß. Die Provinz als Eigenthümer!!!, hat sonach auch für alle Obligationen der Pro¬
vinzial-Hülfskasseaufzukommen;und nun ist die Frage die: Ist es angemessen, nach den Anfor¬
derungen, die an die Provinzial-Hülfskassegestellt werden, ihr einen größeren Betriebsfonds
zuzuführen. Das ist der Gegenstanddes Antrages des Provinzial-Verwaltuugsraths, der von dem
Ausschuß ja zu dem scinigen gemachtworden ist.

AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Mir scheint, baß die Bedenkender Herren
Kaesen und Ientges doch größtentheils ihre Erledigung finden, wenn die Frage so gestellt wird,
wie sie nach dem Antrage des Vcrwaltungsrathes gestellt werden muß. Es ist eine Principien-
frage! Soll die Provinzial-Hülfskasse von Depositen Darlehn geben auf lange Jahre hindurch,
oder nicht? Das allein ist die Frage! Meinerseits kann ich nicht dazu rathen und nicht dafür
stimmen,daß auf dieser unsteten schwankenden Depositen-Unterlagesolche feste Verbindlichkeiten für
so lange Äahre contrahirt werden. Die 3 Millionen, die beantragt sind, werden nicht sofort
ausgegeben,sondern in demselben Maße als berechtigte Forderungen herantreten an die Provinzial-
Hülfskasse,sollen sie vor nnd nach emittirt werden. Zum Besten der kleinen Gemeindenstimmte
ich lieber für 5 als für 3 Millionen und empfehle ich Ihnen daher recht sehr die Annahme des
Ausschuß-Antrages!

AbgeordneterLautz: Die Ausstellungen, welche einige der Herren Redner, namentlich
die Herren Vertreter von Ereuznachund Cöln gegen den Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths
erhoben haben, gingen eigentlichweniger gegen den Antrag selbst, als gegen dessen Begründung,
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ndem dieselben behauptete,!, daß unsere Begründung iu dem Referat nicht ausführlich und erschöpfend
genug gewesen wäre. Diesen Vorwurf will ich mir als Mitglied des Verwaltungsraths schon
gefallen lassen. Es kann ja vorkommen, daß ein Referat in seinen Motiven nicht alles Das erschöpft,
was gesagt werden kann. Die letzten Redner aber gehen mehr los, wenn ich mich so ausdrücken
oarf, gegen unseren Antrag selbst, und da halte ich mich verpflichtet, einige Worte zu erwidern.
Die Gründe, welche Herrn Dircctor Seul bewogen haben, mit seinem Autrag an den Proviuzial-
Verwaltungsrath heranzukommen, wareu doppelter Natur; einmal fürchtete er, daß die Höhe der
Depositen nicht im Einklang stünde mit dem verantwortlichen Kapital, und zweitens konnte er den
Ansprüchen, die ihm neuerdiugs entgegengetragen wurden in Bezug auf die Verlängerung der Amor-
tisationöfristen, nicht genügen. Ein Theil seiner Gründe ist hinfällig geworden durch die Erwägung,
daß die Provinzial-Hiilfskasse heute nicht mehr allein verantwortlich ist, sondern daß die Provinz
mit ihrem gauzeu Hab und Gut, mit ihrer Verantwortlichkeit hinter der Hülfskasse steht, so daß
also höchstens augenblickliche,momentane Verlegenheiten eintrete» können, nie aber längere; dagegen
ist es aber keine Frage, baß es für die Hülfskasse höchst unangenehm werden könnte, wenn sie
längere Amortisationsfristeu giebt, ohne andere Mittel als bisher znr Disposition zu habcu. Es
kauu der Fall eintreten, daß eine größere Snmme der Depositen zurückverlangt wird — dann mnß
die Hülfskasse auch in der Lage sein, dem gerecht werden zu können. Aber die Mittel werden ihr
immer weniger zu Gebote stehen, in dem Verhältniß, als sie den Gemeinden längere Amortisations¬
fristen giebt. Deßwegen ging die Ansicht des Verwaltungsraths dahin, der Hülfskassc diejenigen
Hülfsmittel zu gewähren, welche im Staude sind, ihr über solche Verlegenheiten hinwegzuhelfen.
Es ist ganz klar, daß die rheinische Provinzial-Hiilfskasse mit 3 Millionen Rheinprovinz-Obligationen
immer in der Lage sein wird, alle diejenigen Verlegenheiten zu Pariren, welche etwa durch Znrück-
»ahme von Depositen entstehen können, und wenn der Kasse eine solche Stärkung gegeben worden
ist, so wird sie auch dazu übergehen können, dem Wunsch vieler Gemeinde» gerecht zu werben, die
Zahlungsfristen weiter hinauszuschieben. Ich resumire mich dahin, daß der Antrag, den der Ver¬
waltungsrath Ihnen zur Geuehmignug unterbreitet, von großem Nutzen für die Provinzial-Hiilfs¬
kasse ist, besonders aber auch für diejenigen Gemeinden und sonstigen Corporationen, welche ans die
Hülfe der Provinzial-Hiilfskasse angewiesen sind.

Referent Abgeordneter von Werner: Meine Herren! Was ich sagen wollte, hat aller¬
dings der Herr Vorredner schon erschöpft. Ich möchte mir nur noch die Bemerkung erlauben,
daß ich es in der That nicht begreifen würde, weshalb die Direktion der Hülfskasse mit dem
vorliegenden Antrage an den Landtag herantreten sollte, wenn sie nicht dazn von dem dringenden
Bedürfnisse veranlaßt worden wäre. Ich sollte meine», meine Herren, daß wir doch alle von den
Ueberschüsse!!der Provinzial-Hiilfskasse sehr gern Gebrauch inachen. Es kommt mir daher beinahe
so vor, als ob diejenige» Herren, welche noch ans dem Standpunkt der Zweifel sich befinden, nach¬
dem die besten Erläuterungen von allen Seiten gegeben worden sind, die Hülfstasse zwar gern —
um mich eines profanen Vergleiches zu bedienen — als eine milchgebende Kuh gelten lassen, der
sie aber das nöthige Futter nicht gewähren wollen, ohne welches doch auch keine Milch erzeugt
werden kann. Ich möchte Ihnen den Antrag daher nochmals dringend empfehlen.

Marschall: Wenn kein Widerspruch erfolgt (geschiehtnicht), so schließe ich die Diskussion
und bringe beide Anträge zur Abstimmung.

Der erste Antrag lautet (liest):
„Der hohe Landtag wolle beschließen:

n. Der Provinzial-Hiilfskasse znr Bildung eines Reservefonds '/^ des Zinsgewinns von
1879 ab zu überweisen."
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Ich bitte diejenigenHerren, welche sich gegen diesen Antrag erklären, sich zn erheben.
(Niemand erhebt sich.) Der Antrag ist einstimmig genehmigt.

Der zweite Antrag lautet (liest):
li. Den Provmzial-Verwaltnngsrath zn ermächtigen, Behufs weiterer Verstärkung des
Reservefondsund Gewährung von Darlehen an die Gemeindendas Allerhöchste Privi¬
legium zur Emission von 3 Millionen Mark Nheinprovinz-Obligationennachzusuchen,
den Zinsfuß, sowie die Art der Tilgung dieser Obligationen näher festzustcllcu und
demnächst mit der Ausgabe der Obligationen vorzugehen."

Ich bitte Diejenigen, die gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Es erheben sich
einige Herren.) Das ist die Minorität. Der Antrag ist also angenommen. In dem Antrag
liegt nn^liuiw für den Verwaltungsrath die Ermächtigung, die geeigneten Schritte zn thuu, um
das Allerhöchste Privilegium zu erhalteu, d. h. eine Adresse an Seine Majestät den Kaiser zn
richten. — Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt, uud wir kommen zu:

6. Referat des I. Ausschusses, betreffend die Verminderung der jährlichen
Amortifation der für den Bau der Irren-Anstalten aufgenommenen Obligationen-
Anleihe von 1^"/« auf '/«-"/o, fowie Abänderung der Bestimmung bezüglich der
Unterzeichnung der Talons und Eoupons jener Obligationen.

Referent AbgeordneterMerzbach (verliest das Referat):
„Der I. Ausschußbeantragt:

Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen, den Provmzial-Verwaltnngsrath zu
ermächtigen,die Allerhöchste Genehmignugzur Verminderungder jährlichenAmortisation
der für die Irrenanstaltsbauten aufgenommenen Obligationsanleihe von 1^2 auf 2/2 >
nachzusuchen und die zur Sache erforderlichenweiteren Anordnungen zu treffen.

Ferner: Der hohe Landtag wolle beschließen, den Provmzial-Verwaltnngsrath zu
crmächtigcu, die Gcuchmiguug dazu zu beautrageu, daß die drei Unterschriftender
Mitglieder des Provinzial-Vcrwattungsraths auf den Talons und Eoupons der Nhcin-
provinz-Obligationensämmtlichfacsimilirt werden können."

Marschall: Ich eröffne über den Antrag die Diskussion.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Wir haben uns im 1. Ausschuß,wie der Herr

Referent angedeutet, uur darüber gefreut, daß die Vorlage an uns gegangenist, aber auf die
Frage, ob es möglich sei, ein derartiges Privilegium zu erhalten, die Antwort bekommen, daß ein
solches in Aussicht gestellt worden ist; aber wie Sie wissen, sind von einigen Städten ähnliche
Anträge gestellt worden, sie sind aber abgelehnt worden. (AbgeordneterCourth: Rein.) Ich
höre eben von Herrn Eourth, daß das nicht der Fall sei, für Elberfeld muß ich aber entgegnen,
es ist der Fall; es liegt das wahrscheinlichan dem besseren Credit, welchen Düsseldorf genießt
gegenüber Elberfeld. (Heiterkeit.)Jedenfalls aber müssenwir dem Prouinzial-Verwaltuugsrath, dem
ich damals noch nicht die Ehre hatte, anzugehören,unsern Dank aussprechen,daß er mit einer
derartigen Ausgabcverminderung,deren Nutzen auf der Hand liegt und keiner Begründung bedarf
an uns herangetreten ist. Was aber den zweitenAntrag auf facsimilirtc Herstellung der Unter¬
schriften angeht, fo ist derselbe ein äußerlicher uud die Zweckmäßigkeit so selbstverständlich, daß
davon keine Neoe weiter zu seiu braucht.

AbgeordneterIentges: Ich kaun nur das bestätigen, was der Herr Abgeordnetefür
Elberfeld eben bemerkt hat. Selbst großen Städten ist es in letzter Zeit verweigert worden, ihre
Schulden mit V2"/« zu amortisircn; mau hat sogar Bedeutengetragen, diese Amortisation ans 1°/«
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zu beschränken. Ob Düsseldorf glücklicher gewesen ist nnd in der jimgstcn Zeit ^°/u bewilligt
erhalten hat, das möchte ich sehr bezweifeln; denn die Ablehnung ist eigentlich generell gewesen.
Wenn ich nun auch mit dem Antrage des Provinzial-Vcrwaltnngsraths shmpathisire,so dürfte
doch auch die Frage in Erwägung gezogen werden,ob wir uns für den Fall, daß die Amortisation
von i/2°/a verweigert würde, nicht auch eventuellmit 1°/« begnügensollten, und ich möchte dies
als Amendemcntzu dem Antrage hiermit einbringen.

Marsch all: Wünscht noch Jemand das Wort? (Nein). Dauu schließe ich die Diskussion.
Ich bringe also den Antrag des Nerwaltnngsrathcs, den der Ausschuß zu dem seinigcn gemacht
hat, zunächst, dann eventuellden des Herrn Ientges und endlich den Antrag des Verwaltnngs-
rathes bezüglich der Facsimilirung zur Abstimmung.

Der 1. Antrag des Verwaltungsrathes lautet (liest):
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen,den Provinzial-Verwaltungsrath zu
ermächtigen, die AllerhöchsteGenehmigung zur Verminderung der jährlichen Amor¬
tisation der für die Irrenanstaltsbauten aufgenommeneuObligationsanleihe von l'/ü
auf '/2°/o nachzufuchenund die zur Sache erforderliche« weiteren Anordnungen
zn treffen."

Ich bitte diejenigen Herrn, welche dagegen sind, sich zu erheben. Da sich Niemanderhebt,
ist der Antrag einstimmigangenommen.

Das AmendementIentges wird ebenfalls einstimmigangenommen.
Der 3. Antrag, bezüglich der Facfimilirung lautet (liest):

„Der hohe Landtag wolle beschließen, den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermächtigen,
dir Genehmigungdazu zu beantragen, daß die drei Unterschriftender Mitglieder des
Provinzial-Vcrwaltungsraths auf den Talons und Coupons der Rhcinprovinz-Obli-
gationen sämmtlichfacsimilirt werden können."

Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung und bitte die Herren, die dagegen sind, sich
zn erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Auch dieser Autrag ist einstimmig angenommen. Damit ist dieser Punkt der Tages-
Ordnung erledigt.

Wir kommen jetzt zu:
7. Referat des IV. Ausschusses zu dem Antrage der Städte Cöln und Aachen

wegen Abänderung des seitherigen Vertheiluugs-Maßstabes zur Aufbringung der
Beiträge zur Verzinsung und Amortisation der Obligationen-Anleihe der Rhein-
Provinz.

Referent AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Zu dem vorliegenden Referate haben
Sie Drucksache Nr. N5 betreffend den Antrag der Stadt Cöln. Mittlerweile ist ein 2. Antrag
eingekommen von Aachen, der in der Hauptfachemit Cöln übereinstimmt,in der Form aber etwas
schärfer ist, und man könnte fagen, daß in Aachen, sehr böse Leute sind. Der Ausschuß beehrt sich
zu referiren, wie folgt (liest):

„Im Anfchluß an das Referat des Proviuzial-Verwaltnngsrathes vom 1?. März d. I.
— Druckfache 65 — beantragt der IV. Ausfchuß:

In Erwägung, daß der bisherige Vertheilungs-Maßstabfür die Aufbringung der Beträge
znr Vcrzinfung und Amortifation der Obligationen-Anleiheder Nheiupnovinz für den
Ban und die erste Einrichtung der fünf Irrenanstalten zwar zu Rechtens besteht uud

N2
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s. Z. auf Verlangen, gemeinschaftliche Berathung und Beschlußfassung der Regierungs¬
bezirke zu ihrem vermeintlicheneigeucuVortheile eingeführt wurde;

in Erwägung, daß es jedoch in der Bestimmung unserer provinziellen Einheit
nicht liegcu kann, einen Theil der Proviuz dauerud leidcu zu lassen an den Folgen
seines im Dienste für das Ganze begangeneu— wenn auch speculativcn — Irrthums;

iu Erwägung ferner, daß die Benutzung der Irrenhäuser auf die Dauer zweifelsohne
nicht bczirksmäßigzu begrenzenist;

möge hoher Landtag beschließen:
„Die Anträge der Stadt üöln vom 10, März 1877 nud der Stadt Aachen vom
18. Mär; 1879 bei der betreffendenbevorstehenden definitivenAbrechnung im Siuue
der Billigkeit uud der proviuzicllenEinheit möglichst zn berücksichtigen."

Marschall: Wünschtzu diesem Antrage Jemand das Wort? Das scheint nicht der Fall.
Wir kommen zur Abstimmung, Erhebt sich Jemand gegen den Antrag? (Geschieht nicht).

Ich erkläre den Antrag einstimmigangenommen.
Wir gehen weiter zum nächsten Punkt:
Referat des I. Ausschusses, betreffend die Bctheilignng der provinzialstän-

dischen Verwaltung an der im Jahre 1880 zu Düsseldorf stattfindenden Gcwerbe-
ansstellung.

Referent AbgeordneterGraf zu Westerholt: Mciuc Hcrrcu! Der Autrag des Herrn
von Ehnern, betreffenddie Betheiligung von Seiten der Provinz bei der in Düsseldorf im künf¬
tigen Jahre stattfindeudcuGewcrbeausstelluugliegt Ihucn gedruckt vor, und ich habe nicht nöthig,
ihn nochmals vorzulesen. Der Ausschuß hat sich iu allen Puuktcu dem Antrag des Provinzial-
Verwaltuugsrathes angeschlossen nnd befürwortet dessen Gcnehmiguug.

Marsch all: Der Autrag zerfällt in zwei Theile, nämlich:
„Der hohe Landtag wolle beschließe«:

Daß bei Gclegeuheit der im Jahre 1880 zu Düsseldorf stattfindendenGewerbe-Aus¬
stellung ciue Darstellung der Provinziell-Irren», Blinden- und Taubstummen-Austalteu,
fowie aller übrigen hierzu geeigneterProvinziell-Institute im neuen Stäudebause hier
felbst veranstaltet und hierbei die Wirksamkeitder vorgenannten, humanen Zwecken
dienendenInstitute sowie der übrigen Zweige der provinzicllständifcheu Verwaltung in
angemessener Weise veranschaulicht werden soll."

Ich eröffne zunächst über diesen Punkt die Diskussion.
Abgeordnetervon Eyncrn: Meine Herren! Ich halte den Vorschlag des Provinzial-

Vcrwclltungsraths für eine fehr glückliche Ergänzung meiner Idee, und es foll mich fehr freuen,
wenn dieselbe so, wie vorgeschlagen worden ist, zur Ausführung kommt.

Marfchall: Wenn Niemcmdweiter das Wort verlaugt, fo schließe ich die Diskussion,
und wir kommen zur Abstimmungdes 1. Theils des Antrages. Ich bitte diejenigenHerren, die
gegen den Antrag find, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist also einstimmigangenommen.
Der 2. Theil des Antrages lautet wie folgt:

„Daß die zur Bestreitungder Kostcu dieser Ausstellung erforderlicheSumme bis zur Höhe vou
15 000 Mark aus dem Zinsgcwinne der Provinzial-Hülfskasfeentnommen werden soll."

Ich eröffne über denselben die Diskussion. Da sich Niemand zum Wort meldet, so schließe
ich dieselbe und bringe den Antrag zur Abstimmungnnd bitte diejenigenHerren, die dagegen find,
sich erheben zu wollen. (Geschieht.) Dies ist die Minorität. Der Antrag ist also angenommen.
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Wir gehen nunmehr über zu:
10. Referat des 4. Ausschusses wegen Ankaufs eiues Hauses in der Nähe

des Stäudehauses zur Dienstwohnung für den Landes-Direktor.
Referent AbgeordneterFreiherr Felix von Lo«: Meine Herren! Der Ausschußhat

sich bei Berathung dieses Antrages vor keiner angenehmenund leichtenAufgabegesehen und ist erst
uach wiederholtenBerathungen zur Beschlußfassung gekommen,namentlich nachdem er sowohl das
neue Stäudehous, wie auch die Lokalitäten, in dencu die jetzige Verwaltung untergebrachtist, ein¬
gesehen hatte. Ich glaube, der Eindruck von der Besichtigung des neuen Ständehauses und die
Ueberzeugung, welche der Ausschuß gewonnenhat, wird wohl ziemlich bei allen Mitgliedern des
Hauses derselbe sein, und deßwegen hat der Ausschuß geglaubt, sich kurz fassen zu können, und ich
glanbe es auch thun zn können. Das neue Gebäude soll einen dreifachen Zweck erfüllen. Erstens
soll es die Lokalitätenfür den periodisch zusauuueutretcndcuProviuzial'Landtag gewähre«, zweitens
Räume für die Verwaltung und den Proviuzial - Verwaltuugsrath und drittens eine Wohnung für
den Landes-Direktor.

In dem Ausschuß, welchem auch der Laudesbaurath Dreliug beiwohnteund wo derselbe
wiederholtAufklärungengab, hat uns derselbe zur Begründung des Antrags des Provinziell-Ver¬
waltungsraths uuter aubcru vorgestellt,daß das Gebäude cigeutlich auch für deu Provinzial-Landtag
nicht recht genüge. Davon aber, meine Herren, hat fich der Ausschuß nicht überzeugenkönnen,
denn wenn wir dies Gebände mit manchen anderen Gcbäudcuähnlicher Körperschaften oder größerer,
wie in Berlin vergleichen,so können wir uns doch Wohl sagen, daß wir dort recht schön und
splendiduntergebrachtsind.

Nicht ganz so überzeugtsind wir in Betreff eines anderen Puuktes geworden. Nachdem
wir die Localitäten eiugcseheuhatten, in denen jetzt die Verwaltung uud der Verwaltuugsrath
arbeiten, hat es uns allerdings geschienen — ich sage geschienen, meine Herren — der Ausschuß
kounte sich ein klares Bild darüber nicht machcu —, daß die iu dem Projekt für den Verwaltungs¬
rath und namentlichfür die Verwaltung bestimmtenRäume wohl kaum dem Bedürfniß genügen
würdeu, im Gegentheil eigentlich etwas zu beschränktseien. Wie dem abznhelfcnsei, das, wie
gesagt, konnten wir uus selbst nicht sagen.

Wir haben geglaubt, daß sich das iu Zukunft erst klar stellen würde, wenn der Provinzial-
Landtag in dem neuen Hause getagt habcu würde, wenn einmal die Verwaltung hinübergezogen
wäre und die einzelnenRänmc benutzt würden. Es sind verschiedene Projectc aufgetaucht. Die
Eiuen sagen, mau solle die Mansardeu ausbauen, Andere sagen, in den Bureaus der Verwaltuug
louutcn auch die Ausschüsse des Landtages tagen, kurz, derartiger Ideen sind viele, uud jede mag
ihr Gutes haben. Aber wir mußten uns sagen, ein Definitivnm vorschlagen, das kann der Ausschuß
nicht; er glaubt aber, wie gesagt, daß die jetzt für dieseu Zweck bestimmtenRäume wohl kaum
genügen werden.

Eine entschiedene Ansicht hat dagegen der Ausschuß in Betreff der Wohnung des
Landesdirectors. Ich glaube, eiu Jeder, der in das Gebäude hineingeht und nicht fo glücklich
ist, die Karte iu der Hand zu haben und die gelbe Farbe anzusehen, die für die Wohnung des
Landesdirectorsaufgetragen ist, wird wohl überhaupt kaum eine Privatwohnung in dem Gebäude
herausfinden. Mir fcheint das absolut unmöglich. Unter einer Privatwohnung versteht man ein
abgeschlossenes Ganzes, was von allen anderen Räumen getrennt ist — das ist aber dort absolut
nicht zn finden. Die Wohnung des Landesdirectors liegt eben vollständig mitten zwischen den
anderen Räumen, und wir haben uns sagen müssen, daß sich Jeder, dem man die Wahl läßt,
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lieber auf eigene Koste» draußen eine Wohnung suchen würde. Der Ausschuß ist also zu der
Ueberzeugunggekommen, daß dies absolut nicht eine Wohnung für den Landcsdirectorsei nnd daß
daher anderweit eine Wohnung für ihn beschafft werden muffe.

Darum ist aber der Ausschuß mit dem Verwaltungsrath doch noch nicht ganz einvcr-
standeu. Der Verwaltungsrath hat, wie Sie gelesen haben, beantragt, ihm schon jetzt eine
Snmme von 120 000 Mark aus den Ueberschüssen der Centralverwaltuug zur Disposition zu
stellen, um vorkommendenFalles eine Wohnung zu kaufen. Gegen diesen Kauf einer Wohnung
wurde im Ausschuß uamentlich das geltend gemacht, daß man sagte: ebensogut wie das jetzige
neue Ständehans dem Zweck,den mau anfangs damit verbinden wollte, uicht vollständig entspricht,
wie man sich da geirrt hat, so kann man sich auch in Betreff des Ankaufes einer nenen Wohnung
irren. Dieselbe kann zu groß oder zu klein sein, denn wir wissen noch gar nicht, wie die Wohnuug
beschaffen fein muß, ob sie blos für den Landcsdirectorgenügen foll, oder ob sie auch Vureaulocale
enthalten muß. Dies hat den Ausschuß zu der Ansicht geführt, daß er fagte, wir wollen dem
Provinzial-Verwaltungsrath das Geld zur miethweifenBeschaffungeiner Wohuung für den Landes-
director auch feruer zur Verfügung stelle«, es foll alfo beim Alten bleiben; wir wollen auch das
Geld affervirt wissen für den eventuellenAnkauf eines Haufes, aber wir wollen die Mittel noch
uicht zur Disposition stellen,weil der Landtag erst einmal im Hause getagt haben soll, die Bureaus
erst einmal dort untergebracht sein müssen. Nach dem nächsten Provinzial-Landtag wollen wir
darüber entscheiden. Das sind kurz die Gründe und die Gesichtspunkte,die der Ausschuß gegen
den Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths geltend zu machen hat, indem er in seinem Referat
vom 2. d. Mts. folgendes beschlossenhat (verliest das Referat des Ausschusses):

In seinem Referate vom 2. v. Mts. (Nr. 58 der Druckfachen), betreffenddie Beschaffung
einer Wohuung für den Landesdircktor,stellt der Provinzial-Verwaltungsrath folgendenAntrag:

„Der hohe Landtag wolle:
»,. aus den bereiten Ueberfchüsfen der Centralverwaltung den Betrag von 120 000 Mark

zu einem rentbar anzulegendenFonds für die Erwerbung eines Haufes als Dienst¬
wohnung für den Landesdirektorbewilligen;

I>. den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtige», bei sich darbietender Gelegenheit ein
derartiges Haus aus den Mitteln jenes Fonds anzukaufen;

«. den Verwaltnugsrath ungleichenermächtigen,eiustweilen eine Dienstwohnung für den
Landesdircktoraus deu Zinsen jenes Fonds miethweise zu beschaffe»."

Die Gründe dieses Antrages find in Anlage G. zu dem Berichte des Provinzial-Ver-
waltungsrathes über die Ergebnisseder Verwaltung im Jahre 1878 (Seite 63 und 115) nieder¬
gelegt uud wurden im Ausschusse von den demselbenzugetheilten Mitglieder« des Provinzial-Ver-
waltuugsrathes, sowie dem Landesbaurathe Dreling näher entwickelt.

Der IV. Ausschußunterzog Antrag und Motivirung nach Besichtigung der inneren Ein-
theilung des Ständehnuscs, sowie der jetzigen Geschäftsräume der Provinzial-Verwaltnng nnd im
Hinblicke auf die Abficht bei Erbauung des Ständehauses, nämlich: Herstellung 1. eines Ver¬
sammlungslokale«für die Stände der Rheinprovinz bei den periodisch abzuhaltende»Provinzial-
Landtagcu, 2. eines Verwaltungsgebäudesfür den Provinzial-Verwaltungsrath und die gesammte
ständischeEentralbehörbe, 3. einer Wohnung für deu Landesdirektor, welche Absicht nach dem
Berichte des Proviuzial-Vcrwaltnugsrathes durch das ueue Ständehaus in allen 3 genannte»
Punkten uicht gcuügcudcrreicht sci, einer eingehenden Prüfung.
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Auf Grund derselben kam der Ausschuß zu der Ausicht, daß zwar für die Bedürfnisse
der periodisch zusauiineutretenbenProvinzial-Landtage.insbesondere im Vergleiche zu deu Häusern
anderer ähnlicher und größerer Körperschaften ausreichendgesorgt sei; daß jedoch die in dem Stände-
Hause nach dem bisherige» Projekte für die Verwaltung bestimmtenRäume ohne Zweifel weder
überall in der bis jetzt angegebenenWeise zu benutzen sein, noch auch bei dem jetzigen Umfange
der Verwaltung vollständig genügen würden; insbefondcrewaren die Mitglieder des Ausschusses
einstimmig der Ansicht, daß in den für den Laudesdircktordcsignirten, dnrch alle drei Ltagen ver¬
theilten und mit den übrigeu LokalitätenuntermischtenRäumen eine der ursprünglichenAbsicht
entsprechende, zweckmäßigeund abgeschlosseneWohnung nicht zu erkennen sei.

Da jedoch über die Frage, welche Verweuduugden einzelnenRäumen des Ständehanses
zn geben sei, und von welcher Größe und Beschaffenheitevent, eine für den Laudesdircktorkäuflich
zu erwerbendeDienstwohnungfein muffe, wie überhaupt die in dem Gutachtendes Landcsbanrathes
Dreling (Antrag G. des Vcrwaltungsberichtcspro 1878) für dringend nothwendigerklärte Acnde.
rnng in der Benutzungdes Ständehauses endgültig vorzunehmensein werde, erst dann mit Gewiß¬
heit gcurtheilt werde« kann, wenn der Provinzial-Laubtagiu dein nenen Ständehanfe getagt haben
und die gesammtc Verwaltung in demselbeu eingerichtet sein wird, so hält der Ansschnß einstimmig die
in dem Antrage des Provinzial-Verwaltuugsraths angeregte Frage, insoweites sich um die Erwer¬
bung eines Hauses als Dieustwohunng für den Landcsdircktorhandelt, für noch nicht fpruchreif,
muß sich vielmehr für einstweilige Beibehaltung des jetzigenProvisorimus durch miethweiseBeschaf¬
fung einer Wohnung für deu Laudesdircktor uuter gleichzeitigerDisponibelhaltung jedoch einer
dem Landtage die Erwerbung eines Hauses jederzeit ermöglichende!, Summe aussprechen.

Der IV. Ausschuß stellt daher einstimmig folgendenAntrag:
„in Erwägung, daß das provinzialstäudifche Gebäude eiue für deu Laudesdircktor geeignete

Wohnung nicht enthält,
in Erwägung ferner aber, daß eine Entscheidung, in welcher Weise diesem Bedürfnisse

definitiv abzuhelfensei, noch nicht getroffenwerden kann:
wolle der Provinzial Landtag, unter Ablehnung der anderen bezüglichen Anträge, be¬

schließen,behufs miethweiferBeschaffung einer Wohnung für deu Landcsdircktordem
Provinzial Vcrwaltungsrath die Summe bis zu 4 800 Mark jährlich zur Verfüguug
zu stellen, sowie ans den bei der Centralverwaltung ersparten in 4"Zotigenpreußischen
Staatsschnldscheinen angelegten Ucberschüsscn die Summe von 120 000 Mark zu
asscruiren." ?

Ich erlaube mir uoch die Bemerkung: die 4 800 Mark, die der Ausschuß für die Miethe
zur Disposition gestellt haben will, entsprechen den Zinsen ans den 120 000 Mark, die in 4°/«
preußische« Staatsschuldscheiucuangelegt sind. Darum ist diese Summc angenommen.

Marschall: Ich eröffne über deu Antrag des Ausschusses die Diskussion.
AbgeordneterErnst von Eynern: Meine Herren! Ich finde es fehr bedauerlich, daß

das schöne Gebäude, eine Zierde der Stadt Düsseldorfund der Provinz, unr bestimmt sein soll,
zu gewöhnlichen Zeiten ausschließlich für Bureaus zu dieucu und daß darin leine Wohnung für
deu Landcs-Direktorhat gefundenwerden können. Ich erachte das um so bedauerlicher,als ich es
unbedingt für erforderlich halte, daß der Lcmdes-Direktorfelbst im Gebäude wohne. Jeder
Regierungspräsident wohnt in der Nähe der Regierung, jeder Minister in der Nähe seines
Ministeriums. Der Geschäftsgaugerfordert es, daß der Herr Lcmdes-Direktor »icht weit von dem
Gebäude oder in dem Gebäude wohut, iu dem er täglich anfgefucht werden kann. Meine Herren!
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Ich bin überzeugt,das Bedürfniß, daß der Landes-Direllor im Hause wohne, wird sich nach und
nach so bringend geltend machen, daß später eine Wohnung für ihn im Gebäude gefunden werden
muß und danu auch gefundenwird; denn nach meinen Erfahrungen sind solche Einwendungen der
Techniker, wie sie hier vorliegen, mit festem Willeu immer zu brechen. Und soweit ich dies
Gebäude im Innern angesehen habe, läßt sich eine hübsche Flucht uou Wohuräumen mit Hülfe
eines praktischen Technikers von gntem Willen finden. Nuu muß der Herr Landes-Direktorzur
Miethe wohnen. Diese jährliche Ausgabe muß von deu 120 000 Mark, die asservirt werden
sollen, bcstritten werden. Ich begreife den Herrn Referenten nicht recht. Er selbst hat gesagt, er
möchte gerne seineu Kreisen etwas mitbringen. Nun, meine Herren!, er tönute seinen Kreisen
ja diese 120 000 Mark mitbriugeu (Ruf: Oder fciuen ratirlichen Antheil.) (Redner fortfahrend:)
natürlich, nnr feinen ratirlichen Antheil (Heiterkeit). Wenn sich das Bedürfniß herausstellt, daß
ein eigenes Hans gebaut werden muß, fo wird sich das Geld in den nächstenJahren finden.
Aber die Uebcrschüsseder letzten Jahre gehören nicht dahin, wo sie jetzt hiukommensollen, sondern
sie gehören dahin, wo sie hergekommen sind.

Abgeordneter von Kcsseler: Nachdem wir früher das Unglück mit den Irrenanstalten
gehabt haben, so tritt hier dies zweite Unglück hinzu, und es herrscht eine allgemeineMißstimmung
darüber iu der Provinz. Unser Volkswitz beschäftigt sich schon damit, daß er dieses neue Staude-
Haus als die 6. rheinische Provinzial-Irrcnanstalt bezeichnet. (Große Heiterkeit.) Ich bitte doch,
auf diese Stimmung, die Sie gewiß nicht ungerechtfertigt finden können, etwas Rücksicht zu
nehmen und deshalb wenigstens vor der Hand von weiteren Ausgaben abzusehenund nur eine
Miethsentschädiguugiu's Auge zu fassen, und zwar auch diese nicht von 4 800 Mark, sondcru, was
vollständig genügend ist, von 4 000 Mark. Iu gewöhnlichen Micthsvcrhältnifseu rcchuct man,
daß man zu feiner Wohnung ein Fünftel seines Einkommensverwendet. Der Landcs-Direktorhat
12 000 Mark Gehalt, darnach ist also, wenn Sie 4 000 Mark als Micthscntschädignngnehmen
dies ein Drittel dieser Summe, also gewiß eiue sehr reichliche Miethsentschädiguug.

Abgeordneter Fricderichs: Meine Herren! Die Entdeckung, welche der letzte Herr
Vorredner soeben betreffs weitern Irrenhaufes gemacht hat, scheint mir nicht viel glücklicher, als
seine gestrige Fürsprache für die Pferde. (Heiterkeit!) Herr von Eynern könnte glanben, daß nich,
alle bedauern, daß das schöne Gebäude nicht zweckmäßigereingerichtet ist. Sie wissen, mciue Herrcnt
daß Jeder im Privatleben fast immer mit Mängeln baut, so sehr er es auch uicht thun will, und
wenn er etwa den zweiten Bau unternimmt, um mit Erfolg die Fehler des ersten zu verhüten,
so wird er doch Gruud haben, sein Lebtag weiter,zu baucu, sofcru das absolute Verhüten von
Baufehlcrn seine Absicht ist. Im vorliegenden Falle müssen wir namentlichauf die Zeit scheu, in
welcherder Plau gemacht wurde. Es lagen damals 5 000 Nummern für deu GeschäftsnnifaNü
der Proviuzial-Verwaltung vor und die Herren, welche damals den Plan machten,haben mit großer
Kühnheit auf den fünf- bis fechsfachen Umfang gerechnet; indeß, heute sind wir beim achtfache"
Umfang angelangt. Das Bedürfniß, daß der Beamte absolut im Verwaltungsgebäudeselbst wohne"
muß, kann ich nicht einsehen. Der Herr Regierungspräsident hier wohnt z. B. auch nicht im
Rcgiernngsgcbändc,sondern neben demselben. In Bezug auf die 120 000 Mark, meine Herren,
so kann man es ja für Recht halten, daß das Geld an diejenigenzurückgeht, die gezahlt habe»
und zahlen; aber ich glaube, man kann mit demselben Rechte heute sagen: Weil das Geld einmal
da ist uud uus nicht verloren gehen kann, die Summe aber voraussichtlichbinnen einigen Jahre"
für den Zweck nothwendigist, so wollen wir dasselbe zinsbar anlegen und die Zinsen zur Bestreitung
der Miethe verwenden! Wir treffen damit deu Siun der Sparsamkeit genau so und möglicherwe^
noch besser, wenn wir deu Autrag des Ausschusses auuehmen,als wenn wir formellererTheorie folge«>



Abgeordneter Freiherr Von Frentz: Was das Prinzip anbelangt, daß ein höherer Beamter,
der einem umfangreichen Amte vorsteht, mitten in seinem Geschäftsbereiche wohnen muß, so schließe
ich mich vollständig dem an, was der Herr Abgeordnete für Barmen gesagt bat. Auch ich wünsche,
baß, — wenn sich auch jetzt eine Wohnnng für den Landcsdircctor im Ständchans nicht unter¬
bringen läßt, — für die Zukunft die Mittel geschafft werden müssen, den Herrn Landcsdirettor
iumitten seiner Bureaus wolmen zu lassen. Dann möchte ich mir noch von dem Herrn Referenten
nähere Auskunft erbitten, der, wenn ich ihn richtig verstanden, gesagt hat, daß die Räume im Stände-
Hause selbst schou zur Unterbringung des Landtags zu knapp bemessen seien.

Referent Abgeordneter Freiherr Felix von Lo<!: Die Nänmc für den Landtag sind nach
der Ansicht des Ausschusses reichlich genügend.

Abgeordneter Freiherr von Frentz: Aber für die Bureaus hält der Ausschuß die Räume
nicht für ausreichend. Ich glaube dem gegenüber, es ließen sich manche Raumersparnisse machen.
Ich habe die Pläne genau studirt, bin wiederholt an Ort und Stelle gewesen, nud finde znuächst,
daß die Hülfttasse iu dem neuen Hause zwei Räume erfordert, aber die Hülfskasse ist meines Er¬
messens noch jetzt da, wo sie sich befindet, sehr gut aufgehoben. Warum will man fie nicht da
belassen, wo sie ist, — man würde im Ständehause dann zwei Räume gewinnen. — (Auf ein
verneinendes Zeichen des Herrn Marschalls): „Ein Antrag aus der Mitte des Landtages wird
Wohl nicht ausbleiben." Dauu, meiuc Herren, dürfte ein Sitzungszimmer für den hohen Pro-
Vinzial-Vcrwaltungsrath bei den vielen übrigen disponiblen Räumen doch wohl übcrflüsssg fein.
Zwei Erholnugsränme und das Büffet sind für die Herren des Landtages doch auch zu viel; ein
Eorrespondenzzimmer für die Herren Abgeordneten scheint mir vollständig überflüssig und drei Referenten-
zimmer ebenfalls; denn wo fchrcibcn wir denn jetzt unsere Referate? Entweder in den Ausschuß-
zimmern hier, oder zu Hause. Das köuueu die Herren späterhin eben fo gut. Ein Sprech- und
Wartezimmer scheint mir bei den eleganten und geräumigen Eorridoren auch nicht nöthig zu sein.
Oben bleiben von der früheren Wohnung des Landes-Direktors drei Räume disponibel, und er
selbst bekommt drei Räume in der Belctage eingeräumt, das siud 15 Räume im Ganzen, die
in Betracht kommen, abgesehen von allen, noch nicht in Berechnung gezogenen, Mansarden, Ich
glaube also, meine Herren, daß der nöthige Raum für die Bureaus für den hohen Landtag und
auch, wenn man nur will, für eine Wohnung des Herrn Landcs-Dircttors vorhanden ist,

Abgeordneter Jentges: Meine Herren! Was den Prinzipal-Antrag aubclaugt, die Summe
von 120 000 Mark für die künftige Wohnung des Laudcsdirektors zu afscrvireu, so sehe ich
den Zweck dieser Sache nicht ein; denn wenn wir die Absicht haben, in ein paar Iahreu ein
Haus zu bauen, so stellen wir doch dafür nicht bestimmte Gelder zurück. Wenn später die Noth¬
wendigkeit vorhanden ist, dann werden wir sie uns schon beschaffen können. Ich möchte daher den
Antrag von Ehuern unterstützen, von Asserviruug ciuer solchen Summe abzufehcn. Was die
Miethseutschädigung anbelangt, so muß ich mich der Auffassung des Herrn vou Kessel er
anschließen, daß bei einem Gehalt von 12 000 Mark eine Miethsentschädigung von 4 000 Mark
schon reichlich hoch gegriffen ist. Dabei ist mir bekannt, daß das jetzige Haus, dessen Anlauf für
den Landcödircktor intcndirt wird, eine augenblickliche Miethe vou 3 600 Mark austhut und daß
der jetzige Inhaber diese Miethe noch sehr hoch gegriffen findet. Der Ausschuß hat die Summe
von 4 800 Mark jedenfalls mehr calcnlatorisch angegeben, indem er eben 4> von den 120 000
Mark genommen hat; vielleicht schließt sich aber der Herr Referent dem Antrag des Herrn von
Kesscler an, die Summe auf 4 000 Mark herabzusetzen.
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Referent Abgeordneter Freiherr Felix von Loü: Ja, meine Herren, wenn der Abgeordnete
von Ehnern in meinen Aeußerungen einen Widerspruch mit meiner früheren Aeußcruug über das
Gescheut, das wir mit uach Hause uchmeu möchten, gefunden hat, so kommt das zunächst daher,
daß ich hier als Referent des Ausschusses in einer ganz anderen Angelegenheit spreche, als vorhin
für mich. Ucbrigens glaube ich doch auch zur Sache keiuc andere persönliche Auffassung haben
und anders als im Sinne des Ausschusses spreche» zu tonnen. Ein guter Hausvater sorgt doch,
für alle Eveutualitäten Etwas in Bereitschaft zu haben, und aus dieser Rücksicht möchte ich doch
l'ittcu, daß Sie sich von den Ideen des Herrn von Eyncrn nicht beeiuflusscu lassen. Im übrigen
habe ich auf die Bemerkungen des Herrn vou Frcntz zu erwidern, daß wir alle einzelnen Ränme
durchgegangen fiud, daß wir uns aber nicht schlüssig machen konnten, uud daß nur eine Einstimmig¬
keit darüber vorhanden war, daß eigentlich hcnte überhaupt eiu Dcfinitivum gar nicht zu treffen
sei, also die Miethscntschädigung zur Beschaffung einer Wohnung für den Landesdirektor fort«
besteheu müsse. Dadurch wird jetzt eine schwierige Discüfsion überftüfsig, und wir werden nach 2
Jahren sehen, wie wir die Räume benutzen können. Was die Höhe der Miethöeutschädiguug für
den Landesdirektor anbelangt, fo glaube ich im Namen des Ausfchnffes sagen zu dürfen, daß ich
diefelbe uutcr 4 000 Mark geradezu für uuzulcissig halte, weil diese Summe früher dem Landes-
direkter bis zur Fertigstellung des neuen Stcindehauseö coutraetlich zugesagt ist. Weun wir also
auf derselben Basis weiter arbeiten, fo muß man dieselbe Entschädigung fortbestehen lassen. Was
die Zahl 4 800 Mark betrifft, so ist diese allerdings, wie Herr Ientges richtig gesagt hat,
calcnlatorisch festgestellt worden, weil die 120 000 Mark bei 4>tigcn Staatsobligationen die
Summe von 4 800 Mark Zinsen ergeben. Ich glaube aber, der Ausfchuß würde gcgeu die
Streichung von 800 Mark Nichts einzuwenden haben.

Marfchall: Ich will nur einige Worte vom Staudpuntte des Vcrwaltungsrathes zu¬
fügen. Das Landtagsgebäude, das Stäudehaus, ist gebaut worden in der Voraussicht, daß in
nicht zu langer Zeit die neue Provinzial-Orduuug eingeführt werden würde, daß danu eiu Laudtag
von ungefähr 135 Mitgliedern vorhanden fein würde, der Ausschüsse von einer viel größern Zahl
von Mitgliedern bilden und überhaupt eiue größere Anzahl von Ausschüssen haben würde. Alles
das liegt auf der Haud. Daß wir dann 6 große Ausfchußzimmcr miudestcus haben müssen in den
Räumen für den Landtag, das glaube ich gewiß fageu zu köuuen. Ich habe nur diefe Audcutnngen
machen wollen als Autwort auf die Bemerkungen des Herrn von Frentz. Derselbe fprach nur
von dem jetzigen Zustand, nicht von dem, was zu erwarten steht nach Einführung der neuen
Proviuzial'.Ordnuug.

Abgeordneter Freiherr von Erde: Meine Herren! Ich möchte mir eine kleine Aufklärung
erbitten; ich habe nämlich nicht die Zeit gehabt, das Local felbst in Augenschein nehmen zu können,
ich möchte daher fragen, welche Summe die Räume noch losten werden, wenn sie fpeziell zu
Vureaulocaleu eingerichtet werden, und wie sich diese Snmme unterscheidet von den Kosten, welche
dann entstcheu, wenn die Räume für eine Wohnuug des Landesdirectors eingerichtet werden. Ich
glaube, daß iu letzterem Fall eine Summe herauskommen wird, auf die mau wohl Rücksichtnehmen
muß bei der Frage, ob wir für den Landesdircctor eine neue Wohnung auschaffeu oder nicht.

Abgeordneter von Monschaw: Meine Herren! In dem vorliegenden Etat, der bei der
vorigen Sitzung bereits maßgebend war, ist die Wohuungseutschädiguug von 4000 Mark für den
Landesdirektor nicht ausgeworfen aus dem einfachen Grunde, weil die Nebenbemerkung da steht,
weil ihm augenblicklich ein Haus zur Benutzung angewiesen ist. Alfo warum ist die Position im
Etat eingetragen, wenn nicht die Absicht vorlag, ihm immer eine Wohnungsentfchädiguug zukommen
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zu lassen? Deshalb kann ich also Herrn von Kessclcr mir zustimmen, daß wir eine jährliche
Wohnungsentschädigung von 4000 Mark zahlen und also von Beschaffung der Räume im Hause absehen.

Abgeordneter Kaescu: Herr Freiherr von Erde hat soeben gefragt, welcher Unterschied
sich crgebeu wird, wenn die 14, 15 Räume, die für den Landcsdirector bestimmt waren, als Bureaus
eingerichtet werden, oder als Wohnung; nach den Erkundigungen, die ich eingezogenhabe, würden zur Aus¬
stattung dieser Räume als Wohnung, die bei besonderen Gelegenheiten vielleichtnoch zum Empfang dienen
kann, vielleicht noch 30000 bis 40 000 Mark mehr nöthig sciu, als wenn sie zu Bureaus einge¬
richtet würden. Dann wurde noch besonders hervorgehoben, daß man unmöglich verlangen könne,
daß der Laudesdircctor die Wohnung, wenn er sie beziehen soll, selbst vollständig ausmöblire, deun
es würden da uoch eine Menge Möbeln uöthig sein, die er selbst uicht auschaffeu könnte, und für
welche die Provinz mehr oder weniger eintreten müßte. Und dafür möchten auch wohl 50—60 000
Mark uoch dazukomme», denn das sind Zimmer, die so groß sind, daß mau sie uicht mit grwöhulicheu
glcittcu Mahagonimöbcln auömöblireu kauu, sondern sie in einem gewissen Styl mobliren muß.
Da müßten Spiegel für vielleicht 15 000 Mark fein, knrz, Sie würden sich über die uöthigeu
Summcu wundern, und Sie dürften dann nur den Baumeister des Hauses zu Rathe ziehen, der
würde dann schon dafür sorgen, daß wir unter 100 000 Mark nicht wegkämen.

Abgeordneter Freiherr vouSolemachcr: Ich wollte znr Sache uicht sprechen,sondern nur eine
thatsächliche Berichtigung au Herrn von Kcsseler richten. Der Landesdirektor ist coutrattlich angestellt
mit einem Gehalte und bis zur Fertigstellung des neuen Ständchcmses mit einer Miethscutschädigung
von 4000 Mark. Also hat er ein Recht, eine Dienstwohnung zu verlaugeu. Ob ihm eine Dicnst-
wohuuug gebaut, gekauft oder gemiethet wird, ist gleichgültig. Aber ans eine Wohnuug hat er
ein Recht.

Abgeordneter von Monschaw: Hier im Etat heißt es aber, daß die Wohnnngsent-
schädigung znr Zeit nicht gezahlt werde, weil Dienstwohnung gewährt sei. Dann muß es einfach
heißen: — — — — — (Unruhe im Saal; Redner bleibt unverständlich.)

Marsch all: Ich kaun Herrn von Monschaw nur antworten, was Herr von Solemach er
bereits gesagt hat, nämlich, daß der Landesdireetor nnr bis zur Fertigstellung des Ständchcmses eine Mieths-
enlschädignng zn bekommen hat; von dem Augenblick an steht ihm die Dienstwohnung zu. Sobald
das Ständchaus also fertig ist, hat er die Dienstwohnung zn beanspruche«, und der Landtag müßte
feststellen, was er zu bekommen hat. Der Antrag des Verwaltungsrathes geht deswegen dahin,
die 120 000 Mark zurückzulegen und ihm eventuell eine Dienstwohuuug zu kaufen, resp, ihm aus
den Zinsen dieses Capitals eine entsprechende Dienstwohnung zn stellen, damit er in der Nähe des
Ständehauses wohnen kann, weil das gerade im Interesse dcö Dienstes liegt.

Abgeordneter Freiherr von Erde: Meine Frage war nicht ohne Bedeutung, ich habe sie
nur durch Herrn Ka escn allein beantwortet bekommen. Ich möchte aber, daß vou competcnter Seite
einige Auskunft darüber gegeben werde, man wird sich die Sache doch schon überlegt haben.

Marsch all: Ich bedaure, daß Herr von Erde nicht den Vcrwaltungsbericht gelesen
hat. Es steht genau darin, — ich glaube nicht, daß wir jetzt darauf zurückkommentonnen.

Abgeordneter vou Kesseler: Ich stelle also den Antrag, die Miethscntschädigung auf
4 000 Mark herabzufetzen.

Abgeordneter Freiherr von Solemach er: Ich glaube — ich habe der Sitzung beige¬
wohnt — ich glaube, daß gesagt wurde, bis zu 4800 Mark. Der Landtag wird wohl nicht
theurer mietheu, als nothwendig ist.
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Marsch all: Der Referent giebt das zu. Also würde das zu äuderu sein und damit
würde Ihr Antrag ....

Abgeordneter Freiherr von Solemach er: . . . . würde sich in der Weise ändern, daß
ich sagte: bis zu 4800 Mark,

Marsch all: Ich bringe diesen Antrag:
„behufs miethweiser Beschaffung einer Wohnung für deu Laudes-Dircktor dem Provinzial-
Verwaltnngsrathe die Summe bis zu 4 800 Mark jährlich zur Verfügung zu stellen"

zur Abstimmuug und bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich erheben zu wollen. Es ist
dies die Minorität, Folglich ist der Antrag des Ausfchusfeö angeuommcn.

Der 2. Antrag lautet (liest):
„sowie aus den bei der Centralverwaltuug ersparten, in 4>tigen preußische,, Staats-
fchnldschcinen angelegten Ueberschüssen die Summe von 120 000 Mark zu asservireu."

Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich erheben zu wollen. Bitte, stehen zu
bleiben. Ich bitte um die Gegenprobe. Der Autrag ist abgelehnt. (Bravo!)

Bicemarschall Freiherr von Gcyr (den Vorsitz übernchmeud): Meine Hcrreu! Wir
kommen mm zu:

11. Referat des IV. Ausschusses zu dem Antrage der Stadt Oberhausen, um
Bewilliguug einer Beihülfe von 25 000 Mark aus Proviuzialfonds zur Schaffung
von Entwäfserungsanlagen.

Referent Abgeordneter Vrcucr (verliest da« Referat des Anschusses):
„Der IV. Ausschuß trat iu seiner Sitzung vom 25. d, Mts. in eingehende Berathung

dieses Petitums, welches in der gedruckten, bereits znr Verthcilnng gelangten Denkschrift dem
hohen Landtage vorliegt.

Königliche Regierung zu Düsseldorf hat unter dem 6. April die, in genannter Denkschrift
niedergelegte, zutreffende Darstellung des Sachverhalts anerkannt „nd befürwortet. —

Der IV. Ausschuß hat dagegen ans prinzipiellen Bedenken die erbetene Beihülfe von
25 000 Mark ablehnen zu müsse,, geglaubt, will aber dem Proviuzial-Vcrwaltuugsrathe eine
Summe bis zur Höhe von 10 000 Mark zu diesen, Zwecke aus dem Stände-Fonds zur Dis¬
position stellen, wenn derselbe nach vorheriger sorgfältiger Prüfuug der Sachlage die Ueberzeugung
gewinnen follte, daß ein Nothstand vorhanden ist und durch Ausführuug des Projcctcs eiue
dauernde Abhülfe dieses Nothstandes geschaffen wird.

Der Ausschuß wurde hierbei geleitet von der Erwägung, daß erstens die Einwohner der
Stadt Oberhauscu selbst keine Schuld an der Ealamität trifft und zweitens, weil die Eommnnal-
stcuer in genannter Stadtgcmcinde eine so außerordentliche Höhe erreicht hat. —

Der IV. Ausschuß gestattet sich daher, dem hohen Landtage vorzuschlagen:
I. die Seitens der Stadt Oberhausen erbetene Beihülfe von 25 000 Mark ablehnen

zu wollen;
II. dem Provinzial-Verwaltungsrathe eine Summe bis zur Höhe von 10 000 Mark für die

Projcctirtc Canalisirung zur Disposition zu stellen, wenn derselbe dnrch vorherige genaue
Prüfuug der Sachlage die Ueberzeugung gewinnt, daß hier ein Nothstand vorhanden
ist, der nur durch die Beihülfe des hohe,, Provinzial-Landtages gehoben werden kann."

Vicemarschall Freiherr von Geyr: Ich eröffne die Discussion über diesen Puutt.
Abgeordneter Waldthauseu: Meine Herren! Ich möchte zunächst zur Sachlage spreche,,.

Ans dem Promemoria, das die Stadt Oberhausen dem hohen Landtage eingereicht hat, erkennen
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Sir, meine Herren, die Sachlage. Es ist so, wie die Sladl Oberhauseu sagt: Wir bewegen uns
in unserer «Hegendauf sehr unsicherein Boden. Die Grundfläche vom Rhein bis nach Dortmund
ist ins Schwanken gerathen, es lommcu mitunter Senkungen von 2—3 Meter vor. Die Stadt
Oberhausen ist eine Gemeinde,welche ihre Entstehung der Cöln-MindeuerVahu zu verdanken hat.
Die Stadt besitzt keine Hilfsquellen gegen solche Calamitäteu, Der Ausschuß beantragt, der Stadt
Oberhauseu eine Beihülfe von 10 000 Mark zu gebe» uud hat es in das Ermessen des Ver-
waltnngsrathes gelegt, jenachdemdie Prüfung der Sachlage erfolgt, zu eutscheidcu. Die Stadt
Oberhausen wird ganz bestimmtdaukbar sein, wenn sie die 10 000 Mark bekommt. Ich möchte
aber die Frage auch von einer andern Seite betrachten. Es handelt sich nicht um die eiuzeluc
Gemeinde Oberhanseu, sondern um viele andere. Ich glaube, daß es richtiger wäre, wenn wir
der Stadt Oberhausen ein Darlchn aus den» Provinzial-Fouds geben; dann hätte wenigstens die
Provinz kciue Koste»uud den andern Gemeinden wäre wenigstens keine Gelegenheit gegeben, sich
auch auf diesen Fall zu berufen. Der Antrag des Ausschussesgeht dahiu, den Verwaltungsrath
zu ermächtigeu(liest):

I. die Seitens der Stadt Oberhauseu erbetene Beihülfe vo» 25 000 Mark ablehnen
zu wollen;

II. dem Provinzial-Verwaltungsrathe eine Summe bis zur Höhe vou 10 000 Mark für
die projectirte Caualisirnug zur Disposition zu stelle«, wenn derselbe durch vorherige
genaue Prüfung der Sachlage die Ucberzeuguug gewinnt, baß hier ein Nothstand vor¬
handen ist, der nur durch die Beihülfe des hohen Provinzial-Landtages gehoben
werden kann.

Ob wir der Stadt Oberhanseu 75 000 Mark gewähre« oder möglicherweisebis zu
75 000 Mark, das müssenwir der Prüfung des Nerwaltungsrathes überlassen. Weuu es möglich
ist, so mag es geschehen, aber wir müssen die Bedingung daran knüpfen,daß anch die Gewerkschaft
die propouirte Summe wirklichgebe. Gesetzlich liegt die Sache so: Die Zeche» sind verantwortlich
für die Bodcusenkungeu. Iu dieser Beziehung kann die betreffendeZeche Coucordia gczwuugcn
werden, die ganze Summe zu entrichten. Eoncordia hat nun zwar ein Anerbieten von 150 000
Mark gemacht, das heißt in Aussichtgestellt, aber noch nicht fest zugesagt. Die Gewerkschaft ist
nicht in blühenden Verhältnisse» und sind deßhalb entgegenstehende Beschlüssenicht unmöglich.
Ebenso haben die Eisenbahngcsellschafteneinen Beitrag mir in Aussicht gestellt. Mein Antrag
geht dahin, daß wir der Stadt Oberhausen Hülfe gewähren, wenn auch alle übrigen Gesellschaften
in entsprechender Weise zu helfe» sich verpflichte».

AbgeordneterKacsen: Meiue Herren! Von eine»! Darlehen, von welchem der Herr
Waldthailsen gesprochen hat, ist hier gar nicht die Rede. Die Gemeinden können immer ein
Darlehen verlangen, aber meines Erachteus sind diefe 25,000 Mark nicht als Darlehen, sondern
als Beihülfe zu betrachten, und dazu ist noch gesagt, daß sämmtliche Gemeinden vom Rhein bis
Dortmund in ähnlicher Lage sind. Wenn wir daher dieser Gemeindedie Unterstützuugbewilligen,
so könnenSie sicher sein, daß eine ganze Reihe anderer Gemeindenmit ähnlichen Gesuchen kommen
werden. Für solche Calamitäten wie hier giebt es verantwortlicheLeute; an die hat sich die
Gemeinde zu halte», «icht au den Provinziallandtag, und ich wünsche deshalb, daß die Sache pnre
abgelehnt wird.

Vicemarschall: Das Amendemcntdes Herrn Waldthausen geht also dahin, daß wir
der Stadt Oberhauseu Hülfe gewähren sollen, wenn auch alle übrigen, in Oberhauseu domicilirten
Gesellschaften in entsprechender Weise zu helfen sich verpflichten.

83*
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AbgeordneterFreiherr Felix von Loö: Ich möchte der Ansicht des Herrn Kaescn ganz
entschieden beitretcu. Ich bin zwar mich Mitglied des Ausschusses,in dem die Sache berathen
worden ist, aber wenn Sie diesen Weg beschreiten und dafür Geld bewilligen, so koiumeu Sie in
schlimme üousequeuzenhinein. Das Geld wird in ein bodenloses Faß hineingeworfen. Und dazu
ist uus nicht einmal nachgewiesen worden, ob die Gemeinde Obcrhanscu wirklich alle Schritte gethan
hat, um die Zeche Coucordia, welche die Schuld trägt, auzuhalteu, den Schaden zu ersetze». In
vielen andern Fällen hat man das gethan, und die Beschädigten sind auf diese Weise zu einem
Ersatz gekommen. Bewilligen wir aber heute, so giebt es 100 Fälle, wo Achnlichesvassirt, und
sie würden dann Alle mit Petitionen kommen.

Referent AbgeordneterBrcuer: Meine Herren! Die Stadt Oberhausen hat sich seiner
Zeit an die Königliche Regierung gewendet, und die Regierung sagt darauf, daß der Antrag an
den Provinzial-Verband zu richten sei. Der Autrag dürfte aber nicht an den Provinziallandtag
gehören, sondern der Direction der ProvinzialhülfskasseSeitens der Stadt zu unterbreiten sein.

AbgeordneterSeul: Ich wollte nur bemerken,daß ein solcher Autrag auf Bewilligung
von 75 000 Mark aus dem Mcliorationsfond augenblicklich der Direction der Hülfskassevorliegt.
Ich glaube aber nicht, daß es die Absicht des Landtages sein wird, sich in die geschäftsmäßige Be¬
handlung eines solchen Antrags einzumischen.Ich nehme an, daß dieselbe in derjenigenForm vor
sich zu gehen hat, welche für diese Angelegenheitenvorgeschrieben ist.

Vicemarschall: Ich schließe die Discussion und bringe den Antrag des Ausschusses zu¬
erst zur Abstimmung und darauf den Zusatzautrag des Herrn Waldthauseu. Ich werde deu-
selbeu noch einmal verlesen.

AbgeordneterCourth: Der Antrag des Ausschusses muß getheilt werden. Man kann ja
den ersten Theil ablehnen und trotzdem für den zweitenTheil sein.

Vicemarschall: Es wird also verlangt, daß die Frage in zwei Theile getheilt wird.
Ich werde also zunächst über den ersten Theil abstimmenlassen, nämlich:

I. die Seitens der Stadt Oberhausen erbetene Beihülfe von 25 000 Mark ablehnen
zu wollen;

und bitte diejenigenHerren, welche für diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Der Antrag ist abgelehnt.
Der zweite Theil des Antrags geht dahin:
II. dem Provinzial-Verwaltuugsrathe eine Summe bis zur Höhe von 10 000 Mark für

die vrojectirtc Caualisirung znr Disposition zu stelle», wenn derselbe durch vorherige
geuaue Prüfung der Sachlage die Ueberzeugunggewinnt, daß hier ein Nothstand vor¬
handen ist, der nnr durch die Beihülfe des hohe» Provinzial - Landtages gchobcu
werden kann.

Ich bitte diejenigenHerren, die dafür sind, sich zu erhebcu. (Geschieht.)
Der Antrag ist abgelehnt.
Wir kommen nun zu dem Antrage Waldthauseu.
AbgeordneterWaldthauseu: Ich möchte deu Ausdruck Meliorationsfonds ans meinem

Autrage ausmerzen und einfach sagen, aus Provinzialfonds, uachdemHerr Director Seul
vorhiu gesagt hat, daß solche Anträge an die Direction zu richten sind.

Vicemarschall: Ich bitte diejenigenHerrrn, sich zu erheben, die für deu Antrag des
Herrn Waldthauseu sind. (Herr Waldthansen erhebt sich.)

Der Antrag ist gegen eine Stimme abgelehnt
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Wir kommen nun zu:
12. Referat des V. Ausschusses, betreffend die Uebernahme der Vnir-Golz-

heim'er Prämienstraße auf den Provinzial-Straßeufouds.
Referent AbgeordneterWunderlich: Meine Herren! Die Straße von Vnir nach Golz-

heim wurde in den Jahren 1874/75 mit Hülfe einer Staatsprämie -i.ä N000 Thaler pro Meile
als Prämieustraße ausgebant. Dieselbeverbindet mehrere Straßen und zwei Eisenbahnenmitein¬
ander. Es liegt nuu hier ein Autrag der Gemeiudeu nicht vor, sondern ein Gutachtender Regierungen
zn Cöln und Aachen,welche eben sagen, daß die Straße eine über den Localverkehr hinausgehende
Bedeutung hat und die Uebernahme auf Proviuzialfouds befürworte«. Die Straße ist nach dem
Straßeuregnlatiu in übergaugsfähigemZustand bis auf ein paar kleine Punkte, wo sie zn eng ist,
was aber zu erledigenist Deshalb stellt der V. Ausschuß im Eiuverständuiß mit dem Provinzial-
Verwaltuugsrath den Antrag:

„Hoher Landtag wolle die Aufnahme der Buir-Golzheim'er Prämieustraße auf beu
Proviuzialstraßeufondsbeschließen,mit der Maßgabe, daß die Gemeindenanßcr zu den
gewöhnlichen Uebernahme-Bedingungenuud dcu von ihnen bereits acccvtirteu besonderen
Bedingungen verpflichtetwerden, vorher die Straße auf ihrer ganzen Länge mit einer
10 Centimetcr starkenBasaltdecke zu versehen."

Vicemarschall: Ich eröffne über den Antrag des Ansschusses die Diskussion. Da sich
Niemand zum Wort meldet, so schließe ich dieselbe wieder und lasse über den Antrag des Ausschusses
abstimmen. Ich bitte diejenige«Herren, die gegen den Antrag des Ausschussessind, sich erheben
zn wollen. (Es erhebt sich Niemand.) — Der Autrag ist also einstimmigangenommen.

Wir gehen über zu:
13. Referat des VI. Ansschusses, betreffend die Vereinigung der Gemeinde

Oberbousfeld (Westfalen) mit der Stadtgemeinde Bergisch -Langeuberg (Rheiuprovinz).
Referent AbgeordneterEourth: Meine Herren! Der Thcilbach bildet seit altersher die

Grenze zwischen dem bergischeu Lande und der Mark. An dem Theilbach liegt einerseitsdie Stadt
Bergisch-Langeuberg,auf der anderen, westfälischen, Seite die GemeindeOberbonsfeld, von der ein
Theil, gerade Bcrgisch-Langenberggegenüber,Märkisch-Langenberg genannt wird, der bebante Theil.
Der Theilbach bildet gegenwärtig die Grenze zwischen Rheinland und Westfaleu, Äergisch-Laugen-
berg gehört zur Rhciuproviuz, die Gemeinde Oberbousfeld gehört zum Amte Hattiugen, Kreis
Bochum. Es war der bebaute Theil, das märkische Langeuberg, vou Äergisch-Laugenbcrg aus
gegrünbet worden, wenn ich es so ausdrücke»darf. Es war auf der Seite von Bcrgisch-Langen¬
berg schlecht zu bancu, uud man erweiterte sich über den Theilbach hinüber, wo jetzt Märkisch-
Langenbergist. Seit langen Jahren war nuu schon das Bestreben der Stadtgemcinde Langeu¬
berg, dieses märkischeLangeuberg mit sich zu vereinigen. Diese Bestrebungen scheiterten,weil
uameutlich die NachbargcmeindeOberbonsfeld, die eben herübergezogenwerden follte, in ihren
Organen Widerspruch erhob. Die Sache ist aber nunmehr in ein anderes Stadinm gekommen.
Es hat sich auch die legale Vertretung der GemeindeOberbousfeld, allerdings blos mit 4 gegen
3 Stimmen, dafür ausgesprochen,daß die ganze Gemeinde mit drr Stadtgemeinde Langeuberg
vereinigt werde und so aus dem Verbände der Provinz Westfalen in den Verband unserer Provinz
übertrete. Es war demgemäß eine Petition an das Abgeordnetenhausgerichtetworden von der
beiderseitigen Gemeiudevcrlretnug,und zwar dahin gehend,das Haus der Abgeordnetenmöge direct
einen Gesetzentwurf vorlegen oder doch die Angelegenheitder Staatsrcgiernng znr Berücksichtigung
überweisen, damit diese die Ausarbeitung eines Gesctzentwnrfesveranlasse. Diese Petition hat
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dann zunächst die Commission des Abgcordueleuhauscsbeschäftigt in der Sitzung vom I, December
18??, und es ist hier mit großer Mehrheit beschlossen worden, dem Abgeordnetenhanse zn empfehlen,
die Petition der Staatsrcgieruug zur Berücksichtigung zu überweise»,und zwar in einer erweiterten
Fassung, indem die Commission cö offen ließ, ob die Staatsrcgicrnug es für augezeigterachte, die
ganze Gemeinde hinüberzuweiseu,oder blos den Märkisch - Langcuberg benannten bebauten Theil
dieser Gemeinde. Demgemäß hat auch das Abgeordnetenhaus resolvirt uud die Petition der
Staatsregierung in diesem Sinne zur Berücksichtigung überwiesen. In Folge dessen ist nun die
Sache in Fluß gekommen. Der Minister des Innern hat angeordnet, es sollten für beide Fälle,
alfo für den Fall der Uebcrweisung der ganzen Gemeinde Oberbousfcld oder blos des einen Theiles,
Auseiuaudersctzuugspläncangefertigt, sodann hierüber die eompetenteu Localbehördeugehört, uud
demnach Gesetzcutwürfeaufgestellt werden. Also ist unn auch verfahren worden, und es liegt
bezüglich der Aeußerungen der Localbehörbeudas Protokoll vom März dieses Jahres vor. Ich
will hierbei bemerken, daß der Gemeindevorstehervon Oberbousfcld persönlich zwar gegen eine
Vereinigung ist, sich aber dahiu aussprach, daß, weuu überhaupt eine Ueberweisuugstattfände, diese
doch nicht blos Märkisch Laugcubcrg treffen möge, sondern die ganze Gemeinde Oberbousfcld.
(Rufe: Schluß.) Ja, meine Herren, wenn Sie wünschen, daß ich mich kürzer fasse, so bin ich
bereit dazn. Die Sache ist aber von Wichtigkeit, namentlich da von Seiten der westfälischen
Behörde Widersprucherfolgt. Ich möchte gerne noch die Gründe für und wider vortragen. Man
könnte sonst sagen, die Sache sei hier nicht reiflich genug berathen worden. Gegen diesen Vorwurf
wollte ich mich als Referent wenigstens schützen. Weuu Sie aber wünschen, so werde ich blos
das Referat des Ausschusses verlesen(liest):

„Der Vorsitzende uud der Referent des Ausschusseshatte« au Ort und Stelle einer
coutradictorischcnVerhandlung über die betreffenden Projekte beigewohnt, welche neuerdings bei
persönlicher AnwesenheitSeiner Excellenzdes Herrn Obcrpräsidcnten von Vardelebcn und des
Herrn Regierungs-Präsidcutenvon Hagemcistcrunter Zuziehung der bcidcrscitigcn Gcmeindevorstände
und Landräthe stattgefundenhat. Der Ausschußnahm den desfalsigenBericht entgegen und gab
der ReferentKenntniß von den vielcn Vorverhandlungen. Hiernacherkannte der Ausschußan, indem
er den Gründen des Beschlusses der Commission des Abgeordnctcnhauscsvom 1. Dezcmbcr 18?? bei-
tritt, daß die gegenwärtigecommnnaleTrennung zwischcu Bcrgisch-Laugeubergund dem Märlisch-
Langeuberggenannten Theile der Gemeinde Oberbonsfeld, welche vollständigineinaudcrgebautsind,
und von dem nämlichen Interesse bewegt werden, ferner ganz unhaltbar erscheine. Wenngleich
keine so zwingende Gründe vorlägen, um nun auch die Vereinigung des übrigen ländlichenTheiles
der Gemeinde Obcrbonsfcld mit Bergisch-Langcubergzu bewirken,so war der Ausschuß doch der
Ausicht, die Vereinigung der ganzen GemeindeOberbonsfeld mit Bergisch-Laugeubcrgbefürworten
zu sollen. Derselbe wurde hierbei von der Erwägung geleitet:

1. daß die Gemeindevertretung von Oberbonsfeld sich für diese Vereinigung ausge¬
sprochen hat;

2. daß auch die widerstrebende» Einwohnerdiese Vereinigungeiner Trennung der Gemeinde
selbst vorziehen;

3. daß der Präsident der Regierung zu Arusberg sich iu sciuem Berichte vom 14. August
I8?8 dahiu ausgesprochenhat, daß der Rest der Gemeinde nicht mehr prästationsfähig bleibe,
welchem nach Lage der Verhältnisse nur beizustimmen sein dürfte, fowie daß eine Vereinigung des
ländlichenTheiles von Oberbousfeld mit einer der Nachbargemeindenin zweckentsprechender Weise
nicht herzustellenfei;
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4. eaß der Lage nach der Verkehr dcS qu. ländlichen Theiles mehr ans das nahe
Bergisch- und Märkisch-Langenberg, als auf das 6 bis 8 Kilometer entfernte Hattingen angewiesen
sei; und endlich

5. daß das Zerreißen der vicljährigcn comnnmalcn Znsammeugehörigkcit den abgestoßenen
Theil um so empfindlicher berühren müsse, als derselbe der wenig leistungsfähige sei.

Was die Modalitäten der Auseinandersetzung anlangt, so war der Ausschuß der Ansicht,
daß es nicht die Aufgabe des Landtages sein könne, in die Diskussion der detaillirtcn Porschläge
und Gegenvorschläge einzutretcu, daß die Auseinandersetzung vielmehr der gütlichen Vereinbarung,
eventuell den Festsetzungen der Verwaltungsbehörden zn überlassen sei.

Der Ausschuß trägt demnach dahin an:

Der hohe Landtag wolle sich für die Vereinigung der ganzen Gemeinde Oberbonsfeld
mit der Stadtgemciude Bergisch-Langenberg anösprcchen."

Ich will noch eben hervorheben, daß Herr Seul, der Vorsitzende der Eommission und
meine Wenigkeit an Ort nnd Stelle waren.

Vicemarschall: Ich eröffne über den Antrag des Ausschusses die Discussion.
Abgeordneter Icntges-. Meine Herren! Der Landtag wird sich grundsätzlich darüber zn

äußern haben, ob er es für zweckmäßig hält, daß die Gemeinde Oberbousfelo mit Bcrgisch-Lcingeu-
berg, d. h. eine wohlhabende westfälische Landgemeinde mit einer rheinischen Stadtgemcinde ver¬
einigt werde. Ich bin nun keinen Augenblick darüber im Zweifel gewesen, baß der Ausschuß den
Antrag so, wie der Herr Referent ihn foebcn mitgetheilt hat, stellen würde; ich habe auch nicht
die Absicht, gegen diesen Ausschußantrag anzukämpfen: Aber da Märlisch-Langenberg in dieser Ver¬
sammlung nicht vertreten ist. so möchte ich doch im Interesse der Abwesenden konstatiren, daß aller¬
dings in Märtisch-Langenbcrg der Ortsvorstcher und eine erhebliche Fraction der Gemeinde gegen
den Anschluß sind. In Märtisch-Langenbcrg herrscht das Landrccht, in Vergisch-Lcmgenbcrg der
(^»ck« oivil, dort das Grundbuch, hier die Hypothekeuordnung. Aber vor allen Dingen betone
ich das historische Recht, welches die Zusammengehörigkeit der Gemeinde Oberbonsfeld mit West¬
falen feit urdcntlichcn Zeiten docnmentirt. Der Theil'Bach ist allerdings kein großer Strom, aber
fchon vor Jahrtausenden trennte er die Umbrier von den Vruttercrn; später trennte er das Land
der Welsen von Ehurcölu, jctzt bildet er die Grenze zwischen Rheinland und Westfalen. Eine er¬
hebliche Fraction der Gemeinde unter Führung des Ortsuorstchcrs wünscht bei Westfalen zn bleiben.
Nun wird die Sache so kommen, daß ebenso einstimmig wie der Rheinische Provinzial-Landtag sich
für die Annectio», der Westfälische sich dagegen aussprechen wird. Die schließlichcEntscheidung
wird bei der hohen Staatsverwaltung, bei der Regierung und dem preußischen Landtage liegen. Ich
halte es für meine Pflicht, dies im Interesse der abwesenden Opponenten der Gemeinde Märtisch-
Langenbcrg zu konstatiren.

Abgeordneter Wolters: Anschließend au die letztere Bemerkung glaube ich, daß von Ab¬
wesenden hier gar nicht die Rede seiu kann; denn die Herren, für die der Herr Abgeordnete
Ientgeö plädirt, sind Westfalen und keine Rheinländer. Ich glaube es aus vollem Herzen sagen
zu dürfe», daß es Pflicht ist von den Rheinländern, einer fo guten Acquisitiou hier zuzustimmen.

Vice-Marsch all: Es ist kein Gegenantrag eingebracht worden, auch keiu Amendement.
Abgeordneter Eonze: Meine Herren! Ich möchte aus Rücksicht für die Anwesenden

auf das Wort verzichten; ich würde auch sonst den Ausführungen des Herrn Irntges, welcher
im Interesse der Abwesenden das Wort ergriffen, entgegen getreten fein.
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Vicc-Marschall: Wünscht niemand weiter das Wort? Es ist nicht der Fall; ich schließe
die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen
den Antrag sind, sich erheben zu wollen, Es erhebt sich Niemand, der Antrag ist einstimmig an¬
genommen.

Marschall (den Vorsitz wieder übernehmend): Es folgt jetzt
14. Referat des 1^. Ausschusses zu dem Gesuche der Wittwe des Feuer-

Socictäts-Iuspcktors Bnr g er um Erhöhnng derihr bewilligten Iahresuuterstütznng
von 4 00 Mark.

Referent Grafzu Stolberg: Das Referat des IV. Ausschusseslautet folgendermaßen fliest):
„Die Wittwe des am 8, Juli 1878 verstorbenen Inspektors der Proviuzial-FeucrSoeietät

Bürger bittet in einer Eingabe vom 1.">. April 1879:
Hoher Provinzial-Landtag wolle ihr die Seitens des Provinzial-Verwaltungsraths vorläufig
bewilligte, inzwischen von dem hohen Provinzial-Landtag bei Feststellung des Ausgabe^
Etats der Provinzial - Feuer - Societät pro 1879/80 genehmigte Unteestütznng von
jährlich 400 Mark auf die Summe von etwa 1000 Mark erhöhen."

Der IV. Ausschuß beschloß einstimmig:
in Erwägung, daß der festgesetzte Betrag auf dem Vorschlage der Direktion der Provinzial«

FcncrSocietät beruhe,
in fernerer Erwägnng, daß derselbe im Verhältniß zn den den Hinterbliebenen anderer

Beamten gewährten Beihülfen angemessen erscheine —
dem hohen Provinzial-Landtagc zu empfehlen:

„Hoher Provinzial-Landtag wolle über die Petition der Wittwe Burger zur Tages¬
ordnung übergehen."

Marschall: Ich eröffne die Diskussion über diesen Gegenstand; es meldet sich Niemand
zum Wort; ich schließe die Diskussion Ieb briugc den Antrag auf Tagcsorduuug zur Abstimmung
und bitte diejenigen Herren, welche gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben, (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Wir kommen jetzt zum folgenden Punkt der Tagesordnung:
15. Referat des IV. Ausschusses zu dem Antrage der Gemeinde Morsbach

ans Bewilligung ciucr Beihülfe zur Anlage einer Triukwasserleitnng.
Referent Abgeordneter Reinhard (verliest das Referat):
„Die Gemeinde Morsbach im Kreise Waldbroel, entbehrt eines reinen gesunden Trinkwassers

und es ist höchst wahrscheinlich, daß die seit mehreren Jahren in der Bürgermeisterei Morsbach
hervorgctretcnen Typhus- :c. Epidemien eine Folge dieses Uebelstandcs sind.

Dem letztereu abzuhelfen, hat sich die Gemeinde schon seit Jahren bemüht und es fehlt
znr Vervollständigung der getroffenen Maßnahmen noch eine letzte Summe von 2200 Mark, zn
deren Aufbringung die verschuldete, aus Kleinbauern, Tagelöhner» und Bergleuten bestehende Gemeinde
nicht im Stande ist.

Die Umlagen betragen schon jetzt 225"/» der direkten Steuern und nach der vorgelegten
Prästations-Nachwcisnng ist die Steucrkraft der Gemeinde, welche außerdem sich noch ganz erheb¬
lichen Naturalleistungen unterzieht, sehr gering. Von 868 Classcnstcncrpfiichtigcn, steueru 741 in
den zwei untersten Elasscnsteuerstufen.

Die Gemeinde hatte sich um Bewilligung des fehlenden Betrages von 2200 Mark schon
früher an den Provinzial Verwaltnngsrath gewendet, und letzterer in seiner Sitzung vom
13. Dezember 1878 die Gemeinde mit ihrem Gesuche auf den Weg der Petition an den hohen Landtag
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verweisen müssen, welchem allein die Disposition über den Zinsgewim, der Provinzial-Hiilfstasse zn-
steht. Gleichzeitig hat aber auch schon der Provinzial-Verwaltnngsrath seine Geneigtheit zu erkennen
gegeben, event, diese Petition beim Provinzial-Landtag zu unterstützen.

Der IV. Ausschuß ist iu eine eingehende Prüfnug der Sachlage eiugetrcten und bat auch
seinerseits die Ueberzeuguug gewonnen, daß es sich hier um Beseitigung eines wirtlichen Nothstandes
in einer leistnngsunfähigeu Gemeinde handelt und beantragt daher:

Hoher Landtag wolle der Gemeinde Morsbach den zur Herstellung von Wasserleitungen
fehlenden Kosteubetrag von 2 200 Mark aus dem angesammelten Bestände des Zins«
gewiunes der Rheinischen Proviuzial-Hülfskasfc bewilligen."

Abgeordneter Fürst von Hatzfeld: Meine Herren! Ich weiß sehr Wohl, daß derartige
Auträge augeublicklich keine allzu günstige Aufnahme bei Ihnen zn finden Pflegen. Aber mit Rück¬
sicht auf den Umstand, daß mir die lokalen Verhältnisse der Gemeinde Morsbach ziemlich geuan
bekannt sind, möchte ich mir erlauben, das Gesuch derselben mit wenigen Worten zu uuterstützen.
Insbesondere kann ich ans meiner persönlichen Kenntniß der dortigen Verhältnisse mir bestätigen,
daß fast in jedem Jahre eine Typhus-Epidemie in Morsbach herrscht, welche sich von dort aus
über die an und für sich sehr gesunde Umgegend zu verbreiten pflegt. Außerdem kann ich an¬
führen, daß die dortige Bevölkerung größtenthcils vom Vergban lebt, daß derselbe aber gerade jetzt
um so mehr gäuzlich darnieder liegt, weil der Ort Morsbach auf 2 Meilcu vou der uächsteu
Eiseubahnstatiou entferut ist. Es ist iu der dortige» Gegend auf dem Gebiete des Schnlhans- nnd
Wege-Baues fast das Unglaubliche geleistet worden, während dafür die Eomumual-Stcueru eine
ebenso unglaubliche Höhe erreicht Kaben, und während auf dcu dortige» Straßen, unter auderu auch
auf der dortige» Morsbach-Wildberger Proumzialstraße a» viele» Orte» Gras zu wachse» pflegt.
Also, meine Herreu, wenn Sie überhaupt für derartige Zwecke aus dem Zinsgewiun der Provinziell«
Hülfskasse noch etwas bewillige« wollen, so glaube ich, liegt hier der Fall vor, wo Sie einer
wirtlich bedürftigen Gemeinde eine kleine Unterstützung zn Theil werden lassen könnten. Deshalb
erlaube ich mir, den Antrag des Ausschusses zu unterstützen.

Marsch all: Wünscht noch Jemand das Wort? (Es meldet sich Niemand). Wenn das
nicht der Fall ist, so schließe ich die Discnssion und bringe den Antrag des Ausschusses, welcher
dahin geht (liest):

Hoher Landtag wolle der Gemeinde Morsbach den zur Herstellung von Wasserleitungen
fehlenden Kostenbetrag von 2 200 Mark aus dem augcsammeltcu Bestände des Zins¬
gewinnes der Rheinischen Provinzial-Hülfskasfe bewilligen,

zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich erheben zu wollen.
(Niemand erhebt sich).

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Der folgende Punkt der Tagesordnung ist:
16. Referat des I. Ausschusses zu dem Antrage des Provinzial-Vcrwaltnngs-

rath«, auf Zuwendung einer Summe vou 5 000 Mark an den Unterstütznngsfonds
für Wittwen und Waisen vou Lehrern der Realschule zn Düsseldorf.

Referent Abgeordneter Freiherr von Eynatten: Meine Herren! Das Referat des Vcr-
waltungsrathes liegt gedruckt vor Ihnen. Ich glaube deshalb, dasselbe als bekannt voraussetzen zu
dürfen. Der I. Ausschuß hat sich dem Verwaltuugsrathe vollständig angeschlossen. Meine Herreu!
Die Idee, der Realschule für ihre 7jährige Gastfreundschaft ein Gescheut zurückzulassen, wird ohne
Zweifel die Billigung des gauzeu Hauses finde»; über die Höhe derselben können jedoch ver-

«t
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schiedeue Ansichten herrschen. Der Verwaltungsrath hat in dieser Hinsicht 5 00!) Mark vorge-
schlagen und ist darauf gekommen, weil in ? Jahren 5 Sitzungsperioden stattgefunden haben, —
genau genommen eigentlich 6, denn im Jahre 1875 haben wir eigentlich 2 Sitzungen gehabt,
eine wegen der Wahl des Landeödirettors; diese letztere Sitzung aber dauerte nur ganz kurze Zeit.
— Der Ausschuß hat sich nuu auch in diesem Sinne ausgesprochen uud 5 000 Mark festgehalten.
Hinsichtlich der Art der Verwendung erlaubt sich der I. Ausschuß deu Modus zu empfehlen, welchen
der Verwaltnngsrath vorgeschlagen. Meine Herren! Wenn die Stadt Düsseldorf uns bereitwillig
diese Räume zur Verfügung gestellt hat, so haben die Lehrer der Realschule die Last allein getragen.
Wir wissen alle, welchen Werth die Lehrer auf die Ferien legen. Die Lehrer der Rcalfchnle sind
uun genöthigt worden, ihre Ferien nach den Landtags»Sitznngen einzurichten! Wurden die Land¬
tags Sitzungen, wie z. B, in diesen Tagen geschieht, über die gewöhnlichen Oster-Fcrien hinaus
ausgedehnt, so hatte die Realschule das Versäumte um Pfingsten nachzuholen, und haben somit die
Lehrer hiesiger Schule in den letzten Jahren meistens die Pfingst Ferien, welchedoch die angenehmsten
uud werthuollsten für dieselben sind, vollständig eingebüßt. — Es besteht nuu hicrselbst ein kleiner
Fonds zu Guustcu der Lehrerwittwen, Dieser Fonds hat circa 8 000 Mark, es sind mehrere
Wittwen vorhanden, und es wäre sehr wünschenswerth, wenn dieser Fonds eine kleine Erhöhung
erfahren könnte. Der I. Ausschuß schließt sich vollständig dem Referate des Vcrwaltungsratheö
an und meint, wenn in dieser Weise eine Anerkennung ausgesprochen würde, daß zu gleicher Zeit
ein gutes Werk gethan würde.

Marsch all: Ich eröffne über den Antrag die Diskussiou. Meldet sich Niemand weiter
zum Wort? (Geschieht nicht.) Ich schließe die Diskussion uud bringe den Antrag des Ausschusses,
der Wittwcukasse 5 000 Mark zu bewillige»!, zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche
gegen diesen Antrag sind, sich erheben zu wollen. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Weitergehend in der Tagesordnung ertheile ich dem Referenten Herrn Abgeordneten

Dietze das Wort zu den Punkten:
17. Referat des I. Ausschusses zu dem Etat der Eentralkassen-Verwaltung

und dem Haupt-Etat der provinzialständischcn Verwaltung pro 1879 und 1880;
18. Referat des I. Ausfchusses wegeu der Herabmindcrung der Prouinzial-

Umlage pro 188N um 200 000 Mark; uud
19. Referat des I. Ausschusses, betreffend die Verwendung der RechnuugS-

übcrschüsse für das Jahr 1878;
Referent Abgeordneter Dietze: Die Nummern 17, 18 und 19 der Tagesordnung bangen

innig zusammen und gehen eine aus der anderu hervor. Ich erlaube mir deshalb, die chrono¬
logische Reihenfolge zu unterbrechen und mit Nmumer 19 zu beginnen.

Meine Herren! In Nr. 10 der Drucksachen finden Sie bei dem Finalabschlusse pro 1878
einen Bestand von 404110,68 Mark, zusammengesetzt aus 87 270,48 Mark iu Vaar und
310 650,00 Mark in Werthpapieren. Sie haben nun im Laufe der Session aus dieser Nestsumme
Mehreres bewilligt, Andres abgesetzt, und so eben haben Sie noch eine Summe von 120 000 Mark,
die vorgeschlagen worden war, nicht bewilligt. Ich gehe auf Grund der Drucksache Nr. 10
positionsweise vor und da ist beantragt:

„Der hohe Landtag wolle beschließen, daß ans den Ueberschüssen der Eentraltasse
außer den oben «nk I. bis IV. erwähnten Beträgen von 237 331 Mark 48 Pf.
weiter zu entnehmen sind:
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1. zur Deckung des Defizits, sowie zur Beschaffungvon Bettwäsche,von Möbeln uud Uten-
silien in der Vlindcn-Anstaltzu Dürc» ......... 22 371,05 M.

2. zur Deckungdes Defizits der Hebammen-Lehranstaltzu Cöln . . 5 664,88 „
3. zu verschiedcucu Bauten und Herstellungen in der Irren-Anstalt

zu Grafenberg ................. 63 500,00 „
4. zur Bildnug eiucs gemeinsamenFonds für alle Irren-Anstalten 75 000,00 „

im Ganzen also ...... ""166 535,93 M
Ich erlaube mir über Positiou 3 „Provinzial-Irrenanstalt zu Grafcnberg" zunächst das

Wort an den Herrn AbgeordnetenTroost, welcher Referent in dieser Angelegenheit ist, abzutreten
und werde mir erlauben, nachher fortzufahren.

AbgeordneterTroost: Die Anträge des Provinzial'Verwaltnugsrathes bezüglich der ver¬
bleibendenNcstsummevon 166 779 Mark 20 Pfg. aus dcu Ueberschüssen der Central-Cassc pro
1878, DruckfacheNr. 10, k,>1. 2 u. f, w., gehcu dahin, zuuächst aus benfelbendas Deficit bei
der Blinden-Anstalt zu Düren, betragend insgesammt 22 371 Mark 5 Pfg. und ferner das Deficit
bei der Hebammen-Lehranstaltzu Cöln im Betrage von 5 664 Mark 88 Pfg. zu decken,welchen
Anträgen der III, Ausschuß mir zustimmen kann. Alsdann beantragt der Provinzial-Verwaltuugsrath:

1. eine Summe von 27 600 Mark zu einen: Oelaustriche der sämmtlichenGebäude der
Anstalt zu Grafcnberg zu verweuden;

2. eine Erweiterung und einen Umbau der vorhandenen zwei Tobabtheilungen daselbst
mit einem Kostencmfwaude von 28 000 Mark vorzunehmen;

3. eine Bäckerei nebst Inventar und ein Mehlmagazin, veranschlagtzu 2 000 Mark, ein»
zurichten;

4. für Aufstellungeines Kohlcnfchuppens 2 400 Mark, und
5. für Herstellung eiucs Schweinestalles 3 600 Mark zu bewilligeu.
Endlich erachtet es der Proviuzial-Verwaltungsrath unter Nr. 4, toi. 5 der Drucksache 10

für zweckmäßig, aus den uuter den Ueberschüsseupro 1878 vorhandenen Werthpapicrenim Noininal-
Betrage von 327 000 Mark eine Summe von 75 000 Mark auszuscheiden;diese Summe als
gemeinsamenFonds aller Irren-Anstalten zu verwalten, die Zinsen zuwachsen zn lassen, nm einen
Fonds zn gewiuucu,aus welchem außergewöhnlicheBaute» uud Bcdürfuisscder Anstalten mit Ge¬
nehmigung des Landtages gedecktwerden können.

Diese Anträge hat der III. Ausschuß iu seiner heutigen Sitzung ebenfallsauf's Eiugehcudste
geprüft und unterbreitet derselbe iu Nachstehendem das einstimmige Ergebniß seiner Berathung dem
hohcu Landtage zur weiteren Beschlußfassung.

aä 1. Oel-Anstrich.
Die Besichtigung der Anstalt zu Grafcnberg Seitens einiger Mitglieder des III. Aus¬

schusses hat constatirt, daß zu dem Bewürfe resp. Verputze der Gebäude daselbst ein durchaus
uugeeignetesschlechtes Material verwendet worden ist, welches unmöglich dauernd den Einflüssen
der Witterung widerstehenkann. — Diese Ansicht theilte auch der im Ausschuß anwesende Baurath
Herr Dreliug. — Ein Oelanstrich würde vielleicht diefe Mängel bedecken, nicht aber befeitigeu.
Vielmehr steht zu erwarte», daß bei der exponirtenLage der Gebäude die sehr schlechte Unterlage
in sehr kurzer Zeit wieder hervortrete», und zu erneuerte!! großen Ausgaben Veraulassung geben
würde. Ein Oelanstrich hat außerdem insofern etwas Bedenkliches, als derselbe alle 4 Jahre
ernenert werben muß und einen regelmäßig wiederkehrenden Ansgabepostenin dem Etat herbei¬
führen würde.

«4 »
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Eine Nadical^AufbessernngdcS Verputzes au sich, resp, eiue erneuerte Herstellung der
Außenfläche der Gebäude, namentlichau deu zumeiste^ponirten Sciteu, crscheiut indeß geboten uud
erlaubt sich der III. Ausschuß, diese Angelegenheit zur UntersuchungSeitens Sachverständiger und
demenlsprccheudcuMaßnahme» zn empfehlen.—ZurAusführungoer demnach als zweckmäßigerkannten
uud erforderlichcuArbeiten, beantragt der Ausschuß, die von dem Prouiuzial-Verwaltuugsrathc
bezeichnete Summe vou 2? 600 Mark zu bewillige».

ilä 2. Die Erweiterung der Tobabtheilnng der Anstalt,
aä 3. Errichtung einer Bäckerei und eines Mehlmagazius,
aä 4. Herstellung ciues Kohleuschuppeus, uud
lul 5. der Bau ciues Schweincstalles

erscheine» dem Ausschusse als nützlicheuud nothwendigeEinrichtuugen uud beantragt derselbe,die
verlangten Summen von insgesammt 36 000 Mark zn gewähren mit dem Bemertcu jedoch, daß
bei Errichtungdes Kohlenschuppens anch ein Raum für Anfbewahruugder Cools augebracht werde.—
Was mm den Antrag des Provinzial-Verwaltuugsrathes unter Nr. 4 der Drucksachc 10, lol. 5:
„Ausscheiduugvou 75 000 Mark uuter Zuwachs der Ziuseu als gemeiusameuFonds für alle
Irren-Anstalten zn außergewöhnlichen Bedürfnisse» und Baute» anzusammeln",anbelangt, so vermag
der Ausschuß die Opportunist dieses Antrages nicht einzusehen, halt deusclbcu vielmehr für bedenklich,
mit Rücksicht darauf, daß für geuauute Summe augenblicklichbei der kau»! erfolgte» Vollendung
sämmtlicherNeubauten keine bestimmtenVerwendungszwecke vorliegen.

Der III. Ausschuß gestattet sich deshalb, dem hohen Landtage zn empfehlen, dc» Antrag
des Provinzial-Vcrwaltungsrathes bezüglich dieses Fonds abzulehnen."

Ich habe dabei zu bemerken, daß sich für die Ablehnung jetzt ein bedenklicher Ornnd
gefundenin einem Punkte unserer heutigen Tagesordnung, in dem Punkte Nr. 18 nämlich, wo es
sich um Verminderung der ProviuziabUmlage pro 1880 um 200 000 Mark haudelt.

Marschall: Ich stelle zunächst den Antrag Nr. 3 des Ausschusses zur Diskussion.
AbgeordneterKaesen: Unter de» für Bauausführungen ausgesetzte» Summe» fiudet sich eiu

Posten von 25 600 Mark für Oel-Anstrich. Es hat dem Ausschuß geschicueu, daß dieser Oel-
Austrichauf einem sehr mangelhaftenVerputz nicht hallbar sei» würde, vielmehr würde derfelbe
mit dem Verputz herunterfalle!! und jedenfalls in spätestens 4 Jahren reuovirt werden müssen.
Ich habe mit den, Herr» Baurath la»ge überlegt, uud sind wir zu der Ansicht gelangt, daß diese
Aüsbesseruügnur successivemit großer Vorsicht vorzunehmensei. Daher ist diese Position aller¬
dings bewilligt worden, dagegcu haben wir 75 000 Mark ablehnen müssen, die der Verwaltung«-»
rath als Dispositionsfonds vorgeschlagen hat, weil im Etat eine Summe vorgesehen ist, die aus»
reichmd erscheint.

Marschall: Ich habe dem Herrn AbgeordnetenKaesen hierauf zuuächst zu erwideru,
daß der Verwaltungsrath diese Summe nicht als Dispositionsfonds angefehenhat, sondern als einen
Fonds, dessen Zinsen anzusammeln sein werden, um daraus iu Zukuuft größere Reparatureu zu
bestreiteu,also als einen Fonds zu Bauzwecken.

Abgeordneter Kaesen: Im größeren Ausschuß wurde die Summe abgesetzt,dem, man
sagte sich, daß die Summe, welche vorgesehen ist, vollständigausreicht, nnd wenn das der Fall
sei, so sei man nicht genöthigt, dafür eine fernere Snmme in Angriff zu nehmen.

Marschall: Ich habe auch das nicht monirt, sondern nur die Correctur geübt, daß ich
sagte, es sei kein Dispositionsfonds. Also, meine Herren! es handelt sich nm die Anträge des III,
Ausschusses. Derselbe beantragt eine Snmme von 63 600 Mark zn bewilligennach dem Antrage
des Verwaltnngsrathes mit de» Modificatione», die der III. Ausschuß getroffen hat.
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Ich eröffne hinüber die Discussiou. Es wnuschti Nemaud weiter das Wort? (Niemaud
meldet sich.) Dauu schließe ich die Discussiou und bringe den Antrag des Ausschusseszur Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenigen Herreu, welche gegen den Aulrag sind, sich zu erheben. Der
Antrag ist einstimmigaugeuommen.

Wir kommen mm zum 2. Antrage des III. Ausschusses,die auf 75 ONO Mark uormirte
Summe, welche als Fonds angesammelt werden sollte für Reparaturen an den Anstaltsbauten,
abzusetzen und nicht zn bewilligen. Ich bringe auch diesen Antrag zur Abstimmung nud bitte
diejenigenHerren, welche gegen den Antrag des Ausschussessiud, sich zu erheben. (Es erbeben
sich mir Wenige). Es ist das die Minorität. Der Antrag des Ausschusses auf Nichtbewilliguug
der Summe ist also augeuommen,—

Meine Herren! Es handelt sich ferner noch nm Bewilligung des Deficits bei der
Blindenanstalt von 22 3? l Mark 5 Pf. und zweitens des Dcfieits von 5 664 Mark bei der
Hebammenlehraustalt in Cölu. Die Sache, meine Herren, ist Ihnen aus dem gedruckte,!
Referate bereits bekannt. Die Angelegenheit ist hier noch nicht zum Beschlußgekommen. Ans
Seite 3 von Nr. 10 der Drucksachen finden Sie die einschlägigenZahlen, (Dieselben werden verlesen).

Ich eröffne über den Antrag, diese Summe nachträglichzn bewilligen,die Discussiouund
bitte diejenigenHerren, welche dazu das Wort nehmen wollen, sich zu meldeu. (Es meldet sich
Niemaud). Ich schließedie Discussiou und briuge dcu Antrag znr Abstimmung. Diejenigen
Herreu, welche gegen diesen Antrag siud, bitte ich, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemaud).
Der Antrag ist einstimmigangenommen.

Zweitens finden Sie ans derselben Seite uuter Nr. 2 bei der Hebammenlehraustalteiu
Deficit von 5 664 Mark 88 Pf. Ich eröffne hierüber die Discussiou. Es meldet sich Niemaud
zum Wort? (Geschieht nicht). Ich schließedie Discussion und bitte diejenigen Herren, welche
gegen die Bewilligung der Summe sind, sich zu erheben. Es erhebt sich Niemand, der Antrag ist
einstimmigangenommen.

Ich bitte nunmehr Herrn Dietze, fortzufahren.
AbgeordneterDietze: Es folgt jetzt als Vorschlagdes Verwaltungsrathes, den der erste

Ausschuß empfohlen, das von Ihnen genehmigteOefchcnkan die Nealschullchrcr-Wittwen-und
WaiseuKasse in Düsseldorf mit 5 000 Mark. ' Es crgiebt sich demnach eine Summe von
142 582 Mark 41 Pf., die Sie genehmigthaben, zur Eutnahme aus deu vorhandenen Nechuuugs-
überschüssen. Zur Verfügung bleiben also jetzt:

ursprünglich ...... 141 528 Mark 2? Pf.
jetzt mehr ....... 120000 „ — „

Summe . . 261528 Mark 2? Pf.
Der Verwaltuugsrath empfiehlt, diesen Ueberschnßzur Verminderung der Proviuzial-

Umlage pro 1880 zu verwenden.
Die geschäftlicheBehandlung würde dann den Weg gehen müssen, daß über die

120 000 Mark zunächst die Discnssion eröffuet werde.
Marfchall: Ich eröffne hierüber die Diskussion.
Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Wir haben so eben gehört, daß die znr

Verfügung stehende Summe 261 528 Mark 27 Pf. beträgt. Da eiue Vcrmiuderuugder Provinzial-
Umlage pro 1880 von 300 000 Mark vorgeschlagenwird, so müsse» aus den Beständen des
Land-Armen-und Corrigeuden-Wcscns38 471 Mark 73 Pf. entnommenwerden. — Wie Sie auf
Seite 14 des Jahresberichtes pro 1878 ersehen, war im vorigen Jahre eiu Bestand von 93 800 Mark
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Vorhanden; derselbe hat sich vermehrt auf 1210U0 Mark, Von sehr compeleuterSeile war die
Frage angeregt worden, ob dieser Bestand nicht auf den Bestand des vorigen Jahres znrückzn-
führen sein möchte, und wolle» wir jetzt über diesen Vorschlag uoch hinausgehen, indem nach
Entnahme der 38 000 Mark nur noch ein Bestand dieses Fonds von 86 000 Mark verbleibt; es
ist dann aber die Snmmc von 300 000 Mark erzielt, um welche die Provinzial-Umlagepro 1880
zu kürzen ist. —

Abgeordneter Freiherr Felix von Loü: Meine Herren! Wenn ich nicht dabei gewesen wäre,
als mein Antrag zu Grabe getragen wurde, so würde ich glaube», ihu wieder vor mir zn sehen, so
groß ist die Aehnlichkcitzwischenmeinem Antrage uud dem jetzt eingebrachte». Er hat daher
meine volle Sympathie. Ich freue mich sehr darüber, daß der neue Berwaltimgsrath diese»
Schritt gethan hat uud gratuliere ihm aufrichtig zu diesem Erstgeborenenund hoffe, daß ihm uoch
recht viele ähnliche folge» werde». Ich bitte Sie daher, den Antrag des Vcrwaltungsrathcs
auznnehme».

AbgeordneterCourth: Ich möchte mir A»Mru»g darüber erbitte»: Es siud so eben doch
auch die 75 000 Mark gestrichen worden, welche dein Dispositionsfonds überwiese»werde» sollten.

AbgeordneterDietze: Wenn ich darcmf erwidern darf: Es ist angenomme»worden, daß
diese 75 000 Mark nach dem Vorschlage des III. Ausschussesabgesetzt werden würden, sie siud
daher bereits iu unsere Ucberschußberechnung mit huicingezogen.

Marsch all: Sind alle Bedenken gehoben?
(Von mehreren Seiten: Jawohl!)
AbgeordneterDietze: Meine Herren! Der Antrag würde sich jetzt dahin stellen:

Zu den Überschüssendes Finalabschlussesder Ecntralvcrwaltungmit 261528 M. 2? Pf.
dem Bestände des Landarmc»fondözu c»tnehmen ...... 38 471 „ 73^ „

Summe . ^" 300 000 M."—Pf-
fo daß dlluu die runde Summe von 300 000 Mark übrig bleiben würde, nm welche die Provinzial-
umlage geringer wird gegen 1877/78.

Marsch all: Wünscht Niemand weiter das Wort? Dies ist »icht der Fall, ich schließe
die Diseussion und bringe den Autrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche da¬
gegen sind, sich zu erhebe». (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen, (Heiterkeit,)
AbgeordneterDietze: Dann ist Punkt 18 und 19 der Tagesordnung erledigt. Es erübrigt

nur noch kurz zu referircn über Punkt 17. Ich habe sehr »venig hinzuzufügen,um in erster Linie
zu fagen, daß die Eeutralkasscuoerwaltuugbisher einen Etat nicht aufgestellt, daß das aber jetzt
geschehe» ist. Dieser Etat enthält diejenigenPositionen, welche an die Eentralstelle gehe». Alle
Positionen sind bereits von Ihne» genehmigt. Die Einnahmen bestehen:

1. in Einuahme» an Renten,
2. „ „ an feststehenden Zinsen
3. in Umlagen
4. in fonstigenEinnahmen.

Ich habe dazu zu bemerken, daß die Einnahme fürs nächste Jahr von Ihne» um
300 000 Mark gekürzt worden ist.

I» diesem Etat der Ccntralkassenverwaltung,meine Herren, haben Sie kleine, unerhebliche
Aenderungenbeschlossen und verweise ich dabei auf Seite 14 der Ausgaben. Bei den Zuschüssen
zum Landarmenwesenergicbt sich eine Mindersummcvon 5000 Mark, weil der Verpfleguugssatz
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